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Beginn: 15.02 Uhr

Präsident Berndt Röder: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist eröffnet. Ich freue mich, dass
zu unserer heutigen Sitzung internationale Gäste
anwesend sind. Besonders begrüße ich den Gou-
verneur des brasilianischen Bundesstaates Rio de
Janeiro, Herrn Sérgio Cabral, den Botschafter Bra-
siliens in Deutschland, Herrn Luiz Felipe de Seixas
Correa und Herrn Honorarkonsul Lucas Meyer. Sie
werden begleitet von den Ministern für Wirtschafts-
entwicklung, Transport und Finanzen des Bundes-
staates Rio de Janeiro. Im Namen der Hamburgi-
schen Bürgerschaft begrüße ich Sie alle sehr herz-
lich in Hamburg.

(Beifall im ganzen Hause)

Sodann habe ich zwei Personalien zu verkünden.

Mit Schreiben vom 22. Mai 2008 hat mir der ehe-
malige Abgeordnete Dr. Michael Naumann mitge-
teilt, dass er sein Bürgerschaftsmandat zum 15.
Juni 2008 niederlegt. Herr Dr. Michael Naumann
gehörte der Bürgerschaft seit März 2008 an. Die
Bürgerschaft dankt Herrn Dr. Naumann für die von
ihm geleistete Arbeit.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei der CDU
und der GAL)

Nach Mitteilung des Landeswahlleiters ist auf der
Landesliste der SPD Herr Jan Quast nachgerückt.
Lieber Herr Quast, ich begrüße Sie herzlich wieder
in unserer Mitte und wünsche Ihnen viel Freude an
der Ihnen nicht unbekannten Aufgabe.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei der CDU,
der GAL und der LINKEN)

Wir kommen sodann zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind vier Themen angemeldet worden, und
zwar von der CDU-Fraktion

Kein Kompass, kein Lotse – die SPD sucht
nicht nur in der Schulpolitik nach Orientie-
rung

von der SPD-Fraktion

Gute Pflege braucht richtige Weichenstel-
lung, Anerkennung, Nachwuchsförderung
und fairen Lohn!

von der GAL-Fraktion

Bessere Zeiten für Radfahrerinnen und Rad-
fahrer

und von der Fraktion DIE LINKE

Elbphilharmonie, HafenCity … düstere Aus-
sichten für die schwarz-grünen Leuchttürme!

Ich rufe zunächst das erste Thema auf. Das Wort
wird gewünscht. Der Abgeordnete Freistedt be-
kommt es.

Marino Freistedt CDU: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir
alle, die wir hier sitzen, wissen, was es heißt, in ei-
ner Partei einen grundsätzlichen Konsens zu ei-
nem Sachthema herzustellen. Wir alle haben uns
in der Politik häufig mit unterschiedlichen inhaltli-
chen Positionen zu befassen. Aber das muntere
und gleichzeitig peinliche Schauspiel der SPD in
Sachen Schulpolitik darf so nicht weitergehen.

(Beifall bei der CDU – Dr. Monika Schaal
SPD: Wer im Glashaus sitzt, soll nicht mit
Steinen schmeißen!)

Die tiefe Zerrissenheit der SPD auf dem wichtigen
Feld der Schulpolitik schadet in erster Linie nicht
der erfolgreich gestarteten Regierung Ole von
Beust und Christa Goetsch, sondern den Schüle-
rinnen und Schülern sowie dem Ansehen unserer
Stadt.

(Beifall bei der CDU und bei Andreas Wal-
dowsky und Horst Becker, beide GAL)

Sie als Partei wagen sich nicht, sich hier und heute
zum Gymnasium zu bekennen und nehmen damit
Tausenden von Kindern und Jugendlichen die
Chance auf eine leistungsstarke Schulbildung.
Schlimmer noch: Ihre Sowohl-als-auch-Politik ver-
unsichert Tausende von Eltern und Zehntausende
von Wählern, weil diese immer noch nicht wissen,
was die ehemals so starke und traditionsbewusste
SPD denn künftig in der Schulpolitik machen will.
So sprechen Sie sich gleichzeitig sowohl für als
aber auch gegen das Gymnasium aus. Offenbar
merken nur wenige in Ihrer Partei, dass beide Po-
sitionen unvereinbar miteinander sind.

Leider ist der ehemalige Spitzenkandidat, Herr Na-
umann, nicht mehr Mitglied dieses Hohen Hauses.
Er hat das Handtuch geworfen, aber es gibt zwei
typische Aussagen. Im Wahlkampf sagte er noch
Folgendes:

"Der traditionelle Horrorweg der Gymnasien
wird in den nächsten Jahren auslaufen. Ich
habe an einer amerikanischen Ganztags-
schule meinen Abschluss gemacht."

(Wilfried Buss SPD: Richtig!)

Es war natürlich eine Gesamtschule und Herr Buss
bestätigt das auch noch und sagt, das sei richtig.

Vor zwei Tagen lesen wir aber von Herrn Nau-
mann in der "Welt":

"… was in Deutschlands Bildungslandschaft
bislang funktioniert hat, waren immer noch
die Gymnasien."
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Recht hat er, aber warum sagt er dieses jetzt,
nachdem er seine Koffer gepackt hat? Warum hat
er das nicht im Wahlkampf so deutlich gesagt?

(Beifall bei der CDU – Dr. Monika Schaal
SPD: Weil er keine Zeit dazu hatte!)

Für Sie ist Herr Naumann vielleicht ein Auslaufmo-
dell, aber wir wissen, dass das Einheitsmodell, von
der SPD vorgetragen, auch in der SPD nicht unbe-
dingt unumstritten ist. So sagt der Fraktionschef
Michael Neumann vor dem Hamburger Weltwirt-
schaftsinstitut im letzten Jahr:

(Michael Neumann SPD: Ist schon zwei Jah-
re her!)

"Es gibt eine Schulform, der vertrauen
50 Prozent der Eltern so sehr, dass sie ihre
Kinder sogar gegen die Empfehlung von
Lehrern dort anmelden. Das ist das Gymna-
sium. Und das Gymnasium ist für mich
schon allein deshalb ein zu erhaltenes
Schulangebot."

(Wilfried Buss SPD: Das wollen Sie ja ab-
schaffen!)

Recht hat er, zumindest in dem Punkt.

(Beifall bei der CDU)

Denn schon tönt aus der Gesamtschulecke fünf
Tage später – Herr Buss, das sind Sie natürlich –,
dass – Zitat –:

"… mit vorschnellen unreflektierten und we-
nig fundierten Äußerungen Unsicherheiten
und Festlegungen provoziert werden. Dieses
Vorgehen ist kontraproduktiv und dient le-
diglich der eigenen Profilierungssucht."

Das sind Ihre Worte, Herr Buss. Etwas später fährt
er dann fort:

"Wir können das Gymnasium nicht verscho-
nen",

wobei er sicherlich gemeint hat: Wir wollen das
Gymnasium nicht verschonen.

Aktuell ist natürlich die Diskussion um das Harbur-
ger schulpolitische Papier, das jetzt diskutiert wird.
Einerseits stellt sich die SPD als Retter des Gym-
nasiums hin, andererseits gibt es starke Strömun-
gen, das abzuschaffen.

Meine Damen und Herren, nicht die Regierung
schafft Unruhe und Unfrieden, sondern der Ver-
such, das Gymnasium abzuschaffen.

(Beifall bei der CDU – Dr. Andreas Dressel
SPD: Das glauben Sie doch selber nicht!)

Dieser Versuch einer Gruppe von SPD-Ideologen,
die das Gymnasium bis auf das Messer bekämpft
– wir hören das ja gerade – schafft Misstrauen und
spaltet.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Die Schulreform der CDU dagegen ist zukunftswei-
send und berücksichtigt unterschiedliche Interes-
sen und schulpolitische Erfahrungen. Das haben
wir mit CDU und GAL so abgesprochen. Sie ist
eben kein Wunschkonzert und auch kein Köder,
um auf Wählerfang zu gehen. Das Schlagwort von
der Überwindung des schulpolitischen Streits ist
von unserem Bürgermeister zu Recht geprägt wor-
den. Schulpolitik wird von der Gestaltungsmehrheit
GAL und CDU

(Ingo Egloff SPD: Handlungsmehrheit!)

in diesem Hause nicht nach dem billigen Motto be-
trieben.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Herr
Abgeordneter, darf ich Sie auf die Bedeutung des
Lichtes dort vorne aufmerksam machen.

Marino Freistedt (fortfahrend): Aus diesem Grun-
de möchte ich abschließend sagen: Wir halten den
Kurs, den Ole von Beust und die GAL eingeschla-
gen haben weiter und werden das Schulsystem re-
formieren.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Egloff.

(Dittmar Lemke CDU: SPD, noch zweistel-
lig!)

Ingo Egloff SPD: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Freistedt, ich wür-
de das einmal unter dem Begriff untauglicher Ver-
such abtun, was Sie hier getan haben. Sie wollen
von der Debatte ablenken, die Sie in Ihrer eigenen
Partei haben.

(Beifall bei der SPD und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Der Einzige, der die Eltern verunsichert, das ist
dieser Senat, der dort oben sitzt, weil er nämlich
nicht weiß, wohin der Zug fährt. Das ist Ihr Pro-
blem, Herr Freistedt, und da nützt es nichts, sich
hier hinzustellen und sich mit anderen zu beschäf-
tigen. Sie müssen erst einmal vor der eigenen Tür
kehren.

(Beifall bei der SPD)

Gucken Sie sich doch Ihre eigene Partei an. Gan-
ze Kreisverbände der Jungen Union protestieren
und sagen, sie unterstützen die Initiative "Pro
Gymnasium". Der RCDS erklärt es öffentlich.
Wenn man die Interviewäußerungen Ihrer Abge-
ordneten liest, dann steht da immer, dass sie sich
nicht wohlfühlen bei dieser schulpolitischen Linie.
Wenn man mit Ihren Abgeordneten spricht, dann
hört man auch das eine oder andere Mal, dass sie
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überhaupt nicht verstehen, was in dieser Koaliti-
onsvereinbarung vereinbart ist. Es ist jedenfalls
nicht das, was Sie den Eltern im Wahlkampf ver-
sprochen haben, meine Damen und Herren von
der CDU.

(Beifall bei der SPD)

Im Gegensatz zu Ihnen wird bei uns diskutiert. Wir
haben ein dreiviertel Jahr lang in unserer Partei ei-
ne ernsthafte Diskussion auf allen Ebenen geführt
über die Frage, wie die Bildungspolitik in Hamburg
künftig aussehen soll. Wir haben ein Konzept vor-
gelegt, das immerhin dazu geführt hat, dass uns im
Wahlkampf die Kompetenz im bildungspolitischen
Bereich mit 42 Prozent zugeschrieben wurde. Sie
lagen bei 27 Prozent.

(Beifall bei der SPD – Klaus-Peter Hesse
CDU: Das Einzige, was Sie gewinnen, sind
Umfragen!)

Wir haben sehr deutlich gemacht, dass wir den El-
ternwillen berücksichtigen wollen und Sie wollen
das Elternwahlrecht abschaffen. Das ist Ihre Poli-
tik. Sie wollen im 21. Jahrhundert mit obrigkeits-
staatlichen Mitteln aus dem letzten Jahrhundert
agieren und das ist falsch. Das wird den Eltern in
dieser Stadt nicht gerecht, wenn Sie das Eltern-
wahlrecht abschaffen und so tun, als sei das über-
haupt nichts.

(Beifall bei der SPD – Marino Freistedt CDU:
Wie ist das denn jetzt bei der SPD?)

Sie sind auf Ihrem Parteitag, Herr Voet van Vormi-
zeele, wie die Lämmer zur Schlachtbank gegan-
gen. Da haben Sie keinen Ton zu Ihrer Koalitions-
vereinbarung gesagt.

(Beifall bei der SPD – Michael Neumann
SPD: Die Anmeldung war ein Eigentor!)

Ob es Ihnen gefallen hat oder nicht, Sie haben ge-
schwiegen und es abgenickt. Das ist kein Vorbild
für Parteiendemokratie, sondern das ist Kuschen
vor dem Bürgermeister, meine Damen und Herren,
und nichts anderes.

(Beifall bei der SPD)

Dann stellen Sie sich hier hin und wollen der SPD
Belehrungen erteilen. Ich sage Ihnen, die Stunde
der Wahrheit dieser Koalition wird noch kommen.
Im Moment können Sie Formelkompromisse auf
dem Papier formulieren, aber was ist denn, wenn
die Primarschule eingeführt wird? Wie sieht es
dann aus? Ist es die Bezirksgrundschule von Frau
Goetsch oder ist es die Langform des Gymnasi-
ums von Herrn von Beust. Das werden Sie irgend-
wann entscheiden müssen und Farbe bekennen
müssen. Dann wird nämlich klar, ob wir eine Situa-
tion in Hamburg haben, in der die Eltern gezwun-
gen sind, schon im Bereich der Vorschule zu ent-
scheiden, ob sie ihre Kinder auf das Gymnasium
schicken wollen oder nicht oder ob es wirklich ein

gemeinsames längeres Lernen gibt. Wenn es nach
dem Bürgermeister geht, gibt es das nicht. Die Fra-
ge ist, wer sich in dieser Koalition durchsetzt. Den
Beweis müssen Sie erst noch einmal anbringen
und ansonsten sollten Sie den Mund halten.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Ich gebe dem Abgeord-
neten Gwosdz das Wort.

Michael Gwosdz GAL: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Schön,
dass wir jetzt gute Stimmung im Saal haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das flaut jetzt
wieder ab!)

Schön auch, dass Herr Egloff wieder einmal betont
hat, dass die SPD bedingungslos den Elternwillen
erhalten will.

Was ist eigentlich der Elternwille, der eine von al-
len Eltern vertretene gemeinsame Wille? Wenn
man sich auf die Suche nach dieser einen Wahr-
heit begibt, muss man zwangsläufig in eine innere
Zerrissenheit geraten, wie es die SPD gerade tut,
vor allem wenn man diese Wahrheit in der Schul-
strukturfrage zu finden versucht, denn dort findet
man viele verschiedene Elternwillen. Wir haben die
Vertreter der Volksinitiative "Wir wollen lernen", die
Vertreter von "Schule für alle", wir haben Eltern,
die ihre Kinder auf eine Waldorfschule schicken,
wir haben Eltern, nach deren Willen das Beste ist,
ihre Kinder auf Schloss Salem zu schicken und wir
haben die Eltern, die in Heimunterricht die Bildung
selbst in die Hand nehmen. In diesem Potpourri
von Schulformvorstellungen wird man nie einen
einheitlichen Elternwillen finden, den man glaub-
würdig als den einen repräsentieren kann.

(Andy Grote SPD: Dann finden Sie den mal
für alle!)

Die Suche endet zwangsläufig in der Orientie-
rungslosigkeit. Kurz gesagt: Gibt es in der Schul-
strukturformfrage einen einheitlichen Elternwillen?
Ich sage: Den gibt es nicht. Es gibt so viele Eltern-
willen in Hamburg und in der ganzen Welt wie es
Eltern gibt. Sie alle verbindet eines: Der Wille, das
Beste für das Kind zu erreichen. Doch was ist das
Beste für das Kind?

(Bülent Ciftlik SPD: Das ist ja bahnbrechend,
was Sie hier erzählen!)

Auch hier hat jede und jeder verschiedenste Ant-
worten. Wenn wir diese verschiedenen Antworten
politisch operationalisierbar machen wollen, ergibt
sich dennoch ein brauchbarer Leitgedanke: Wir
brauchen ein möglichst gerechtes und faires
Schulsystem. Gerecht darin, jedem Kind den
schrankenlosen Zugang zur bestmöglichen Ausbil-
dung zu ermöglichen, fair darin, die Stärken zu
stärken und die Schwächen zu fördern und nicht
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umgekehrt, die Stärken zu vernachlässigen und
die Schwächen zu bestrafen.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Wer sich von diesem Grundgedanken leiten lässt,
erkennt schnell eines: Die Vielgliedrigkeit des
Hamburger Schulsystems ist in der Gesamtbilanz
weder gerecht noch fair. Das haben wir alle zu-
sammen auch schon in der Enquete-Kommission
erkannt und daraus die Konsequenz gezogen, die
Vielgliedrigkeit zu reduzieren. Die Erkenntnis teilen
wir alle.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber die Primar-
schule haben Sie nicht beschlossen!)

Wer den Leitgedanken ernst nimmt – Stärken stär-
ken, Schwächen fördern –, der erkennt aber auch,
dass eine zu frühe Trennung der Kinder in ver-
meintlich Schwächere und Stärkere der Individuali-
tät der Kinder nicht gerecht würde. Sie verbaut die
Chancen, gemeinsam von den Stärken des ande-
ren zu lernen. Wer sich diesen Gedanken zum
Kompass macht, der kommt am Ende recht ein-
fach auf die Erkenntnis: Die sechsjährige Primar-
schule ist nötig.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Diese Erkenntnis hat Ihre Arbeitsgemeinschaft für
Bildung auch gehabt. Mit Beschluss vom 24. April
hat sie gesagt, die Primarschule geht in die richtige
Richtung. Die SPD-Fraktionen im Saarland und in
Bayern haben entsprechende Anträge zur Einfüh-
rung einer sechsjährigen Primarschule einge-
bracht. Es ist also letzten Endes auch ein Stück
weit sozialdemokratische Politik.

Den einen Hauptteil unserer gemeinsamen Schul-
reform, Einführung Stadtteilschule und Gymnasi-
um, haben wir bereits gemeinsam in der Enquete-
Kommission vereinbart. Der andere Teil zur Pri-
marschule steht offensichtlich nicht im Wider-
spruch zur sozialdemokratischen Politik. Wenn wir
aber gar keine grundlegenden Differenzen in den
Grundsätzen haben, dann lassen Sie uns doch bit-
te die Auseinandersetzung auf die sachliche Kritik
der Details der Reformschritte beschränken. In der
Frage der Abschaffung der isolierten Hauptschul-
klassen zum Beispiel zum kommenden Schuljahr
haben Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
SPD, das schon auf wunderbare Weise getan.
Wenn dagegen Herr Neumann in der "Welt" von
den Trümmern schwarz-grüner Schulpolitik spricht

(Michael Neumann SPD: Das war das
"Hamburger Abendblatt"! – Frank Schira
CDU: Das ist ja egal!)

– dann war es das "Hamburger Abendblatt" – und
sie herbeisehnt, dann ist das aus parteitaktischen
Gründen zwar nachvollziehbar, verantwortliche

Schulpolitik sieht jedoch aus meiner Sicht anders
aus.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Noch ein Wort zum Elternwahlrecht. Sie tun immer
so, als sei die Entscheidung für die Schulform das
einzige Kriterium für das Prinzip Elternwahlrecht.
Sie ignorieren allerdings eines völlig: Bei der künfti-
gen Frage Stadtteilschule oder Gymnasium ist et-
was anderes ebenso wichtig wie es heute schon
ist, nämlich die Frage, auf welches inhaltliche Profil
einer Schule schicke ich mein Kind? Das ist we-
sentlich wichtiger als die Frage, Stadtteilschule
oder Gymnasium. Wenn beide Formen am Ende
zum Abitur führen, ist das wichtigste Prinzip und
Recht der Eltern zu entscheiden, welche Inhalte ih-
ren Kindern in den Schulen vermittelt werden.
Denn die Frage der Inhalte, die ein Kind lernen
wird, ist weitaus wichtiger und deshalb stärken wir
in dieser Frage sogar die Mitspracherechte der El-
tern, denn künftig werden die inhaltlichen Profile
der Schulen nachfragegesteuert. Die Eltern haben
ein Mitspracherecht bei den inhaltlichen Angebo-
ten der Schule und sie werden sich entscheiden
können, was die Kinder lernen werden. Das ist ein
sehr wichtiger Teil des Elternwahlrechts und den
sollten Sie in den Vordergrund stellen und nicht
Angst schüren, dass die Eltern in Zukunft über-
haupt keine Entscheidungen mehr darüber haben
werden, was und wie ihre Kinder lernen werden.
– Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Die CDU hat die Orientierung
verloren.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Wer im Glashaus sitzt, der sollte nicht mit Steinen
werfen.

(Marino Freistedt CDU: Wohl wahr!)

Die SPD ist ja ein wenig durcheinander. Sie hat mit
der Rolle der Opposition immer noch gewisse
Schwierigkeiten. Wir denken auch, gegen alle Vor-
haben der Regierung zu sein, reicht einfach nicht
aus. Es bedarf politischer Gegenentwürfe, die in
sich stimmig sind, denn die Opposition hat nicht
die Mehrheiten für Gesetze im Parlament. Sie hat
nicht die Macht, Veränderungen über die Legislati-
ve durchzusetzen.

(Wolfgang Beuß CDU: Gott sei Dank!)

Das einzige Mittel der Opposition ist die Überzeu-
gungskraft mit Argumenten und die Verankerung in
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der Bevölkerung. Dafür ist allerdings eines eine
Voraussetzung: Ein klares Konzept.

(Frank Schira CDU: Richtig!)

Die LINKE ist in der Tat die einzige Partei in der
Hamburgischen Bürgerschaft, die eine klare Orien-
tierung in der Bildungspolitik hat und das bedeutet:
gebührenfreie Bildung von der Kita bis zur Hoch-
schule, keine soziale Auslese, keine hungernden
Kinder in Schule und Kita.

(Beifall bei der LINKEN)

Die LINKE setzt sich kompromisslos für eine
Schule für alle ein, eine Schule, in der die jungen
Menschen von der 1. bis zur 10. Klasse gemein-
sam lernen können. Deswegen haben wir auch
dem Vorschlag der Regierung, die Hauptschulen
abzuschaffen, zugestimmt. Das ist genau der rich-
tige Weg.

Nun werden Sie sicherlich einwenden, wer in der
Politik keine Kompromisse macht, sei politikunfä-
hig. Aber die gegenwärtige Diskussion zeigt etwas
anderes, sie zeigt, dass Kompromisse auch Gren-
zen haben. Schwarz-Grün will in der Bildungspoli-
tik die Quadratur des Kreises. Das funktioniert
nicht, das macht sie politikunfähig.

Die GAL hat mit ihrem Modell "9 macht klug - neun
Jahre gemeinsame SCHULE FÜR ALLE" im Wahl-
kampf gekämpft. Sie bekämpfte das Zwei-Säulen-
Modell und jetzt will sie es umsetzen. Die CDU trat
für die Erhaltung des gegliederten Schulsystems
mit Stärkung der Gymnasien ein, ihre deutsche
Traditionsschule, wie Sie immer so gerne betonen.
Im Koalitionsvertrag hat sie zugesagt, eine sechs-
jährige Grundschule in Hamburg ab 2010 zu eta-
blieren, und zwar mit dem Anspruch, die Aufteilung
der Schülerinnen und Schüler um zwei Jahre nach
hinten zu verlagern. Ole von Beust hat in seiner
Regierungserklärung zugesagt,

(Ingo Egloff SPD: Der sagt immer viel, wenn
der Tag lang ist!)

alle Aussagen aus dem Koalitionsvertrag einzuhal-
ten. Das hat Ole von Beust gesagt, aber gilt das
auch für die CDU? Zweifel und Kritik aus seiner
Partei sind lautstark zu vernehmen. Dabei soll
doch die CDU-Fraktion diese Beschlüsse im Parla-
ment durchsetzen. Da lesen wir kürzlich in einem
Interview von Frau Koop gegenüber der "Welt" zur
geplanten schwarz-grünen Schulpolitik – ich zitie-
re –:

"Ich weiß nicht, ob es jetzt nicht größere Wi-
derstände gibt. Am Ende wird das zu Lasten
der Kinder gehen."

So viel, Herr Freistedt, zu der Bemerkung von Ih-
nen, dass die Unruhe nicht von der Regierung
kommt. Sie kommt sehr wohl von diesem Kompro-
miss, den keiner so richtig versteht.

(Beifall bei der LINKEN und bei Gerhard
Lein SPD)

Der RCDS unterstützt die Volksinitiative zum Erhalt
der Hamburger Gymnasien. Der kürzlich im Amt
bestätigte Landesvorsitzende sagte zur Begrün-
dung, sein Verband habe sich im Wahlkampf ge-
gen die Einheitsschulpläne von SPD, Linkspartei
und GAL sowie der Volksinitiative "Eine Schule für
alle" eingesetzt und behauptet, eine Aufweichung
der traditionellen Gymnasien gefährde die Studier-
fähigkeit der Schüler. Zuvor hatten bereits drei
Kreisverbände der Jungen Union und die Schüle-
runion beschlossen, die Initiative gegen das von
CDU und GAL beschlossene Reformvorhaben zur
Einführung der sechsjährigen Grundschule zu be-
kämpfen.

Es bleibt die Frage, was die CDU mit dem Thema
in dieser Aktuellen Stunde wollte. Das Motto: Die
SPD hat noch größere Probleme als wir, reicht ja
wohl nicht.

Im Zusammenhang mit der Ausbildung an der
Hochschule hat die CDU ihre Vorliebe für Australi-
en entdeckt und das Modell der nachgelagerten
Studiengebühren, das dort bereits wieder in der
Kritik steht, soll hier eingeführt werden. Die Christ-
demokraten scheinen aber noch etwas anderes
aus dem Land am anderen Ende der Welt impor-
tiert zu haben, nämlich den Exportschlager, den
Bumerang. Dieses Thema, meine Damen und Her-
ren von der CDU, spiegelt Ihre eigene Unsicherheit
wider. Herrn Kerstan können wir nur empfehlen:
Schenken Sie doch Ihrem Koalitionspartner bitte
einen Kompass.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Beuß.

Wolfgang Beuß CDU: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Frau Heyenn, mit Ihrer Bemer-
kung zur sechsjährigen Grundschule machen Sie
deutlich, dass Sie sich nicht einmal die Zeit ge-
nommen haben, den Koalitionsvertrag zu lesen.
Von Grundschule steht da gar nichts drin. Da steht
etwas von Primarschule drin.

(Ingo Egloff SPD: Haben Sie auch noch et-
was Inhaltliches zu sagen?)

– Herr Egloff, wenn Sie meinen, wer schreit, habe
recht, dann sind Sie auf einem Irrweg. Als Sprach-
heilpädagoge kann ich Ihnen nur raten: Schonen
Sie Ihre Stimme, man merkt förmlich, wie die
knarrt, weil Sie sich so echauffieren über Ihre eige-
nen Unfähigkeiten innerhalb Ihrer Partei.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Herr Egloff, seien Sie versichert, dass wir wissen,
wo der Zug hinfährt. Das steht auch klar in der Ko-
alitionsvereinbarung. Wenn Sie ein Wahlkampfver-
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sprechen der CDU anmahnen, dann kann ich Ih-
nen nur sagen, dass wir als Demokraten Wahler-
gebnisse zur Kenntnis nehmen müssen. Wir regie-
ren nicht mehr alleine. Deshalb haben wir in der
Koalition diesen aus unserer Sicht guten Kompro-
miss gefunden.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Herr Egloff, im Gegensatz zu Ihnen diskutieren wir
sehr wohl. Was Sie tun, ist, dass Sie unter dem
Tisch aufeinander eindreschen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL – Dr. Andreas Dressel SPD: Ach so,
das macht die CDU nie!)

Herr Egloff, wenn Sie sagen, wir wollten das El-
ternwahlrecht abschaffen – ich habe das vor eini-
ger Zeit schon einmal betont –: Am Ende der sech-
sten Klasse gibt es in Hamburg kein Elternwahl-
recht.

(Ingo Egloff SPD: Das ist doch Bullshit!)

Das hat es auch in der Vergangenheit nicht gege-
ben.

Herr Neumann, Sie fordern die Einheitsschule.
Wissen Sie, was das bedeutet? Da gibt es über-
haupt kein Elternwahlrecht mehr.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Henry Ford hat einmal gesagt, ein Misserfolg sei
die Chance, es beim nächsten Mal besser zu ma-
chen. Ich kann nur sagen, dass die Hamburger
SPD einen Misserfolg nach dem anderen produ-
ziert, aber nichts daraus lernt. Das wird in der
Schuldebatte ganz deutlich. Da ist der Herr Lein
auf der einen Seite, Herr Rabe auf der anderen
Seite. Da ist die Einheitsschule, da ist das Säulen-
Modell, das gelobt wird. Raus oder rein, rein oder
raus. Was denn nun?

Der Oberleutnant der Reserve, Herr Neumann,

(Michael Neumann SPD: Nein, falsch!)

hat seine Truppe nicht im Griff. Sie verfahren im-
mer noch nach dem Prinzip Befehl oder Gehor-
sam.

(Michael Neumann SPD: Wenn das mal
klappen würde!)

Aber in Ihrem Laden macht jeder, was er will. Be-
stes Beispiel ist doch der Pseudomephisto der
SPD, Herr Böwer. Dem geht es doch gar nicht
mehr um die Sache, sondern nur noch darum, was
ihm nützt und was ihren Laden durcheinander-
bringt. Ähnlich Frau Schaal. Parteivorsitzender
Egloff spricht sich für Moorburg aus, sie sagt ein
ganz entschiedenes Nein. Was gilt denn nun?
Raus oder rein oder rein oder raus? Wo ist denn
Ihr Kurs?

(Beifall bei der CDU)

Dann geben Sie seit einigen Wochen den Klassi-
ker der Orientierungslosigkeit, und zwar im Um-
gang mit den LINKEN. Mal zögerliche Annähe-
rungsversuche,

(Michael Neumann SPD: Der enttäuschte
Liebhaber aus Eimsbüttel!)

mal halbherzige Abgrenzungsversuche. Was gilt
denn hier, wenn Sie, Herr Neumann, mal so und
mal so sagen. Das genügt nicht. Sie müssen nicht
nur die Marschzahl vorgeben, sondern auch einen
Kompass in der Hand halten, damit Sie den Kurs
halten. Ich kann Ihnen nur empfehlen: Passen Sie
bloß auf Ihre Truppe demnächst im Harz auf, damit
Ihnen keiner verlustig geht, weil Sie möglicherwei-
se die Orientierung bei Ihrem Survival-Gang dort,
den Sie planen, verlieren.

Einen haben Sie schon verloren. Das ist Ihr Hilfs-
lotse Naumann gewesen. Der hat das sinkende
Schiff verlassen und bestimmte Tiere bekommen
nun auf diesem sinkenden Schiff wieder die Ober-
hand. Statt dem kläglichen Versuch, sich am Senat
abzuarbeiten, möchte ich gerne noch einmal an Ih-
re eigene Vergangenheit erinnern, nämlich dem
Stimmenklau von 2007. Das war historisch in der
deutschen Parteienlandschaft und an Blamage
nicht zu überbieten. Herr Dressel, der immer wie-
der den Chefankläger gibt, sollte doch einmal den
Hilfssheriff spielen und die Sache in den Griff be-
kommen.

Mein Appell an Sie: Nehmen Sie endlich Orientie-
rung auf, damit Sie wenigstens Ihrer Oppositions-
rolle gerecht werden. – Danke.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Rabe.

Ties Rabe SPD:* Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Bis vor Kurzem war
sich dieses Haus in der Bildungspolitik vollkommen
einig, auch wenn man jetzt diesen Eindruck nicht
mehr hat. Die Einigkeit bestand zumindest in dem
Punkt, dass das größte Problem diejenigen sind,
die ohne Schulabschluss die Schule verlassen. Ein
halbes Jahr ist in einer Enquete-Kommission mit
allen Parteien darüber nachgedacht worden, was
man dagegen tun kann. Die Lösung war, dass wir
alle gesagt haben, es ist richtig, Hauptschule, Re-
alschule und Gesamtschulen zu Stadtteilschulen
zusammenzuführen. Wir haben das mit großer Ge-
meinsamkeit getragen, weil es eine Perspektive für
das Hamburger Schulsystem ist.

Für uns war das eine klare Leitlinie, die in Wahl-
programmen und Parteitagsbeschlüssen ihren Nie-
derschlag gefunden hat und diese Leitlinie lautete:
Wir wollen diese Zusammenführung, aber die
Stadtteilschule ist für uns nicht die zweite und
schwächere von zwei Säulen, sondern sie ist lang-
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fristig der richtige und breite Weg hin zu einer neu-
en Schulform, in der Schüler besser lernen kön-
nen. Diesen Weg wollten wir zumindest ein Stück
gemeinsam gehen. Und wer von diesem Weg ab-
gewichen ist, das sind diejenigen, die heute davon
reden, dass sie einen klaren Kurs hätten, die aber
vor Kurzem genau diesen Weg noch für richtig ge-
halten haben.

(Jens Kerstan GAL: Nee, hatten wir nie!)

Zum Beispiel Herr Heinemann, ich kann auch an-
dere zitieren, die immer wieder gesagt haben, die-
ser erste Schritt müsse es sein und von diesem er-
sten Schritt ist nichts übrig geblieben.

(Beifall bei der SPD)

Aber ich will auf einen anderen Punkt eingehen.
Ich stehe jetzt hier, weil Sie in der Öffentlichkeit sa-
gen, die SPD streitet sich ständig, die können das
nicht und da geht es nicht geradeaus. Genauso
gut könnte ich sagen, Sie streiten sich auch und
deswegen geht das alles bei Ihnen nicht voran. Ich
könnte den RCDS anführen, die Junge Union und
so weiter und so weiter. Das hatte ich mir auch al-
les schön ausgedacht, aber ich sage Ihnen ganz
ehrlich,

(Wolfgang Beuß CDU: Schlechte Abstim-
mung!)

das will ich nicht sagen, weil es mich an einer be-
stimmten Stelle anwidert und ich will auch sagen
warum. Unten im Rathaus stehen schöne Schilder
"Demokratie erleben" und dort sind Menschen, die
sich das alles angucken. Auch lernen sie, zumin-
dest im Politikunterricht und wenn sie die Schulbü-
cher richtig gelesen haben, dass Politik davon lebt,
dass man diskutiert, dass man Überzeugungen
hat, dass man um Überzeugungen ringt und nicht
nur bei einer Wahl ein Kreuz macht, sondern man
zwischen den Wahlen sogar die Chance hat, seine
Überzeugungen in den politischen Diskurs einzu-
bringen, dass man etwas bewegen kann.

(Wolfgang Beuß CDU: Na, dann fangen Sie
mal an!)

Das lernen alle und manche Schüler staunen und
sagen, Überzeugungen und so viel Mühe haben
und dann auch noch Parteigelder bezahlen. Das
ist schon etwas, was in der jetzigen Gesellschaft
ein bisschen merkwürdig erscheint. Aber das ist
das Ideal, das wir propagieren, und die Parteien
sollen für solche Diskussionen die Plattform bieten.

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren,
wehe, wenn das wirklich mal einer ernst nimmt,
wenn er wirklich mal sagt, ich habe meine Über-
zeugungen, ich bin in einer Partei, ich kämpfe da-
für, dann hört man erst einmal, jetzt geht's gerade
nicht, jetzt passt es alles nicht, das ist alles ganz
ungeschickt, diese Diskussion ist sowieso gar nicht
gut. Und die wohlmeinenden Vertreter der Medien
sagen uns, das ist alles eine Streiterei, das würde

in der Öffentlichkeit schlecht ankommen und der
politische Gegner greift an der Stelle gnadenlos
an.

Was also tun Parteien in so einer Lage, wenn im-
mer wieder der Diskurs auf diese Art und Weise
diffamiert wird? Hamburgs Parteien zeigen die We-
ge, die sich da öffnen und die CDU geht diesen
Weg voran. Die CDU hat auf ihrem kleinen Partei-
tag diese innerparteiliche Diskussion komplett und
nachhaltig ausgerottet,

(Beifall bei Jan Balcke SPD)

dass sogar das "Hamburger Abendblatt" entsetzt
gefragt hat, ob das eigentlich noch eine funktionie-
rende Partei sei, ob es da eigentlich noch Men-
schen gebe, die eine eigene Überzeugung hätten.

(Beifall bei der SPD)

In unserer Partei gibt es Menschen mit solchen
Überzeugungen, die hat es schon immer gegeben

(Frank Schira CDU: Das ist ja auch nichts
Schlimmes!)

und die haben manchmal viel Leid auf sich genom-
men und in der Partei – vielleicht nicht immer in
der öffentlichen Darstellung – ein wunderbar wind-
schnittiges Bild abgegeben. Wenn Sie – der Hin-
weis ist berechtigt, Herr Beuß – hier militärische
Formen einfordern und sagen, der Oberleutnant
muss in der Partei sagen, wo es längs geht, dann
ist das Unsinn. In Wahrheit geht es doch gerade
um die Diskussion.

(Beifall bei der SPD)

Das macht die SPD verletzlich, das bietet Angriffs-
fläche, wohl wahr, und das kann man alles als
Chaos denunzieren. Aber in Wahrheit ist das die
Demokratie, die wir und die auch Sie da unten in
schönen Schildern im Vorraum des Rathauses im-
mer so schön in Ihren Sonntagsreden anpreisen.
Bevor Sie gleich daran weiter arbeiten, diesen Par-
teidiskurs als Streiterei und Chaos zu denunzieren,
will ich einen letzten Hinweis geben. Was Sie der
SPD vorwerfen,

(Glocke)

dass sie eine ordentliche Diskussion führt, ist das,
was auch andere Kräfte uns hier im Parlament im-
mer häufiger vorwerfen: Die streiten sich nur, die
bekommen nichts auf die Reihe, da muss mal ei-
ner dazwischen und die Richtung vorgeben.

(Glocke)

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Solchen Argumenten
sollten wir hier nicht Vorschub leisten und selber
denunzieren. – Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Herr Abgeordneter Ra-
be, ich bitte darum, die Geschäftsordnung einzu-
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halten. Wenn die Glocke ertönt, dann möge der
Redner bitte seine Rede unterbrechen.

Jetzt bekommt das Wort der Abgeordnete Gwosdz.

Michael Gwosdz GAL: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Ich danke
Herrn Rabe für seine Rede. Ich bin in der politi-
schen Erwachsenenbildung tätig

(Michael Neumann SPD: Das merkt man!)

und mehr solcher Appelle in den Seminaren und
Lehrstunden sind wichtig.

Wichtig ist aber auch das, Herr Rabe, was Sie ge-
rade gesagt haben. Wir leben in einer Demokratie,
wir leben in der Diskussion, man muss Diskurs ler-
nen, man muss auch einmal Widersprüche aushal-
ten. Sie haben schon recht, das muss man in einer
Partei machen. Dann müssen Sie diesen Anspruch
aber auch für sich selbst beherzigen und uns die-
ses auch zugestehen. Wir haben miteinander ver-
handelt, wir haben diskutiert, CDU und GAL haben
um einen Kompromiss in der Schulpolitik gerungen
und wir haben einen gefunden. Auch das ist natür-
lich eine ganz wichtige Erkenntnis, die müssen Sie
den Schülerinnen und Schülern auch alltäglich ver-
mitteln, dass es in einer Demokratie dazugehört,
Kompromisse einzugehen und diese Kompromisse
dann auch einzuhalten und umzusetzen. Das ist
dann auch die Verlässlichkeit der Politik.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Das haben wir in den vergangenen 44 Tagen, in
denen wir gemeinsam regieren, bereits Schritt für
Schritt gemacht.

(Michael Neumann SPD: Sie zählen schon
die Stunden! – Frank Schira CDU: Tage!)

Ich möchte einfach nur darauf hinweisen, dass die
berühmte 100-Tage-Bilanz noch lange hin ist.

Trotzdem haben wir, wie im Koalitionsvertrag ver-
einbart, Folgendes umgesetzt. Wir haben mit Ihrer
Zustimmung die isolierten Hauptschulklassen ab-
geschafft, wir haben die Grundschulen mit zusätzli-
chen Lehrerstellen ausgestattet, um in den dritten
und vierten Klassen Teilungsstunden zu ermögli-
chen beziehungsweise die Klassen kleiner werden
zu lassen. Wir haben für Ganztagsschulen zusätz-
liches Personal bereitgestellt. Es werden vier neue
Ganztagsschulen eingerichtet. Das ist im Koaliti-
onsvertrag vereinbart, das kann jeder nachlesen
und die Bürgerinnen und Bürger haben auch einen
Anspruch darauf, dass wir das verlässlich Schritt
für Schritt umsetzen.

(Beifall bei der GAL)

Wir haben es geschafft, das konsequent umzuset-
zen in einer Situation, in der die Behörde für
Schule und Bildung durchaus noch andere tages-
aktuelle Probleme hatte und hätte sagen können,

wir haben jetzt Dringenderes zu tun, wir verschie-
ben das nach hinten. Wir haben nebenbei glaub-
würdige und rasche Konsequenzen aus dem Fall
Morsal gezogen.

(Michael Neumann SPD: Das ist aber ganz
dünnes Eis!)

Ein ganz anderer Fall noch. Auch bei dem Fall der
Mathe-Vergleichsarbeiten hat die Senatorin eine
alle Kritik verstummen lassende Lösung durchge-
setzt.

(Michael Neumann SPD: Das war nicht so
schlimm wie in Nordrhein-Westfalen! Das
stimmt!)

Das alles ist eine wesentliche Bilanz in den ver-
gangenen 44 Tagen, die sich sehen lassen kann.

Wenn ich mir jetzt angucke, was Sie in den ver-
gangenen 44 Tagen gemacht haben, dann ist das
nichts, was eine hilfreiche Orientierung im Diskurs,
im Dialog, in der Diskussion um die Schulpolitik
gibt. Wir haben gemeinsam die Hauptschulklassen
abgeschafft, das ist schön, dafür danke ich auch.
Das bleibt hoffentlich auch für die Startphase in
diesem Haus längerfristiger in Erinnerung als zum
Beispiel die heute schon legendären 77 wortglei-
chen Schriftlichen Kleinen Anfragen zum privaten
Nachhilfeunterricht, deren Unmöglichkeit der Be-
antwortung von vornherein klar war. Mir ist bis heu-
te nicht klar, Herr Böwer und Herr Rabe, was Sie
mit diesen Anfragen bezweckt haben.

(Carola Veit SPD: Sie müssen die Fragen
doch gar nicht beantworten! Was regen Sie
sich auf?)

Als Umweltpolitiker, der ich nebenbei auch noch
bin, frage ich mich lediglich, wie viel Kubikmeter
Papier diese Aktion eigentlich verbraucht hat.

(Beifall bei der GAL, der CDU und der LIN-
KEN)

Sie haben vorhin unter anderem das Stichwort Be-
zirksgrundschule gebracht. Auch da frage ich mich,
wo Ihre Äußerungen hingehen. Zum einen forderte
die Arbeitsgemeinschaft Bildung in der SPD uns
als Regierung auf, die Bezirksgrundschule wieder
einzuführen.

(Michael Neumann SPD: Das hatten wir
schon!)

Wenn wir dann darauf hinweisen, dass künftig das
Wohnortprinzip wieder verbindlicher als bisher
wird, dann sagt der schulpolitische Sprecher, das
ist die Abschaffung des Elternwahlrechts, das ist
Elternwahlrecht light. Da weiß man auch nicht, was
Sie wollen. Entweder soll das Wohnortprinzip gel-
ten oder nicht, ja oder nein; all das gibt keine sinn-
volle Orientierung. Es ist natürlich schon geschickt,
wenn die einen so sagen und die anderen so,
denn dann können Sie irgendwann in ferner Zu-
kunft sagen, wunderbar, die Regierung hat unsere
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Anregungen aufgegriffen und umgesetzt. Die an-
dere Meinung lässt man einfach unter den Tisch
fallen, das ist schön einfach, das macht sich be-
quem in der Opposition. Aber keine Sorge, wir wer-
den uns auch in Zukunft noch daran erinnern, wie
Sie sich in der Anfangszeit in Widersprüche ver-
heddert haben.

Aber ich hoffe, wir werden in Zukunft konstruktive
Vorschläge von Ihnen bekommen, bei denen wir
nicht überlegen müssen, welcher Vorschlag von Ih-
rer Seite denn überhaupt gilt. Das werden wir ge-
meinsam in der Schulpolitik umsetzen. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Dr. Bischoff.

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* eHeHerr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Ich habe den
Eindruck, dass mit den letzten beiden Diskussions-
beiträgen eine bestimmte Sachlichkeit wiederher-
gestellt worden ist. Es kann doch im Ernst – das
dürfte auch die CDU akzeptieren können – nicht
bestritten werden, dass wir in der Schullandschaft
dieser Stadt wirklich große Probleme haben und
dass auf jeden Fall eine Veränderung erfolgen
muss. Wir haben drastische Probleme mit
Schulabbrechern, die Hauptschule sozusagen als
Sackgasse. Auch die Verkürzung der Ausbildungs-
zeit an den Gymnasien – das hat in den letzten
Debatten auch eine Rolle gespielt – stellt sowohl
für Schüler und Eltern als auch für Lehrer eine
große Herausforderung dar.

Sie haben jetzt zugesagt – das stellen wir gar nicht
in Abrede –, dieses durch die Primarschule zu än-
dern und Sie haben, jedenfalls laut Zeitungsberich-
ten, die ersten Maßnahmen auf den Weg gebracht.
Das ist von der SPD, soweit ich das sehe, und
auch von uns begrüßt worden. Sie wollen zum
Herbst mehr Lehrer einstellen, wollen die Klassen-
frequenzen senken und das als Einstieg in das
große Projekt der Primarschule verstanden wissen;
das ist völlig in Ordnung. Ich habe heute in der Zei-
tung gelesen, dass jemand von der SPD gesagt
hat, mehr davon. Das ist richtig, in dieser Weise
muss das gehen, das ist völlig unstrittig.

Ich bleibe aber dabei, dass wir sehr skeptisch auf
Ihre Regierungspolitik gucken werden und Sie ha-
ben in den nächsten Monaten die Aufgabe, diese
Skepsis auszuräumen. Ich will Ihnen die Skepsis
einmal zusammengefasst darstellen.

Wir haben sowohl organisatorisch als auch poli-
tisch eine sehr schwierige Situation im Schulbe-
reich, sonst hätte Herr von Beust nicht vor Kurzem
mit dieser Formel vom Schulfrieden daherkommen
können. Es ist klar, dass das, was Sie jetzt mit der
Primarschule anfangen, nicht von vornherein das

Passepartout ist, um den Schulfrieden herzustel-
len. Es gibt viele Leute, die enttäuscht sind, weil
die Reform nicht weit genug geht. Es gibt aber
– das kann gar nicht bestritten werden – auch in
der CDU massive Probleme, ob diese Reform nicht
schon viel zu weit geht. Das müssen Sie politisch
in einem großen Diskurs mit den Beteiligten aus-
räumen; das haben Sie wenigstens hier angekün-
digt. Ich bin sehr gespannt, ob Sie das hinbekom-
men. Sie müssen auf jeden Fall die Kollegien mit-
nehmen. Sie dürfen nicht nur neue Stellen einrich-
ten, sondern müssen Qualifikationsangebote ma-
chen, Sie müssen die motivieren, damit sie die
Chancen, die ohne Zweifel in der Primarschule
stecken, dann auch wirklich wahrnehmen und um-
setzen.

(Michael Gwosdz GAL: Das kommt alles
noch!)

– Ist okay, ich will Ihnen das nur sagen.

Mitten in einer sehr komplizierten Umbruchsituati-
on ist das kein Selbstgänger und wir sind skep-
tisch, ob Sie das schaffen.

Der letzte Punkt ist – das ist gar keine Frage –,
dass Sie eine Menge Geld in die Hand nehmen
müssen. Da werden die hundert Stellen, die Sie
jetzt haben, nicht ausreichen.

Also noch einmal: Sie regieren und machen das
und wir weisen Sie auf die neuralgischen Punkte
hin. Lassen Sie bitte diesen Unfug, statt zu regie-
ren immer auf der SPD oder der LINKEN herumzu-
hauen.

(Beifall bei der LINKEN – Kai Voet van Vor-
mizeele CDU: Nö!)

Präsident Berndt Röder: Weitere Wortmeldungen
sehe ich zum ersten Thema nicht.

Dann rufe ich das zweite, von der SPD-Fraktion
angemeldete Thema auf:

Gute Pflege braucht richtige Weichenstel-
lung: Anerkennung, Nachwuchsförde-
rung und fairen Lohn!

Das Wort wird gewünscht. Der Abgeordnete Kien-
scherf hat es.

Dirk Kienscherf SPD:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Probleme gibt es in der Tat in
Hamburg genug, um die Sie sich kümmern sollten.
In der letzten Woche haben Beschäftigte von pfle-
gen & wohnen auf die sich deutlich verschlechtern-
den Rahmenbedingungen für ihre Arbeit und für
die Pflege hingewiesen. An diesem Montag hat
das Ärzteblatt darüber berichtet, dass sich nach
Meinung des deutschen Instituts für Pflegefor-
schung der anhaltende Arbeitsplatzabbau in der
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Pflege dramatisch auf die Pflegequalität auswirken
wird. Und jüngst hat das von uns allen geschätzte
und seriöse Marienkrankenhaus seinen ambulan-
ten Pflegedienst aufgrund des Fachkräftemangels
einstellen müssen. Das alles und weitere Meldun-
gen zeigen ganz deutlich, dass Hamburg das Pfle-
gechaos droht und Sie von der CDU, Herr Wersich
und Frau Schnieber-Jastram, tragen dafür die Ver-
antwortung.

(Beifall bei der SPD)

Diese Entwicklung kommt nicht überraschend,
Herr Schira, auch wenn Sie so überrascht tun. Sie
kommt nicht überraschend, denn es gab genügend
Hilferufe von den verschiedenen Verbänden. Auf-
geschreckt wurden wir zuerst im letzten Jahr durch
den Bericht des Medizinischen Dienstes, wo deut-
lich wurde, dass es Probleme in der Qualität der
Pflege gibt. Im September letzten Jahres hat sich
die Diakonie hilfesuchend an Sie gewandt und dar-
auf hingewiesen, dass die Personalprobleme nun
auch zu Problemen in der Pflege insgesamt füh-
ren. Auch das Deutsche Rote Kreuz – nicht Sie,
Herr Krüger, keine Angst, sondern andere Perso-
nen, die sich trauen, durchaus einmal etwas Kriti-
sches zu sagen – hat darauf hingewiesen, dass es
so in der Pflege nicht mehr weitergeht.

Im Februar dieses Jahres hat dann noch einmal
die Hamburgische Pflegegesellschaft deutlich ge-
macht, dass es immer weniger Fachkräfte gibt und
dies dazu führen wird, dass die Qualität von Pflege
nicht mehr gesichert werden kann. Und was haben
Sie gemacht, was hat Frau Schnieber-Jastram ge-
macht, was hat Herr Wersich gemacht? Nichts ha-
ben Sie gemacht, Sie haben immer wieder gesagt,
wir lassen uns die Pflege in Hamburg nicht
schlechtreden. Damit es ganz deutlich wird: Dass
die Pflege überhaupt noch so gut funktioniert wie
sie funktioniert, ist das Verdienst der Beschäftigten
und dafür wollen wir uns herzlich bedanken.

(Beifall bei der SPD und bei Horst Becker
und Dr. Eva Gümbel, beide GAL)

Das Einzige, was Sie gemacht haben, ist, dass Sie
in der Tat einen Ausschuss eingesetzt haben, der
wiederum einen Arbeitskreis gegründet hat, der
wiederum Unterarbeitskreise gegründet hat.

(Michael Neumann SPD: Hört, hört!)

Aber herausgekommen ist eine glatte Null, nichts.
Bis heute warten alle Beteiligten vergeblich darauf,
dass es ein Ergebnis gibt. Sie haben sogar den
Landespflegeausschuss noch einmal vertagt, der
findet jetzt erst Mitte des Sommers statt. Alle Betei-
ligten wissen, dass es letztendlich auf jeden Tag
ankommt, um die Pflege in dieser Stadt zu retten
und deswegen braucht Hamburg ganz klare Wei-
chenstellungen. Hamburg braucht Nachwuchs und
das bedeutet, dass Sie endlich im Bereich der Aus-
bildung umstrukturieren müssen, dass Sie es
schaffen müssen, dass nicht auf der einen Seite

Menschen für ihre Ausbildung bezahlen müssen
und auf der anderen Seite gerade ambulante Pfle-
gedienste nach wie vor benachteiligt sind. Sie ha-
ben die gesetzlichen Vorgaben und Möglichkeiten
entsprechend zu regeln, nutzen Sie endlich diese
Handlungsspielräume.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens müssen wir beim Thema Pflege endlich
die Qualität sichern. Ich habe vorhin den Bericht
des Medizinischen Dienstes angesprochen. Sie
haben eine Arbeitsgruppe eingesetzt, aber die Ar-
beitsgruppe hat noch keine Ergebnisse vorgelegt.
Sie haben im Koalitionsvertrag vorgeschlagen oder
vielleicht ist es auch seitens der GAL eingeräumt
worden, die Heimaufsichten zu verstärken, aber
auch hier gibt es immer noch keine deutlichen Si-
gnale. Stärken Sie jetzt die Heimaufsichten, schaf-
fen Sie jetzt ein Heimrecht, das verbindliche Stan-
dards festlegt.

(Beifall bei der SPD)

Dann brauchen wir, ähnlich wie bei der Armutsbe-
richterstattung, eine ehrliche Bestandsaufnahme
zum Thema Pflege. Wir brauchen einen Landes-
pflegeplan, den wir aktualisieren und der ehrlich ist
und das ist nicht ganz einfach bei der CDU-Frakti-
on und anscheinend auch nicht bei der GAL-Frakti-
on, denn wie anders lässt sich erklären, dass die
schwarz-grüne Koalition in Altona in ihrem Koaliti-
onsvertrag festgelegt hat, ultimativ ihre Bezirksver-
waltung aufzufordern, eine ehrliche Bestandsana-
lyse hinsichtlich der Pflegebedarfe vorzunehmen.
Warum sollte man das machen, wenn man nicht
auf der anderen Seite dem Senat misstraut, und
diese Menschen haben recht, wenn sie dem Senat
misstrauen.

(Beifall bei der SPD)

Viertens braucht gute Pflege auch gute Löhne;
mein Kollege Rose wird noch darauf eingehen.
Schaffen Sie es endlich, in diesem Bereich einen
Mindestlohn einzuführen. Es kann doch nicht sein,
dass Sie die Arbeit, die für die Beschäftigten so
schwer ist und die unmittelbare Auswirkungen auf
die Pflegequalität hat, nicht entsprechend honorie-
ren und stattdessen dafür sorgen, dass es einen
ruinösen Wettbewerb unter den Pflegeanbietern
gibt, dass Profit im Vordergrund steht und nicht der
Mensch. Das lehnen wir ab, wir wollen eine gute
Qualität, eine gute Pflege für alle.

(Beifall bei der SPD)

Dann haben wir letztes Mal über das Pflege-Wei-
terentwicklungsgesetz gesprochen.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Herr
Abgeordneter, darf ich Sie hinsichtlich des Wortes
"letztes" auf den letzten Satz hinweisen?
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Dirk Kienscherf (fortfahrend): – Ja. – Hamburgs
Pflege braucht Taten. Sie sind an der Regierung,
versuchen Sie endlich einmal, Taten zu schaffen.
Die Menschen in unserer Stadt und die Pflegebe-
dürftigen warten darauf. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete von Frankenberg.

Egbert von Frankenberg CDU: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Nach der Debattenan-
meldung geht es Ihnen um Anerkennung, Nach-
wuchsförderung und fairen Lohn in der Pflege. Da-
für sind wir alle, insofern sind Sie da nicht beson-
ders innovativ. Sie schreiben, gute Pflege brauche
die richtigen Weichenstellungen, aber gerade beim
Thema Weichenstellungen hat im Grunde genom-
men die SPD in früheren Zeiten versagt. Sie haben
gerade nicht die Weichen für die Zukunft gestellt.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben Entscheidungen verschleppt und auf die
lange Bank geschoben und tun heute so, als wä-
ren Sie besonders innovativ. Die SPD hat sich in
der Vergangenheit eher, um beim Beispiel zu blei-
ben, als Bummelzug erwiesen.

Allgemein ist festzustellen, dass wir in Hamburg ei-
ne sehr gut ausgebaute Infrastruktur haben und
Hamburg sehr gut aufgestellt ist. Der Fachkräf-
teanteil steigt seit Jahren stetig an, von 39 Prozent
im Jahr 1995 über 51 Prozent im Jahr 2000 auf
mittlerweile fast 60 Prozent.

Auch im Bereich der Ausbildung wird eine ganze
Menge getan. In der Pflege steigen die Ausbil-
dungszahlen an. Im Jahr 2006 hatten wir 167 Aus-
zubildende, seit 1. August 2007 sind es 233, das
ist eine Steigerung von 40 Prozent in diesem Be-
reich. Deswegen ist Ihre Aussage, es tue sich
nichts oder es werde zu wenig ausgebildet, völlig
falsch.

(Dirk Kienscherf SPD: Da müssen Sie mal
mit den Pflegern sprechen!)

Neu ist auch, dass es seit 2007 den Beruf der Ge-
sundheitspflegeassistenz gibt. Wir sind auf die stei-
genden Zahlen der nächsten Jahre aufgrund die-
ser Maßnahmen vorbereitet.

Zum Thema Anerkennung der Pflege möchte ich
Ihnen eines versichern: Die Anerkennung der Pfle-
geberufe ist insgesamt in der Bevölkerung sehr
hoch und das unterstützen wir ausdrücklich. Die
Behörde für Soziales und Gesundheit hat in der
Vergangenheit sehr viel im Bereich der Öffentlich-
keitsarbeit gemacht, um dieses klarzustellen. Ich
möchte zum Beispiel nur an die Imagekampagne
im Jahr 2003/2004 erinnern, aber wir haben auch
eine ganze Reihe von anderen Maßnahmen im Be-
reich der Pflege weiter hochgehalten.

Hamburg ist sehr gut aufgestellt, wir haben die
Heimaufsicht wieder hochgefahren, Sie haben sie
zu Ihrer Regierungszeit heruntergefahren. Es gibt
wieder unangemeldete Kontrollen, sodass sich
auch in dem Bereich einiges geändert hat.

Ich will zum Schluss noch auf den Mindestlohn
oder den fairen Lohn eingehen, das ist im Grunde
genommen ein bisschen Bundesthema. Das Pfle-
ge-Weiterentwicklungsgesetz sieht vor, dass Pfle-
geeinrichtungen ortsübliche Arbeitsvergütungen
zahlen; das ist dort ausdrücklich so vorgesehen.
Ansonsten ist es unplaziert, immer wieder als All-
heilmittel für alle Bereiche nach dem Mindestlohn
zu rufen. Auch da haben wir im Rahmen einer ge-
meinsamen Koalition mit Ihnen eine Vereinbarung
getroffen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Dann halten Sie
sich auch mal daran!)

wie es mit dem Mindestlohn gehen soll. Daher war
das in diesem Zusammenhang eher eine Worthül-
se und hilft wenig für die Weiterentwicklung.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Blömeke.

Christiane Blömeke GAL:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Herr Kienscherf, da bin ich
aber froh, das war mal wieder eine typische Kien-
scherf-Rede, endlich einmal wieder die Sache her-
ausgekehrt, das Pflegechaos beschworen. Was
Sie beschrieben haben, Herr Kienscherf, war frü-
her einmal. Und wenn Sie jetzt sagen, diesem Se-
nat könne man nicht trauen, so ist dieser Senat
erst sechs Wochen im Amt.

(Michael Neumann SPD: Seit 44 Tagen ist
alles besser!)

Diese Rede wäre passend gewesen für 100 Tage
Senat, dann hätten Sie das bringen können.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wir sind halt
schneller!)

Wenn Sie einmal den Koalitionsvertrag lesen, dann
finden Sie genau die Punkte, die Sie eben bean-
standet haben, dass die ambulanten Dienste zum
Beispiel nicht benachteiligt werden. Das ist völlig
richtig und das haben wir neben vielen anderen
Dingen auch aufgegriffen, auf die ich gleich noch
kurz zu sprechen komme.

Natürlich gebe ich Ihnen recht, dass in der Pflege
nicht alles so toll und zum Besten ist, wie es hier
manchmal beschrieben wird. Wenn ich mich bei Ih-
nen allen so umsehe, dann kann ich mir vorstellen,
dass Sie es morgens in 15 Minuten schaffen
– Herr Neumann früher beim Bund erst recht –,
aufzustehen, sich zu waschen und anzuziehen.
Das ist vielleicht für uns alle kein Problem, aber
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wenn wir einmal 30 Jahre weiter denken – bei dem
einen sind es vielleicht 40, bei dem anderen 20
Jahre – und Sie dann 85 Jahre alt sind, dann
möchte ich einmal sehen, ob Sie es schaffen, in 15
Minuten die sogenannte kleine Morgentoilette zu
erledigen: Aufstehen, Waschen, Anziehen und die
Zahnpflege. Allein daraus ergibt sich schon, dass
Pflege ein Hochleistungsjob ist, in dem ständig un-
ter Zeitdruck gearbeitet wird und der vor allen Din-
gen bei all denen, die pflegen, das Gefühl hinter-
lässt, keine Zeit gehabt zu haben für genau die
Dinge, die auch wichtig sind, für Gespräche, Anteil-
nahme oder nur das Zuhören. Die Arbeitsbedin-
gungen – da bin ich ganz bei der SPD-Fraktion,
das ist überhaupt kein strittiges Thema – bestim-
men entscheidend die Lebensqualität der Gepfleg-
ten.

Meine Damen und Herren! Die schwarz-grüne Ko-
alition hat sich die Weiterentwicklung der Pflege-
planung und des Pflegeberufs in den Koalitionsver-
trag geschrieben und es ist klar, dass hier ein
großer Handlungsbedarf besteht. Eine Studie von
Reinhold Schnabel prognostiziert einen Anstieg
von heute 545 000 Vollzeitstellen in der Pflege auf
sage und schreibe 1 Million im Jahr 2030.

(Erste Vizepräsidentin Barbara Duden über-
nimmt den Vorsitz.)

Deswegen und aufgrund des demografischen
Wandels sind hier zukunftsweisende Konzepte ge-
fragt. Wir haben alle hohe Ansprüche an die Pfle-
ge. Sie muss bezahlbar sein und unseren qualitati-
ven Ansprüchen genügen und es muss vor allen
Dingen klar werden, dass Pflege eine eigenständi-
ge Profession ist und kein Assistenzberuf in der
Medizin.

(Beifall bei Antje Möller GAL)

Wenn die SPD Weichenstellungen in der Pflege
anmeldet, dann habe ich ein bisschen vermisst, wo
bei Ihnen denn diese Weichenstellung ist und wo
vor allen Dingen auch die Anerkennung ist, die Sie
hier bringen wollten außer, dass Sie Kritik an die-
sem Senat geübt haben. Ein Markt mit Dum-
pinglöhnen und Dumpingpreisen im Pflegebereich,
wie McPflege es anbieten wollte, kann nicht die
richtige Zukunft sein. Wir brauchen eine faire Be-
zahlung, da bin ich völlig einverstanden, und wenn
wir Pflegekräfte haben, die rund 1300 Euro netto
bei einer 30-Stunden-Woche bekommen und damit
9 Euro die Stunde verdienen, wie es der Fall einer
examinierten Pflegekraft zeigte, dann ist das unter-
bezahlt.

Auf Bundesebene fordern wir als Grüne daher ver-
bindliche allgemeine Mindestlöhne in der Pflege-
branche.

(Beifall bei Dr. Eva Gümbel GAL und Elisa-
beth Baum DIE LINKE)

Gute Pflegekräfte brauchen auch eine gute Ausbil-
dung und auch das haben wir als Grundlage im
Koalitionsvertrag.

Aber das ist noch nicht alles. Wir müssen noch viel
mehr in Angriff nehmen. Genauso ist es aus grüner
Sicht sehr wichtig, darüber nachzudenken, diese
All-inclusive-Pflege abzubauen, das heißt eine pro-
fessionelle Pflegerin von Aufgaben wie Kochen,
Einkaufsdiensten oder Wäsche waschen zu entlas-
ten. Es wäre durchaus sinnvoll, Teile der Pflege-
aufgaben in weitere Berufsgruppen zu delegieren.

Auch eines ist wichtig: Wenn wir die Pflege attrak-
tiv machen wollen, dann müssen wir darüber nach-
denken, wie wir Spezialisierungen anbieten kön-
nen, damit wir auch Karrierechancen im Pflegebe-
ruf schaffen und den Pflegeberuf so weiterent-
wickeln.

Alles in allem, denke ich, brauchen wir einen
Schulterschluss zwischen – den habe ich bei der
SPD absolut vermisst – den Gepflegten, den Pfle-
genden, den Einrichtungen, den Verbänden, den
Kassen und nicht zuletzt der Politik. Genau dieser
Aufgabe wird sich der schwarz-grüne Senat wid-
men, um die richtige Weichenstellung in der Pflege
vorzunehmen, die von der Landesebene aus erfol-
gen kann. Denn es ist richtig: Vieles gehört auch
zur Bundesebene. Auf jeden Fall sollte es uns al-
len wichtig sein, die Betroffenen und ihre Angehöri-
gen ins Zentrum zu stellen. Auf jeden Fall wäre es
allemal sinnvoll, mit konkreten Vorschlägen an die-
sem Pflegebereich weiterzuarbeiten. Wenn Sie
sich noch etwas gedulden, davon bin ich über-
zeugt, treffen wir uns in dieser Runde wieder und
Sie werden sagen: Na prima, das sind doch einmal
die richtigen Handlungen, die dieser Senat im Be-
reich Pflege vorgenommen hat. Dann diskutiere ich
gerne noch einmal mit Ihnen.

(Beifall bei der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Artus.

Kersten Artus DIE LINKE: Frau Präsidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Wenn es bei Ihnen
einmal so weit ist, von wem möchten Sie sich lie-
ber füttern und mit allem Drum und Dran versorgen
lassen? Von einer professionellen, einfühlsamen
und freundlichen Pflegefachkraft oder von einer in
der Pflege unerfahrenen und womöglich überlaste-
ten, überforderten und chronisch übermüdeten
Ehefrau, Tochter oder Schwiegertochter? Als Frau-
en stellen wir uns diese Frage im Übrigen nicht so
sehr, denn Männer werden circa zehnmal so oft
von ihren Angehörigen gepflegt wie wir. Aus mei-
ner Sicht ist Pflege zudem auch keine Privatsache,
sondern gehört in professionelle Hände, auch zu
Hause. Hierfür hat die Politik die Weichen zu stel-
len. Das sind wir unseren älteren Mitbürgerinnen
und Mitbürgern schuldig. Das, was an neuen Re-
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gelungen in der Pflege auf uns zukommt, trifft also
überwiegend Frauen, die in Pflegeeinrichtungen le-
ben oder von ambulanten Pflegediensten betreut
werden. Wir Frauen sind es, die den Kostenein-
sparungen bei der Pflege und den sich immer
mehr verdichtenden Arbeitsbedingungen des Per-
sonals ausgesetzt sind, von denen auch über
80 Prozent weiblich sind. Doch damit wird sich Eli-
sabeth Baum noch befassen.

Künftig stehen familiäre Netzwerke immer seltener
zur Verfügung, der Trend zur professionellen Pfle-
ge ist unübersehbar. Der Grund liegt unter ande-
rem in den veränderten Erwerbsbiografien von
Frauen. Wie sollen diese neuen Anforderungen an
die Gesellschaft bewältigt werden und wie profes-
sionell wird diese Pflege vor dem Hintergrund nicht
ausreichender Leistungsbeiträge sein? Sicherlich
nicht mit den jetzigen Regelungen der Pflegere-
form und der Privatisierung von pflegen & wohnen.
Solange der Pflegebegriff unzureichend definiert
ist, wird es trotz tausender engagierter Frauen und
Männer, die in dieser Branche arbeiten, auch keine
ausreichende Professionalität in der Pflege geben.
Der jetzt eng an körperlicher Pflege und Versor-
gung orientierte Pflegebegriff schließt Leistungen
wie Hilfe zur Kommunikation, zur Herstellung und
Aufrechterhaltung sozialer Kontakte sowie den all-
gemeinen Beaufsichtigungs- und Betreuungsbe-
darf aus. Der Generalfehler der Pflegereform war
die fehlende Neudefinition des Pflegebegriffs. Not-
wendig wäre also einerseits eine umgehende Neu-
definition und ein unverzüglicher Ausgleich des
Realwertverlusts der Pflegeleistungen, die Anhe-
bung der Sachleistungsbeiträge um 25 Prozent
und eine jährliche Dynamisierung der Leistungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir plädieren statt der Regelung ab 1. Juli für eine
sechswöchige Pflegezeit für Erwerbstätige mit Loh-
nersatzleistungen zur Organisation der Pflege von
Angehörigen oder ihnen nahestehenden Men-
schen und nicht für die bis zu zehn Tage Freistel-
lung unter Verzicht des Gehalts und einem halb-
herzigen und völlig unzureichenden Kündigungs-
schutz. Dies können sich nur Besserverdienende
leisten, die in Betrieben arbeiten, in denen der Ar-
beitgeber viel Verständnis hat. Wir würden deswe-
gen auch eine Bundesinitiative unter Beteiligung
aller in der Bürgerschaft vertretenen Parteien be-
grüßen. Zeigen Sie damit, dass es Ihnen ernst ist,
wenn Sie von guter Pflege sprechen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Monika
Schaal SPD)

Die unklare Situation der Beschäftigten bei pfle-
gen & wohnen deutet auf einen untragbaren Zu-
stand der Pflegebedingungen dort hin. Ob der Ver-
sorgungsauftrag weiterhin gewährleistet ist, wenn
der Arbeitgeber der vom Senat verkauften Einrich-
tung weiterhin Kamikaze mit den Arbeitsbedingun-
gen betreibt, wie man bei den aktuellen Tarifver-

handlungen sieht, möchte ich bezweifeln. Hier hat
sich der Senat einer Antwort enthalten. Schlechte
Bedingungen in den Pflegeheimen werden aber
viele Menschen weiterhin in dem Glauben lassen,
dass es schöner und besser ist, zu Hause von un-
erfahrenen und womöglich überlasteten, überfor-
derten und chronisch übermüdeten Ehefrauen,
Töchtern und Schwiegertöchtern gepflegt zu wer-
den. Da viele Frauen sich zunehmend nicht mehr
der Pflege ihrer Ehemänner, Väter und Schwieger-
väter widmen können, könnte in Zukunft auch die
illegale Beschäftigung von Migrantinnen gefördert
werden, wie Erfahrungen aus Italien zeigen. Spä-
testens hier zerbricht nicht nur ein Mythos, sondern
wird auch ins Absurde verkehrt. Also ist es Zeit mit
diesem Mythos aufzuräumen und ausreichend
qualifizierte Pflegefachkräfte vor Ort zu haben, die
ein würdiges Altern ermöglichen, und der Leiden-
schaft, mit der sie ihren Beruf ausüben, auch ge-
recht zu werden. Wir bleiben als LINKE dabei,
dass die Privatisierung von pflegen & wohnen ein
schlimmer politischer Fehler war, der korrigiert
werden muss.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Senator Wersich.

Senator Dietrich Wersich: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Kienscherf, der Wahl-
kampf ist vorbei. Jetzt sind wir gewählt, damit wir
Sacharbeit machen, vier Jahre Sacharbeit. Vier
Jahre Sacharbeit muss auf Fakten basieren. Des-
wegen möchte ich nur noch ein paar Stichworte zu
den Fakten der Vergangenheit geben, damit wir
möglichst dort ansetzen können, wenn wir über
neue Ideen für die Zukunft nachdenken – Fakten
aus der Bilanz von Frau Schnieber-Jastram als So-
zialsenatorin.

Wir haben Wohngemeinschaften für Demenzkran-
ke gefördert, wir haben ein Förderprogramm für
den Hospizgedanken in Altenheimen und Pflege-
heimen aufgelegt, wir haben eine Koordinierungs-
stelle Hospizarbeit eingerichtet, wir haben mehr
Tagespflegeplätze geschaffen, wir haben eine
Qualifizierungsoffensive in der Altenpflege gestar-
tet, wir haben das betreute Wohnen gefördert, wir
haben den Anstieg der Fachkraftquote – Herr von
Frankenberg hat das erwähnt – auf einen Wert,
der mit 59 Prozent so hoch ist wie nie, erreicht und
wir haben in der Heimaufsicht mehr Kontrollen,
mehr unangemeldete Kontrollen und mehr Stellen
eingerichtet und jetzt ganz neu auch erstmalig
Pflegefachkräfte in die Heimaufsicht genommen.
Das ist zunächst einmal die Bilanz. Zu sagen, es
sei in der Pflege nichts passiert, ist schlichtweg
ignorant.
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(Beifall bei der CDU und bei Horst Becker
GAL)

Was das Thema Mangel an Pflegekräften und das
Thema Ausbildung angeht, sind wir tatsächlich ge-
fordert. Einerseits haben wir beim Arbeitsamt nach
wie vor mehr arbeitslose Pflegekräfte als offene
Stellen gemeldet, zum anderen haben wir seit dem
veränderten Bundesgesetz zum Altenpflegegesetz
zum 1. August 2006 in Hamburg tatsächlich in
Wahrheit einen Anstieg der Ausbildungszahlen,
nämlich von 167 Jugendlichen im Jahr 2006 auf
jetzt 233. Das sind 40 Prozent mehr Pflegekräfte,
die sich ausbilden lassen. Schließlich haben wir im
Jahr 2007 – eben nach dieser Änderung des Bun-
desgesetzes – eine neue zweijährige Ausbildung
zur Gesundheits- und Pflegeassistenz eingeführt,
weil wir wissen, dass wir den Pflegeberuf diversifi-
zieren müssen. Wir müssen ihn verändern, wir
brauchen den Pflegeberuf, angefangen bei der
akademisch ausgebildeten Fachkraft bis hin zu
den Assistenzkräften. Genau das machen wir in
Hamburg und da haben wir Modellprojekte, die in
der ganzen Republik angeschaut werden.

(Beifall bei der CDU und bei Horst Becker
GAL)

Wir haben übrigens mit dieser letzten Maßnahme
der Pflegeassistenz auch im Bereich SGB II, also
bei der Frage der Qualifizierung von Menschen,
über 300 finanzierte Maßnahmen, die sich genau
in dieser Weiterbildung befinden.

Sie haben das Thema Anerkennung in der Pflege
angesprochen. Herr von Frankenberg hat das
auch schon gesagt, die Anerkennung ist da. Aber
ich glaube, die Anerkennung ist nicht nur bei schö-
nem Wetter erforderlich. Ich erinnere mich an die
Diskussion um den Bericht des MDK, wie hier in
der Öffentlichkeit – teils von politischer Seite, aber
auch von anderer Seite – in einer maßlosen Art
und Weise über die Leistung von Pflegekräften in
Pflegeheimen gesprochen wurde. Deshalb sage
ich hier auch ganz deutlich: Die Frage der gesell-
schaftlichen Anerkennung zeigt sich auch an der
Frage, wie differenziert diskutiert wird, wenn wir Er-
gebnisse eines solchen MDK vor uns liegen ha-
ben.

Schließlich hat Frau Blömeke angesprochen, dass
wir uns auch manches vorgenommen haben. Wir
haben uns vorgenommen, an der Diversifizierung
der Pflegekräfte weiterzuarbeiten. Wir brauchen
differenzierte Berufe und Sie haben auch auf die
im Moment bundesweit geführte Debatte darüber
hingewiesen, dass ärztliche Leistungen möglicher-
weise nicht nur delegiert werden, sondern auch
übernommen werden. Auch hier gibt es eine Dis-
kussion in der ganzen Republik – Stichwort
Schwester Agnes im Osten, wo es wenig niederge-
lassene Ärzte gibt. Auch hier müssen wir, glaube
ich, an der Weiterentwicklung des Pflegeberufs ar-
beiten. Wir für Hamburg haben uns vorgenommen,

eine Berufsordnung in den Blick zu nehmen, um
damit auch das Thema Pflege, Pflegequalität und
Anspruch an Pflege besser zu definieren. Ich habe
den Eindruck, dass wir uns an und für sich, wenn
wir einmal das Wahlkampfgetöse ein bisschen zur
Seite lassen, beim Thema Pflege einig sind. Aber
wir sollten uns auch einig sein, dass die eigentliche
Herausforderung – das hat Frau Artus auch ange-
sprochen –, der demografische Wandel, noch vor
uns liegt. Hier bleibt für uns alle – für Politik und
Gesellschaft – noch eine Menge zu tun. Da geht
es dann wirklich nicht um Lautsprecherei, sondern
um intelligente Konzepte. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Rose.

Wolfgang Rose SPD:* Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Wersich, der Wahl-
kampf war vorbei und der neue Sozial- und Ge-
sundheitssenator und bisherige Staatsrat Wersich
hat in einem Zeitungsinterview den bemerkenswer-
ten Satz gesagt:

"… dass die Privatisierung dem LBK gutge-
tan hat."

Diese Feststellung, Herr Wersich, war nicht nur
falsch und eine grandiose politische Fehleinschät-
zung,

(Barbara Ahrons CDU: Das sagen Sie!)

sie ist auch eine ungeheure Provokation für alle
Patienten und Beschäftigten, die darunter bisher
zu leiden hatten, insbesondere für die 2 000 Rück-
kehrer des LBK und von pflegen & wohnen. Das
Gleiche gilt für die Bewohner und die Beschäftig-
ten in den Pflegeheimen von pflegen & wohnen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Jetzt zum Thema Anerkennung, Herr Wersich:
Heute vor einer Woche haben die verbliebenen
Beschäftigten bei pflegen & wohnen gestreikt. Der
Anlass war bemerkenswert, es hatte bei den Tarif-
verhandlungen für die 1 300 Beschäftigten ein Er-
gebnis gegeben, das den Abschluss des öffentli-
chen Dienstes weitgehend übernahm und durch
einen Beschäftigungspakt ergänzte. Da pfeifen die
privaten Shareholder Vitanas und Franke die Ge-
schäftsführung zurück und zwingen sie zu einer
drastischen Verschlechterung des Tarifangebots,
das schon angenommen war. Ein typisches Bei-
spiel für eine gnadenlose Profitorientierung der
kommerziellen Anbieter im Sozialbereich: Lohn-
dumping für die Beschäftigten, Qualitätsdumping
für die Pflegebedürftigen und Renditesteigerung
für die Kapitaleigner. Das ist es, Herr Senator Wer-
sich und Herr Bürgermeister von Beust, der eben
noch da war, warum die Privatisierung der Kran-
kenhäuser und der Pflegeheime denen nicht gut
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tut und warum in dieser Stadt und in dieser Gesell-
schaft nicht nur die Gesundheit, sondern auch das
Altern nicht zu einer Ware degradiert werden darf.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Was wir hier und heute in den Hamburger Pflege-
heimen erleben, ist nur ein weiteres eklatantes Bei-
spiel für die katastrophalen Folgen der rücksichts-
losen Privatisierungspolitik des Hamburger CDU-
Senats aus der letzten Periode. Wie schon beim
LBK wiederholt sich auch bei den Pflegeheimen
das gleiche Trauerspiel in der gleichen Reihenfol-
ge. Für die Beschäftigten und die kranken oder
pflegebedürftigen Menschen ist dies allerdings bit-
terer Ernst. Sie sind die Leidtragenden. Zuerst wird
hoch und heilig versprochen, durch die Privatisie-
rung werde alles besser, vor allen Dingen die Pfle-
gequalität, keinem Mitarbeiter gehe es nach der
Privatisierung schlechter, eher umgekehrt, die Pri-
vaten blieben im Arbeitgeberverband, die Tarife
des öffentlichen Dienstes gelten weiter und die Be-
schäftigungssicherung ebenfalls. Doch die Tinte
unter dem Kaufvertrag ist noch nicht trocken, da
folgt das böse Erwachen. Zuerst wird aus dem Ar-
beitgeberverband ausgetreten, dann werden die
Löhne abgesenkt und schließlich werden Beschäf-
tigungssicherung und Kündigungsschutz liquidiert.
Dieser rücksichtslose und zynische Wortbruch der
privaten Kapitaleigner ist der wirkliche Grund,
warum die Beschäftigten in der Pflege ihre Enttäu-
schung und ihren Protest auf die Straße tragen.
Darum unterstützen wir diese Kolleginnen und Kol-
legen und tragen ihren berechtigten Protest auch
hier in dieses Parlament.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Ja, wir leben auch hier in Hamburg in einer altern-
den Gesellschaft. Das wissen wir alle. Und die Al-
tenpflege, ambulant wie stationär, gewinnt dabei
wachsende Bedeutung. Es ist also Aufgabe und
Verantwortung der Politik, sich darum zu kümmern
und den betroffenen Menschen eine Perspektive
für ein menschliches Altern zu geben. Aber der Se-
nat macht das Gegenteil. Je größer das Problem
wird, desto mehr zieht er sich aus der Verantwor-
tung, erklärt, dass das jetzt der Markt mit seinen
privaten Anbietern und Geschäftemachern lösen
soll und hält sich da heraus.

Wenn es Leistungsträgerinnen und Leistungsträ-
ger in einer humanen und solidarischen Stadt gibt,
dann sind das vor allem die Beschäftigten in der
Kranken- und Altenpflege. Das ist ein verdammt
schwerer Job. Es ist auch ein hoch verantwortli-
cher und ein hoch qualifizierter. Deswegen muss
er auch leistungsgerecht, das heißt gut entlohnt
werden. Privatisierung dagegen ist ein marktwirt-
schaftlicher Sozialdarwinismus. Auf dem Markt
setzt sich der Stärkere durch. Der Stärkere ist nicht
der mit der höheren Qualität, sondern der, der sei-
ne Beschäftigten am meisten auspresst und damit
gegenüber den Konkurrenten Kosten spart. Die In-

strumente heißen Tarifflucht, Lohndumping, Ar-
beitsplatzvernichtung und auch Arbeitszeitverlän-
gerung ohne Lohnausgleich.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Ist das eine SPD-
oder Gewerkschaftsrede?)

Für uns gilt dagegen weiterhin: Auch Gesundheit,
Bildung, Wohnen, Energieversorgung und andere
Bereiche der Daseinsvorsorge

(Glocke)

sowie das Altern und die Pflege dürfen keine Ware
sein.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Sorgen Sie dafür, dass auf den Wortbruch reagiert
wird …

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Herr Rose, Sie haben auf die Glocke zu
hören und Sie haben seit einiger Zeit das rote
Licht.

Wolfgang Rose (fortfahrend): Ah ja, es blinkt.

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Es blinkt, genau.

Wolfgang Rose (fortfahrend): Okay, danke für den
Hinweis.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Krüger.

Harald Krüger CDU:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Der Einstieg von Frau Artus, in
dem sie auf die schlechte Situation in Pflegehei-
men hinwies, ist genau der Punkt, den pflegerische
Mitarbeiter eben nicht haben wollen. Denn in der
Tat gibt es auch in diesem Bereich schwarze
Schafe. Aber das Gros der Mitarbeiter in den Pfle-
gediensten, im ambulanten und im stationären Be-
reich, leistet hervorragende Arbeit. Wer pauschal
von einer schlechten Situation in Pflegeheimen
spricht, tut genau das Gegenteil davon Anerken-
nung auszusprechen. Das stigmatisiert einen Be-
rufszweig, den wir gerade heute unterstützen wol-
len. In der Tat ist es so – deshalb verstehe ich
auch die Aufregung von Herrn Kienscherf, ihn er-
wartet das gleiche Schicksal wie mich –, dass mitt-
lerweile weit über 100 000 Hamburger auf Pflege
angewiesen sind, 42 000 Menschen im Sinne der
Pflegeversicherung, über 60 000 darüber hinaus
mit haushaltsnahen Leistungen. Wenn Sie sich die
Alterspyramide anschauen, dass rund 85 Prozent
der Menschen, die Pflege brauchen, im Senioren-
alter sind und das Durchschnittsalter in Hamburger
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Pflegeheimen mittlerweile 86 Jahre beträgt, ist es
eine Entwicklung, die jeden von uns früher oder
später vermutlich erreichen wird.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Später!)

– Ja, den einen später, aber alle irgendwann si-
cher.

Hamburg reagiert richtig auf diese Entwicklung,
Herr Wersich hat es gesagt. Mein Kollege Egbert
von Frankenberg hat darauf hingewiesen, dass in
den letzten Jahren Erhebliches unternommen wor-
den ist. Die Programme, 16 000 Plätze in Alten-
und Pflegeheimen und zu den bereits vorhande-
nen 10 000 Wohnungen im betreuten Wohnen bis
2009 1 000 weitere entstehen zu lassen, sind Bei-
spiele dafür. Die Aufwendungen zur Hilfe für Pflege
betragen mittlerweile 153,5 Millionen Euro. Das ist
übrigens mehr, Herr Kienscherf, als jemals zu
SPD-Zeiten gezahlt worden ist, soviel dazu.

(Beifall bei der CDU)

Insofern haben Sie natürlich recht, dass es einen
Bedarf an Pflegekräften geben wird. Der steigt in
demselben Maße, in dem weitere Pflegeplätze er-
forderlich sind. Wir haben auch dem Rechnung ge-
tragen. Der Personalschlüssel ist in den letzten
Jahren – da sind Sie leider unverdächtig, daran
mitgewirkt zu haben – in zwei Stufen um insge-
samt 7 Prozent angehoben worden. Das heißt, das
Verhältnis Mitarbeiter zu Pflegenden ist verbessert
worden. Wir haben – auch das ist schon gesagt
worden – derzeit etwa 300 freie Stellen für pflegeri-
sche Berufe, aber 900 Arbeitssuchende in dem
Bereich. Der Fachkräftemangel, der von ihnen
apostrophiert wird, stimmt rechnerisch so jeden-
falls nicht. Er wird für spezielle Bereiche partiell
vorhanden sein, aber das Arbeitsamt in Hamburg
widerspricht dem ganz deutlich.

Trotzdem haben wir eine ganze Menge getan, um
dem wachsenden Bedarf gerecht zu werden. Auf
der einen Seite ist die Qualifizierung von Altenpfle-
ge durch das Altenpflegegesetz angehoben wor-
den. Sie wissen, es gibt in diesem Bereich nur
noch Realschüler. Das Interesse an diesem Be-
reich hat deutlich zugenommen. 2006 gab es
167 Absolventen, 2007 haben bereits 233 junge
Menschen diesen Berufsweg eingeschlagen. Für
Hauptschüler, die von diesem Ausbildungsgang
ausgeschlossen sind, gibt es den neuen, sehr in-
novativen Bereich der Gesundheits- und Pflegeas-
sistenz. 300 Auszubildende – 300 zusätzliche Aus-
zubildende – gibt es alleine in diesem Bereich. Die
Nachwuchsförderung ist ganz offensichtlich erfolg-
reich, die Zugangsmöglichkeiten auch für Haupt-
schüler sind eröffnet, dieses Berufsbild ist in der
Tat attraktiv und die Kampagne des Senats aus
2004 für den Beruf der Altenpflege hat bundesweit
Anerkennung gefunden.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Wenn Herr von Frankenberg darauf hingewiesen
hat, dass 2006 – das war, wenn ich mich recht ent-
sinne, zu einer Zeit, als es keinen Senat mit
SPD-Beteiligung mehr gegeben hat – der Fach-
kräfteanteil in Hamburg flächendeckend eingeführt
worden ist, verrate ich Ihnen auch, dass in Ihrem
letzten Regierungsjahr 2000 noch 42 Prozent, also
fast die Hälfte, der Hamburger Heime den Fach-
kräfteanteil nicht erfüllt hat. Soviel zu dem, was
dieser Senat bislang geleistet hat.

Dieses ist auch ein Verdienst der Pflegekräfte. Das
große Lob wird auch von qualifizierter Stelle be-
tont. Professor Püschel vom UKE hat Mitte der
Neunzigerjahre noch festgestellt, dass etwa 4 Pro-
zent der Patienten, die in Pflegeeinrichtungen ver-
storben sind, einen Dekubitus aufweisen, wundge-
legen sind – ein echter Pflegemangel. Mittlerweile
ist diese Rate auf unter 1 Prozent gesunken – ein
Zeichen dafür, dass Pflege qualifizierter betrieben
wird, dass Pflegedienste und Pflegeheime ihrer
Verantwortung gerecht werden und dass die Heim-
aufsicht und der MDK tatsächlich auch ihrer Ver-
antwortung nachkommen.

Noch einmal Herr Rose – ich glaube, da widerspre-
chen wir uns auch nicht –, Pflegekräfte leisten in
Hamburg, egal bei welchem Träger übrigens, eine
sehr motivierte, engagierte und qualifizierte Tätig-
keit.

(Wolfgang Rose SPD: Bezahlung?)

Der Berufsstand hat, wie alle anderen übrigens
auch, schwarze Schafe. Das darf aber nicht dazu
führen, wie Frau Artus einen ganzen Stand oder
eine ganze Einrichtungsart schlechtzureden. Das
ist genau das Gegenteil von Anerkennung. Wir
werden das nicht mitmachen.

(Glocke)

Wir werden im Sinne der Kampagne von 2004 fort-
fahren.

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Ihre Redezeit ist beendet.

Harald Krüger (fortfahrend): Meine Redezeit geht
zu Ende. Ein letzter Satz, Herr Rose. Wir haben
gerade über Niedriglöhne und Mindestlöhne ge-
sprochen. Wenn Herr Lauterbach und Frau
Schmidt, die beide nicht verdächtig sind, der CDU
anzugehören,

(Glocke)

sich weiterhin für haushaltsnahe Dienstleistungen
durch unausgebildete Kräfte aussprechen, dann
bekommen wir mehr Probleme.

(Glocke)
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Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Herr Krüger, das ist ein Satz Thomas
Mannscher Qualität – entschieden zu lang.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Das Wort bekommt für vier Minuten Frau Blömeke.

Christiane Blömeke GAL:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Rose, wenn Sie gerne
mehr über Privatisierung und über Arbeitsmarkt
sprechen wollen, dann melden Sie das doch an
und verstecken das nicht hinter dem Deckmantel
der Pflege.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Damit haben wir überhaupt kein Problem. Ich den-
ke, es ist auch kein Geheimnis: Auch wir sind na-
türlich nicht davon begeistert, wenn aus dem Ar-
beitgeberverband ausgetreten wird und man sich
nicht mehr nach tarifgebundenen Löhnen richtet.
Nur, wenn hier das Thema Pflege angemeldet
wird, dann darf es nicht nur an der Bezahlung der
Pflegenden – was natürlich ein wichtiger Punkt ist
– aufgehängt werden. Später werden wir dann
noch eine Niedriglohndebatte führen. Da können
Sie sich noch einmal einschalten. Ansonsten, den-
ke ich, heißt das Thema Pflege. Darüber sollten wir
auch sprechen, dazu ist auch sehr viel gesagt wor-
den. Ich glaube, eins dürfen wir nicht machen: Wir
können natürlich ganz viel loben, was passiert ist,
das wurde schon ausreichend getan, die Oppositi-
on kann es auch kritisieren, aber versuchen wir es
doch einmal zusammenzuführen. Denn es ist wirk-
lich viel Positives geschehen. Aber wir haben auch
noch etwas zu verbessern. Daran müssen wir ge-
meinsam ansetzen und weiter arbeiten. Dazu hat
Senator Wersich schon einiges gesagt, wir haben
einiges gesagt, die SPD hat nichts dazu gesagt,
die hat mehr gemeckert, was alles schlecht läuft.
Was wir brauchen, ist wirklich ein genaues Hinse-
hen. Denn ich kann noch einmal wiederholen
– das, finde ich, ist das Interessante an dem The-
ma Pflege: Wir werden alle irgendwann in diesen
Zustand kommen. Es muss unser eigenes origi-
näres Interesse sein, diesen Bereich mitzugestal-
ten.

Da kann es auch nicht in unserem Interesse sein,
wenn wir zum Beispiel diese kurzen Pflegezeiten
nehmen, die ich eben genannt habe, 15 Minuten
für die kleine Morgentoilette oder 3 Minuten zum
Windelwechseln: Das ist etwas, wie ich mir die Be-
treuung der älteren Menschen nicht vorstelle, aber
das setzt eine Zusammenarbeit auch mit der Bun-
desregierung voraus. Pflege heißt kreativ werden,
und zwar kreativ werden und den Menschen in den
Mittelpunkt stellen. Wir brauchen in den Pflegeein-
richtungen einen Personalmix. Dann kann es gelin-
gen. Und wir müssen uns möglicherweise auch auf
die Situation einstellen, dass die Freiwilligendien-

ste im Bereich der Zivildienstleistenden zurückge-
hen und wir dann auch in diesem Bereich völlig
neu denken müssen, zum Beispiel die sozialen
Jahre vermehrt auch in die Pflegeeinrichtungen
hineinzuholen, um diesen Personalmix dort hinzu-
bekommen. Denn alle sind bei der Pflege von älte-
ren Menschen wichtig.

Bei den Professionellen, da möchte ich auch
– Frau Artus hat, glaube ich, gesprochen – wider-
sprechen: Natürlich sind die Professionellen wich-
tig. Aber ich möchte noch einmal darauf zurück-
kommen: Aufgaben wie Einkaufsdienste, Wäsche-
waschen oder Vorlesen sind genauso wichtig in
der Pflege, die will ich überhaupt nicht degradie-
ren, müssen aber nicht von Professionellen ge-
macht werden. Das heißt, wir müssen neue Wege
denken, um die Menschen wirklich umfassend zu
pflegen und es nicht nur auf rein mechanische Tä-
tigkeiten zu konzentrieren. Wir brauchen alle im Al-
ter – und unsere älteren Mitmenschen schon jetzt
– Zuspruch, vor allen Dingen Ansprache und Zeit.
Zeit ist das Wichtigste. Ich glaube, darüber müssen
wir alle nachdenken. Das führt auch zu einer Quali-
fizierung dieses Pflegeberufs, wenn wir endlich an-
erkennen, dass auch die Zeit, die dort investiert
wird, etwas ganz Wichtiges ist. In der Hinsicht las-
sen Sie uns die Debatte weiter führen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Nach Pa-
ragraf 22 Absatz 3, nämlich nach der Rede des
Senators, hat natürlich jede Fraktion noch einmal
die Möglichkeit einer Erwiderung. Deshalb be-
kommt jetzt Frau Baum das Wort.

Elisabeth Baum DIE LINKE:* Frau Präsidentin,
sehr geehrte Damen und Herren! Das ist ein sehr
komplexes Thema und nach allem Gesagten fällt
es auch gar nicht leicht, jetzt noch einmal wieder
den Einstieg zu finden. Aber ich möchte noch ein-
mal darauf hinweisen, dass das Leben in vertrauter
Umgebung für die meisten Menschen eine elemen-
tare Voraussetzung für einen selbstbestimmten All-
tag ist. Gesundheitliche Einschränkungen und Be-
hinderungen erschweren das selbstständige Leben
in den eigenen Wänden. Gute Pflege ist nicht nur
die Hilfe beim Anziehen und bei der Körperpflege,
sondern auch hohes Verantwortungsbewusstsein
bei der Medikamentengabe und bei sonstiger me-
dizinischer Versorgung. Dazu kommt auch noch
die hohe Anforderung an die soziale Kompetenz
der Pflegenden. Wir haben Respekt und Hochach-
tung vor den Menschen, die nicht nur Angehörige,
sondern auch fremde Menschen mit Aufopferung
pflegen. Die Missstände in den Pflegeberufen sind
anzuprangern. Es geht immer nur um Kosten und
um die Pflegepauschalen und nicht um die Men-
schen – nicht um die Menschen, die gepflegt wer-
den, und nicht um die Menschen, die pflegen.
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Das Pflegepersonal ist überlastet und unterbe-
zahlt. Darüber scheint Einigkeit zu herrschen. Es
ist ein Frauenberuf, der schon von der Ausbildung
her geringere Standards hat. Die Ausbildung findet
zurzeit nur vollschulisch statt, obwohl die duale
Ausbildung europaweit Anerkennung gefunden
hat, aber hier für die öffentliche Hand wohl zu teu-
er ist. Hier findet auch nur eine Teilqualifizierung
statt, die natürlich nicht vergleichbar ist mit der
Qualifikation einer examinierten Krankenschwe-
ster. Diese wäre bei den steigenden Anforderun-
gen in den Pflegeberufen aber notwendig. Qualita-
tiv sind diese Heil- und Pflegeberufe höher zu be-
werten und besser zu bezahlen.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Hier sollte überlegt werden, ob diese Ausbildung
auch in die duale Form mit kontrollierbaren Stan-
dards gebracht werden kann. Ich begrüße das Vor-
haben der angekündigten Berufsordnung, aber der
richtige Weg wäre eine Rekommunalisierung im
Gesundheitsbereich.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Mensch hat das Recht, kompetente Pflege zu
erhalten, wenn er sie braucht. Der Mensch ist kein
Kostenfaktor.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Martin
Schäfer SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Damit ist
die Redezeit der Aktuellen Stunde aufgebraucht.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 2 bis
11, nämlich den Wahlen zu verschiedenen Gremi-
en.

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl von 15 Deputierten der Justizbehörde
– Drs 19/480 –]

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl von 15 Deputierten der Behörde für
Schule und Berufsbildung
– Drs 19/481 –]

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl von 15 Deputierten der Behörde für Wis-
senschaft und Forschung
– Drs 19/482 –]

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl von 15 Deputierten der Behörde für Kul-
tur, Sport und Medien
– Drs 19/483 –]

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl von 15 Deputierten der Behörde für Sozia-
les, Familie, Gesundheit und Verbraucher-
schutz
– Drs 19/484 –]

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl von 15 Deputierten der Behörde für Stadt-
entwicklung und Umwelt
– Drs 19/485 –]

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl von 15 Deputierten der Behörde für Wirt-
schaft und Arbeit
– Drs 19/486 –]

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl von 15 Deputierten der Behörde für Inne-
res
– Drs 19/487 –]

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl von 15 Deputierten der Finanzbehörde
– Drs 19/488 –]

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl eines Mitglieds des Datenschutzgremi-
ums nach § 14 der Datenschutzordnung der
Hamburgischen Bürgerschaft
– Drs 19/493 –]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass die Wahlen
in einem Wahlgang durchgeführt werden können.
Die Stimmzettel liegen Ihnen vor. Sie enthalten bei
den Namen jeweils Felder für Zustimmung, Ableh-
nung und Enthaltung. Sie dürfen auf jeden Stimm-
zettel und bei jedem Namen nur ein Kreuz ma-
chen, aber bitte wirklich nur eins. Eintragungen
oder Bemerkungen würden zur Ungültigkeit führen,
auch unausgefüllte Zettel gelten als ungültig. Bitte
nehmen Sie nun Ihre Wahlentscheidungen vor. Mit
dem Einsammeln werden wir etwas warten.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich sehe, es ist schon gut vorgearbeitet worden.
Von daher bitte ich schon einmal den Schriftführer,
nun mit dem Einsammeln der Stimmzettel zu be-
ginnen. Sie haben gesehen, Herr Hakverdi ist heu-
te alleine. Deshalb werden Mitarbeiter der Bürger-
schaftskanzlei ihn beim Einsammeln der Stimmzet-
tel unterstützen.

Dann frage ich noch einmal zur besseren Über-
sichtlichkeit: Gibt es irgendwo Stimmzettel, die
noch nicht eingesammelt worden sind? – Das ist
der Fall. Diese werden gleich noch eingesammelt.
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*Siehe Anlage 2, Seite 308 ff.

Dann frage ich noch einmal: Sind alle Stimmzettel
abgegeben worden? – Nein, noch nicht. Dann bit-
te ich, sie so hochzuhalten, dass sie gut gesehen
werden.

Ich sehe, dass jetzt auch die letzten Stimmzettel
eingesammelt worden sind. Dann schließe ich die
Wahlhandlung. Die Wahlergebnisse werden nun
ermittelt und vereinbarungsgemäß zu Protokoll
nachgereicht.*

Wir kommen zum Punkt 38 der Tagesordnung,
dem Antrag der SPD-Fraktion: Für ein vernetztes
und effektives Handeln der Behörden zum Schutz
von Kindern und Jugendlichen vor Gewalt in der
Familie.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Für ein vernetztes und effektives Handeln der
Behörden zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen vor Gewalt in der Familie
– Drs 19/494 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 19/566 ein ge-
meinsamer Antrag der GAL-Fraktion und der
CDU-Fraktion vor.

[Antrag der Fraktionen der GAL und der CDU:
Interkulturelle Familienkonflikte entschärfen
– Schutz und Prävention ausbauen
– Drs 19/566 –]

Diesen Antrag möchte die GAL-Fraktion an den
Familien-, Kinder und Jugendausschuss überwei-
sen. Wer wünscht das Wort? – Frau Veit, bitte.

Vielleicht ein fast obligatorischer Hinweis: Es wäre
ganz nett für die Rednerin, wenn es im Plenum et-
was leiser würde.

Carola Veit SPD:* Vielen Dank, Frau Präsidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Nach-
dem wir in der vergangenen Legislatur gemeinsam
und mehrfach darüber diskutiert haben, dass allen
Beteuerungen des bisher allein regierenden CDU-
Senats zum Trotz Kinder und Jugendliche in Ham-
burg nicht hinreichend gegen Gewalt und Vernach-
lässigung geschützt werden, beschäftigen wir uns
hier und heute nach dem schrecklichen Mord an
Morsal O. und der schrecklichen Vorgeschichte
dieses Mordes zum zweiten Mal im Plenum mit der
Tatsache, dass dieser Kinder- und Jugendschutz
in Hamburg offenbar immer noch nicht ausrei-
chend ist.

Bereits mit dem jetzigen Aufklärungsstand zum
Fall Morsal ist klar, dass die Informationen der be-

teiligten Stellen eben nicht verlässlich und regel-
haft zu einer realistischen Gefährdungseinschät-
zung zusammengeführt werden und die vorhande-
nen Möglichkeiten zum Schutz von Morsal O. auch
in rechtlicher Hinsicht nicht konsequent genutzt
wurden. In der öffentlichen Sitzung des Jugend-
ausschusses vor einer Woche haben die Behör-
denvertreter dieses auch zugegeben. Deswegen
ist es auch vorsätzlich falsch – das möchte ich
gleich zu Beginn sagen –, wenn hier und an ande-
rer Stelle Vertreter des Senats und der ihn tragen-
den Parteien so tun, als wäre alles richtig gelaufen.
Nein, meine Damen und Herren, hier ist eindeutig
nicht alles richtig gelaufen.

(Beifall bei der SPD und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Wenn in diesem Fall alles richtig gelaufen wäre in
der Schule, in der Jugendhilfe und in der Justiz,
dann hätte die sechzehnjährige Morsal O. Hilfe be-
kommen und wir müssten heute nicht zum zweiten
Mal über ihren Tod und den Mord unter den Augen
der beteiligten Behörden reden.

Ich will Ihnen gerne ein paar Beispiele nennen. Zu
zwei Anklagen aus dem Winter und dem Frühjahr
2007, bei denen Morsal O. das Opfer war, und die
dann von der Justiz im Juni 2008 zur Verhandlung
terminiert wurden, also mehr als ein Jahr später,
sagte der Vertreter der Justizbehörde im Aus-
schuss wörtlich:

"Das war natürlich zu spät. Das ist durchaus
ein Schwachpunkt. Das muss man aus Sicht
der Justiz einräumen."

Der Vertreter der Schulbehörde sagte an anderer
Stelle zur Begründung dafür, dass die Schule nicht
geholfen hat:

"Die Schule hat sich auf die Erstzuständig-
keit des Jugendamts verlassen."

Frau Spethmann, die stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende der CDU, kommentierte die gleichen Vor-
gänge vor drei Wochen im Parlament mit der Be-
merkung, sie könne feststellen, dass in außerge-
wöhnlicher Weise Schule, Polizei, Jugendhilfe und
Justiz zusammengewirkt hätten. Außergewöhnlich
schlecht hat Frau Spethmann da wohl gemeint.

(Beifall bei der SPD)

Ein anderes Beispiel. Frau Senatorin Goetsch, die
erst seit kurzem Schulsenatorin ist, hat unmittelbar
nach Morsals Tod – zwei Wochen danach – in der
Landespressekonferenz, bei der der Senat seine
Schlussfolgerungen zum Thema Morsal schon ge-
zogen und verkündet hat, gesagt, die Papierlage
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sei sehr gut, es gebe hervorragende Richtlinien
und einwandfreie Checklisten.

Der Vertreter ihrer Behörde sagte dann letzte Wo-
che im Jugendausschuss, man werde jetzt eine
Dienstanweisung für die Abmeldung von Schülern
ins Ausland erarbeiten. Des Weiteren sagte er: Wir
werden eine Dienstanweisung zur Absicherung der
Interventionskette in solch einem Fall erarbeiten.
Dann sagte er noch: Wir werden Checklisten aus
unseren Materialien herausgeben, aufgearbeitet
mit dem, was jetzt bei uns im Hause entsteht.

Frau Goetsch, Sie bezeichnen die Richtlinien und
Checklisten als hervorragend und der Vertreter Ih-
rer Behörde kündigte an, sie würden jetzt erarbei-
tet. Ich denke, hier gibt es einen klaren Wider-
spruch. Vielleicht mögen Sie uns den erklären.

(Beifall bei der SPD)

Sogar noch einen Schritt weiter geht Herr Kerstan.
Der sagte in einem Interview mit der "Bild"-Zeitung
zur schwarz-grünen Koalition am 7. Juni – ich zitie-
re –:

"Die erste Bewährungsprobe, den tragi-
schen Mord an Morsal, haben wir bestan-
den. Da haben wir schnell Konsequenzen
gezogen."

Der Mord als Bewährungsprobe. Der Vertreter der
Sozialbehörde hingegen räumt drei Tage später im
Ausschuss ein – ich zitiere aus dem Wortprotokoll
der Ausschusssitzung –:

"Wir haben inzwischen die Akte und sind
noch dabei, sie auszuwerten."

Drei Tage später, nachdem nach der Vorstellung
von Herrn Kerstan die Konsequenzen schon gezo-
gen waren,

(Klaus-Peter Hesse CDU: So ist es!)

bevor überhaupt irgendjemand in die Akte ge-
schaut hat. Tatsächlich hat die Auswertung gerade
erst begonnen. Ich glaube, auch das ist ein klarer
Widerspruch. Herr Kerstan, wie geht denn das zu-
sammen?

(Beifall bei der SPD)

Alle wussten in diesem Fall Bescheid, die Schule,
die Jugendhilfe, die Polizei und die Justiz, aber ge-
holfen hat dem Mädchen am Ende niemand. Noch
heute Vormittag saß eine Mutter in meinem Abge-
ordnetenbüro in Rothenburgsort – das ist der
Stadtteil, in dem Morsal gelebt hat – und erzählte
mir unter anderem, dass Morsal schon immer
Angst gehabt hätte, nach der Schule nach Hause
zu gehen und alle hätten das gewusst. Erzählt
werden in Rothenburgsort übrigens noch ganz an-
dere Geschichten über das Leiden des jungen
Mädchens.

Was aber feststeht, ist, dass Morsal zwei Tage vor
ihrem Tod verletzt und misshandelt mit einem aus-

geschlagenen Zahn im Rechtsmedizinischen Insti-
tut des UKE war. Dorthin kam sie mit Hilfe der Poli-
zei, während sie in Obhut des Kinder- und Jugend-
notdienstes war. Dort, bei der Rechtsmedizin ist ihr
Leid dokumentiert worden. Danach ist sie vom Kin-
der- und Jugendnotdienst wieder zu ihrer prügeln-
den Familie geschickt worden, wurde erneut mis-
shandelt, hat dann noch einmal einen Tag vor ih-
rem Tod die Polizei gerufen und war keine 24
Stunden später tot.

Die letzten Handlungen oder vielleicht besser
Nichthandlungen der Jugendhilfe fallen angeblich
unter den Sozialdatenschutz. Der zuständige Se-
nator Wersich mochte uns im Ausschuss bisher
nicht sagen, ob und welche Versuche unternom-
men worden sind, das Mädchen im Auge zu behal-
ten, zu betreuen und zu beschützen. Nach wie vor
heißt es lapidar, dass Morsal die Obhut des Kin-
der- und Jugendnotdienstes verlassen wollte und
man sie da nicht hätte aufhalten können. Ob und
wie das überhaupt versucht worden ist, darüber
schweigt Herrn Wersichs Behörde.

Wenn wir die letzten Tage des Mädchens betrach-
ten, dann ist es ganz offensichtlich und auch nicht
erst im Nachhinein, dass es nicht allein um Ju-
gendhilfe geht, sondern tatsächlich um Gefahren-
abwehr und hier liegt ein ganz klares Versagen der
zuständigen Behörden vor.

(Beifall bei der SPD)

Aber offenbar misstrauen Sie von der CDU- und
Sie von der GAL-Fraktion auch Ihrem eigenen Se-
nat, denn sonst müssten Sie nicht Dinge, die Sie
schon in Ihrem Koalitionsvertrag festgeschrieben
haben, noch einmal eigens in einem Antrag formu-
lieren, den Sie uns heute vorlegen.

(Jens Kerstan GAL: Mein Gott, ist das billig!)

Wenn Sie glauben würden, Herr Kerstan, dass der
Senat tut, was Sie vereinbart haben, dann müs-
sten Sie das nicht noch extra beantragen, kaum,
dass die Tinte unter dem Koalitionsvertrag trocken
ist.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Wer solch
einen schlechten Antrag wie die SPD
schreibt, der sollte den Mund halten! Das ist
noch nicht einmal heiße Luft!)

Herr Voet van Vormizeele, entweder Sie trauen Ih-
rem eigenen Senat nicht, meine lieben Kolleginnen
und Kollegen von der CDU und von der GAL, und
deshalb beantragen Sie vorsichtshalber noch ein-
mal, was Sie ohnehin umsetzen wollten oder es
musste schlicht und einfach ein Papier für die heu-
tige Sitzung her.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von Jens Ker-
stan GAL)

– Herr Kerstan, für Sie ist der Fall längst abge-
schlossen. Für Sie war der Mord an Morsal eine
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Bewährungsprobe für die schwarz-grüne Koalition.
Das muss man sich wirklich einmal wörtlich auf der
Zunge zergehen lassen.

(Beifall bei der SPD)

Da haben wir wirklich Zweifel, dass es Ihnen auch
nur ansatzweise um die Aufarbeitung geht.

Wir haben bereits in der vergangenen Legislatur
die Erfahrung machen müssen, dass es erhebliche
Diskrepanzen gibt zwischen dem, was die zustän-
digen Senatorinnen und Senatoren und die Spre-
cher der Senatsparteien in der Öffentlichkeit sagen
und dem, was dann tatsächlich unter ihrer Verant-
wortung getan wird. Deswegen haben wir bean-
tragt, dass der Senat berichten soll, was er wirklich
getan hat und was er zu tun gedenkt. Ich glaube,
angesichts dieser Vorgeschichte ist dieser Antrag
mehr als berechtigt.

(Beifall bei der SPD)

Die Hamburgerinnen und Hamburger haben einen
Anspruch darauf zu erfahren, was der Senat zum
Schutz der Jugendlichen und Kinder konkret tut
und zu tun gedenkt. Wir haben in diesem Fall bis-
her erstens eine Landespressekonferenz mit Sena-
tor Wersich und Senatorin Goetsch erlebt, die er-
ste Schlussfolgerungen dargestellt haben, wäh-
rend im Hintergrund verantwortliche Behörden Ant-
worten auf unsere Schriftlichen Kleinen Anfragen
gefiltert haben.

Wir haben zweitens erlebt, dass hier heute ein An-
trag eingereicht wird, eilig gezimmert, der auf-
schreibt, was im Koalitionsvertrag steht und anson-
sten der Sache überhaupt nicht gerecht wird. Bei-
des, meine Damen und Herren, brauchen wir nicht.
Wir brauchen alle Auskünfte über das, was pas-
siert ist. Wir brauchen kein Versteckspiel hinter So-
zialdatenschutz und wir brauchen eine saubere
Aufarbeitung. Bisher sieht es danach leider nicht
aus. Deshalb wollen wir einen Bericht, der gründ-
lich und für jedermann nachprüfbar auflistet, was
der Senat tut und was er nicht tut.

Das ist doch nicht zu viel verlangt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr von Frankenberg.

Egbert von Frankenberg CDU: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Zunächst eine grund-
sätzliche Sache vorweg. Die arglose und wehrlose
jüngere Schwester wurde in einen Hinterhalt ge-
lockt und auf schreckliche Weise getötet. Die Tat
erfolgte aus niederen Beweggründen, heim-
tückisch und grausam. Solch eine Tat steht nach
meinem Dafürhalten im völligen Gegensatz zu al-
lem, was ich unter dem Begriff Ehre verstehe. Sie
ist völlig unehrenhaft und insofern möchte ich vor-
weg sagen, dass ich in dem Zusammenhang den

Begriff des sogenannten Ehrenmordes unange-
messen finde, weil diese Wortbegriffe in meinen
Augen überhaupt nicht zusammenpassen.

(Beifall bei der CDU)

Es verträgt sich nach meinem Dafürhalten auch
nicht mit unseren Ehrbegriffen, Frauen zu schlagen
oder überhaupt andere Menschen zu schlagen. Ich
lehne deshalb auch außerhalb des staatlichen Ge-
waltmonopols und außerhalb von Notwehrsituatio-
nen Gewalt als Mittel grundsätzlich ab. Das möch-
te ich noch einmal ausdrücklich betonen.

(Beifall bei der CDU)

Ansonsten muss ich zu Ihren Äußerungen, Frau
Veit, doch noch einmal sagen, dass ich das Gefühl
habe, dass das Wortprotokoll, das jetzt vorliegt, sie
ein bisschen zur Wortklauberei und Wortverdrehe-
rei verführt hat.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Selektion!)

Das finde ich nicht gut, wie Sie das machen, aber
das müssen Sie selber wissen, ob das Ihrer Rolle
als Vorsitzende gerecht wird.

Ansonsten kann ich feststellen, dass der Senat so-
fort reagiert hat. Wir finden es richtig, wenn Fälle
auftreten, dass es zum Überprüfen des Verwal-
tungshandelns und des staatlichen Handelns führt.
Ziel ist die Optimierung von Maßnahmen. Wir müs-
sen auch feststellen, dass da mit Sicherheit ein
Umdenken erforderlich ist, was solche Fälle an-
geht. Da gibt es keinen Dissens. Es hat auch
schon konkrete Maßnahmen gegeben, beispiels-
weise, dass die telefonische Abmeldung an der
Schule nicht mehr möglich ist. Nun muss man na-
türlich sagen, dass man das hier festgestellt hat,
aber das hätte der armen Jugendlichen mit Sicher-
heit nicht geholfen. Aber man hat dort schon ein-
mal einen Schwachpunkt festgestellt und behoben.

Ansonsten habe ich die Ausschusssitzung des Fa-
milien-, Kinder- und Jugendausschusses irgendwie
ganz anders als Sie erlebt. Es wurde ausführlich
berichtet und die Dinge wurden sehr detailliert
durchgegangen. Das war vielleicht einigen aus Ih-
rer Fraktion ein wenig langweilig geworden, jeden-
falls hatte man das Gefühl.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das traf ja wohl
eher auf Ihre Fraktion zu!)

– Das würde ich so nicht sehen. Auf jeden Fall
wurde dort ausführlich berichtet und das ist ganz
wichtig.

Für uns steht fest, dass es auch bei ausgeprägten
Hilfesystemen keinen hundertprozentigen Schutz
geben kann. Fehler im Handeln sind zwar nicht er-
kennbar gewesen. Das Ergebnis als solches ist na-
türlich trotzdem tragisch und dem muss man sich
stellen. Die Frage ist, wo man letztendlich anfängt?
Fängt man in der Kita an, fängt man in der Schule
an? Müssen die Hilfesysteme weiterentwickelt wer-
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den? Das sind alles Fragen, wo man nicht aus der
Lamäng heraus sagen kann, der Senat hat Schuld
oder da hat einer nicht richtig gehandelt, sondern
wir müssen uns grundsätzlich einmal darüber Ge-
danken machen, wie man mit diesem Problem
überhaupt umgeht, weil es auch ganz viel mit Den-
ken zu tun hat. Ich will mich da selber nicht aus-
nehmen. Ich habe im Vorwege zu dieser Debatte
viel darüber gelesen. Es gibt dort einfach Dinge,
über die man sich vielleicht gar nicht so viele Ge-
danken gemacht hat. Wenn ich mir das Ganze an-
lese, tut einem richtig das Herz weh, wenn man die
Schicksale und die Zerrissenheit von solchen Fa-
milien erlebt. Insofern ist das sicherlich auch eine
Sache, die einem da durch den Kopf gehen sollte.

Das Verhalten der SPD finde ich ein wenig zwie-
spältig oder merkwürdig. Das für den Fall zuständi-
ge Bezirksamt ist das Bezirksamt Mitte. Da ist Herr
Schreiber von der SPD der Bezirksamtsleiter. Sie
tun aber so, als hätten Sie mit dem Verwaltungs-
handeln als solches überhaupt nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Michael
Neumann SPD: Können wir in die Akte
schauen?)

Das finde ich sehr merkwürdig, aber ich habe dem
"Hamburger Abendblatt" und anderen Zeitungen
entnommen, dass Herr Schreiber andere Pläne
hat. Ich will auch keinen Vorwurf daraus machen.
Es ist nur so, dass Sie immer so tun, als hätten Sie
an allem keine Verantwortung, sondern meinen,
Angriff sei das Beste. Für Sie steht die sachliche
Aufarbeitung von Vorgängen gar nicht im Vorder-
grund, sondern Ihnen geht es um Schuldzuweisun-
gen und ich habe das Gefühl, dass Sie die Helfer
eher als Täter sehen.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Michael
Neumann SPD: Das ist eine Frechheit!)

Auch was immer der Ruf nach mehr Personal an-
geht. Beim zuständigen Bezirksamt Mitte – wir ha-
ben das im letzten Jahr schon mehrfach angespro-
chen –, gibt es die Fremdnutzung von ASD-Stel-
len. Das passt alles nicht zu dem, was Sie erzäh-
len.

Ich komme nun zu Ihrem Antrag. Sie werfen uns
vor und haben es öffentlich kundgetan, Sie wären
enttäuscht von unserem Antrag und es wäre nicht
so, wie Sie sich das vorgestellt haben.

(Michael Neumann SPD: Von der CDU kann
man nicht mehr erwarten!)

Wahrscheinlich hoffen Sie, dass keiner Ihren An-
trag liest, denn Ihr Antrag ist wirklich nur ein Platz-
halter, um hier eine Debatte anzumelden, mehr
nicht.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Sie fordern einen Bericht. Das ist wirklich kein
Schwergewicht, was Sie dort haben. Ihre Forde-

rung trägt ein Spatz auf der Schwanzfeder weg,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU – Michael Neumann
SPD: Dann müssen Sie ihn doch gar nicht
erst überweisen!)

Frau Veit, wenn wir einen Antrag einbringen, hat
das nichts mit Misstrauen zu tun, sondern Sie wer-
den es sicherlich in der nächsten Zeit noch erle-
ben, dass die Koalition ein Zusammenspiel der sie
tragenden Fraktionen und des Senats ist. Das ist
eine Koalition und nichts anderes.

Dann haben Sie gesagt, in dem Fall hätte man ge-
gen den Willen einsperren müssen. Das ist das,
was ich in der Ausschusssitzung vernommen und
auch Ihren öffentlichen Kommentierungen entnom-
men habe. Ich halte das in der Konsequenz für
falsch, weil das in meinen Augen völlig unbefriedi-
gend wäre, wenn man dem Opfer einer Tat letzt-
endlich eine Art unbefristete Schutzhaft angedei-
hen lässt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt wollen Sie
schon wieder diese Schutzhaft!)

Das kann in meinen Augen auch nicht der Ausweg
aus der ganzen Sache sein.

(Beifall bei der CDU)

Auch sonst ist das Verhalten der SPD nicht nur im
Bezirk Mitte oder in der Fraktion merkwürdig, son-
dern auch das Verhalten im Ausschuss. Herr Ciftlik
weiß schon am Morgen, dass bei "SPIEGEL ONLI-
NE" unter der Überschrift: "Diese Jugendlichen la-
chen sich schlapp über die Polizei" ein Artikel er-
scheint. Dass der Senat mauert, taktiert und ver-
heimlicht, weiß er schon am Morgen vor der Aus-
schusssitzung. Nur hat er wohl nicht mit den detail-
lierten Auskünften gerechnet. Er war dann lange
Zeit verschwunden und kam am Ende wieder und
fiel durch ein paar Zwischenrufe auf. So stelle ich
mir Ausschussarbeit nicht vor.

(Beifall bei der CDU)

Vielleicht hat ihm vorher keiner gesagt, dass Aus-
schusssitzung auch mal vier Stunden dauern kön-
nen.

(Beifall bei der CDU – Michael Neumann
SPD: Ich habe schon länger gesessen mit
Ihrem alten Koalitionspartner!)

Ich muss auch noch einmal ausdrücklich sagen,
dass ich Sozialdatenschutz für eine sehr wichtige
Sache halte. Wir müssen über Fälle sprechen und
wir wollen Strukturen erkennen. Das ist ganz klar,
aber für mich hat auch ein verstorbener Mensch
oder das Opfer einer Straftat das Recht auf Schutz
seiner persönlichen Daten. Der Senat darf in mei-
nen Augen ausdrücklich nicht rechtswidrig han-
deln, indem er Daten veröffentlicht, die nicht zu
veröffentlichen sind, also ausdrücklich noch ein-
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mal: Sozialdatenschutz ist in meinen Augen ganz
wichtig.

(Beifall bei der CDU)

Bei der Ausschusssitzung in der letzten Woche
hatte ich das Gefühl, dass Sie, Frau Veit, als Vor-
sitzende die Rolle noch nicht wirklich gefunden ha-
ben.

(Michael Neumann SPD: Gefühle können
täuschen!)

Sie haben mit Herrn Böwer über die Medien um
die Rolle des Chefanklägers des Senats gewettei-
fert. Als Vorsitzende wäre da vielleicht ein
bisschen Neutralität angebracht. Insofern, versu-
chen Sie mal, Ihre Rolle da noch zu finden. Das
wäre sehr schön.

(Beifall bei der CDU)

Der Einzige, der sich wirklich treu bleibt, ist Herr
Böwer: Hauptsache im Angriff, immer dabei, aber
so stelle ich mir keine ernsthafte Zusammenarbeit
vor, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Blömeke.

Christiane Blömeke GAL:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Frau Veit, mir ist das erste
Mal ein bisschen schlecht geworden bei Ihrer Dar-
stellung dieses Falles, weil ich finde, dass Sie die-
sen Fall wirklich auf einmalige Art und Weise poli-
tisch ausschlachten und das ist diesem Fall nicht
würdig.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Es ist eine infame und gewagte Behauptung zu sa-
gen, Morsal würde noch leben,

(Michael Neumann SPD: Wenn der Typ im
Bau gesessen hätte, würde sie noch leben!)

wenn all das getan worden wäre, was Sie in Ihrem
Kopf anscheinend schon alles wissen, wobei die
Analysen noch laufen.

Sie sagen, der Schutz der Kinder habe immer noch
Lücken und machen das an diesem Fall fest. Mei-
ne Damen und Herren, ich glaube, auf solch ein
grausames Verbrechen kann weder der Senat
noch der Kinder- und Jugendnotdienst – egal, was
Sie jetzt auch sagen – vorbereitet sein, weil es
wirklich ein Verbrechen auf eine besonders grau-
same Art war. Und genau deswegen müssen wir
natürlich einiges aufklären.

(Bülent Ciftlik SPD: Zweieinhalb Jahre zu-
sammengeschlagen!)

– Herr Ciftlik, Sie haben doch schon im Ausschuss
immer durch Zwischenrufe geglänzt. Melden Sie
sich doch hier wenigstens zur Sache.

Bevor ich zu meinem Eigentlichen komme, möchte
ich auf ein paar Dinge eingehen, die Sie gesagt
haben. Zunächst einmal haben Sie die Dienstan-
weisung kritisiert. Ich weiß gar nicht, was Sie ei-
gentlich wollen. Da handelt der Senat, macht eine
verbindliche Dienstanweisung und Sie sagen, wie-
so Checklisten waren doch auch schon vorher da.
Das sollte Ihnen eigentlich geläufig sein, dass
Dienstanweisungen sehr viel verbindlicher sind als
Checklisten. Das ist genau der Grund, warum der
Senat hier gehandelt hat.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Die zweite Sache, die nicht richtig ist, ist, dass Sie
behaupten, Morsal sei nach der Untersuchung im
UKE wieder zu ihrer gewalttätigen Familie nach
Hause geschickt worden. So ist es nicht, sie wurde
in den Kinder- und Jugendnotdienst zurückge-
schickt. Woher Sie diese Behauptung haben, weiß
ich nicht.

Besonders peinlich war Ihr Hinweis auf den Koaliti-
onsvertrag, wo Sie gesagt haben, da nehmen wir
irgendwelche Punkte aus dem Vertrag und packen
die hier in den Antrag. Ja, so läuft parlamentari-
sche Arbeit, Frau Veit. Man sucht sich noch einmal
bestimmte Anträge heraus, die man jetzt sofort
umsetzen und forcieren muss. Darum haben wir
hier als Fraktion gehandelt, nachdem der Senat
auch schon vorgelegt hat.

Im Übrigen müssen wir bei diesem Verbrechen auf
zwei Ebenen eingehen. Wir brauchen zum einen
eine umfassende Analyse dieser Hilfemaßnahmen,
die in solchen Fällen greifen, und wir müssen na-
türlich auch die Konsequenzen ziehen. Ich kann
mich Herrn von Frankenberg nur anschließen,
dass es die umfassende Analyse gab. Zuzeiten als
ich auf der Oppositionsbank saß, wäre ich begei-
stert gewesen, wenn der Senat so Auskunft gege-
ben hätte. Es ist schon so, dass ich den Senat
sehr viel wortkarger erlebt habe als unseren jetzi-
gen Senat. Alle beteiligten Behörden waren anwe-
send und haben ausführlich über diesen Sach-
stand informiert. Es ist richtig, dass Ihnen zwi-
schendurch langweilig wurde, weil Sie Ihre Fragen
nicht loswerden konnten, aber all das, was wir da
gehört haben, war genau die Information, die wich-
tig war: Von der Schulbehörde über die Justizbe-
hörde bis zur Kinder- und Jugendbehörde. Da wur-
de nichts ausgelassen.

Wenn Sie jetzt gerecht wären, würden Sie wahr-
scheinlich auch sagen, ja, das war eine umfassen-
de Analyse und interessanterweise haben Sie Ihr
Fazit schon gezogen, obwohl wir die Sitzung noch
einmal vertagt und gesagt haben, wir sind noch
nicht fertig, es muss noch weitergehen. Für Sie ist
der Fall anscheinend schon gegessen. Sie wissen
schon, wo die Schuldigen sitzen und wo die
Schuldfähigkeit ist.
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(Carola Veit SPD: Sie haben überhaupt
nicht zugehört!)

Was ich daran besonders bedenklich finde, ist,
dass Sie auch Schuldzuweisungen an Mitarbeiter
des Kinder- und Jugendnotdienstes und an Ju-
gendamtmitarbeiter machen. Ich denke, dass uns
mit diesen Schuldzuweisungen überhaupt nicht ge-
holfen ist. Ich glaube, dass Sie auf dieser Ebene
stehengeblieben sind, nämlich auf der Ebene, wir
haben hier eine Analyse, für uns ist der Fall schon
klar, hier sitzen die Schuldigen und dann hört es
auf bei Ihnen, weiter geht es nicht, Frau Veit.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Das wird auch ganz deutlich, wenn man Ihren An-
trag liest. Ich fand es ein bisschen lustig, dass Sie
gesagt haben, unseren Antrag benutzen wir als
Platzhalter. Ich denke, Ihr Antrag ist so offen for-
muliert. Wenn man die Überschrift liest, hat man
noch das Gefühl, da kommt etwas: Für ein vernetz-
tes und effektives Handeln der Behörden zum
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Gewalt
in der Familie. Da erwartet man dann ein umfas-
sendes Maßnahmenpaket. Aber nein, da kommt
nichts. Da wird der Senat aufgefordert, einen Be-
richt zu machen. Das ist zu wenig, Frau Veit.

(Carola Veit SPD: Wir sind ja noch nicht fer-
tig mit der Analyse!)

Ich bin immer dafür gewesen, auch Oppositionsan-
träge in den Ausschuss zu überweisen, aber Ihr
Antrag ist so grottenschlecht und oberflächlich,
dass man ihn nur ablehnen kann.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Jetzt wundern Sie sich, dass wir einen Antrag brin-
gen und Sie sagen in aller Öffentlichkeit, dass die-
ser Antrag dem Fall nicht angemessen ist. Ja, mei-
ne Damen und Herren, es ist richtig, durch unseren
Antrag mit den präventiven Maßnahmen wird Mor-
sal nicht wieder lebendig. Das ist traurig, aber
wahr. Aber Politik hat doch auch die Aufgabe,
nach vorne zu gucken. Wir müssen auf der einen
Seite die Analyse dieses Falles betreiben, aber
dann dürfen wir doch nicht stehenbleiben und sa-
gen, wir verharren jetzt in dieser Schelte und in der
Kritik, sondern wir müssen gemeinsam nach vorne
gucken und überlegen, welche Konsequenzen und
Maßnahmen wir aus diesem Fall ziehen müssen.
Darüber hatten wir schon das letzte Mal in der Bür-
gerschaft debattiert. Der Senat hat sofort, ich glau-
be, es waren nicht einmal 14 Tage, ein umfassen-
des Maßnahmenpaket vorgelegt, eine Interventi-
onskette, die viele gute Ansatzpunkte hat, von der
ich auch hoffe, dass sie möglichst selten angewen-
det werden muss, aber wenn, dann wird sie Fälle
dieser Art zumindest minimieren. Es ist mir an die-
ser Stelle auch ganz wichtig zu sagen, dass es ei-
ne hundertprozentige Sicherheit nicht geben wird.

Die GAL- und die CDU-Fraktion haben jetzt noch
ein Stück weiter geradeaus geblickt und gesagt,
das sind schon wesentliche Maßnahmen, die der
Senat hier angebracht hat. Wir ergänzen diese
Maßnahmen aber noch um weitere Punkte, damit
wir wirklich ein umfassendes Maßnahmenpaket
haben. Dazu gehört – ich greife jetzt nur einen
Punkt heraus – der Punkt der Jungenarbeit. Der ist
nach der letzten Bürgerschaftsdebatte etwas sehr
kurz – ich glaube, es war im "Hamburger Abend-
blatt" – dargestellt worden, sodass es Menschen
gab, die sagten, Sie machen hier den Täter zum
Opfer. Das ist es keinesfalls. Aber wenn wir Pro-
bleme dieser Art angehen wollen, dann müssen wir
zum Beispiel auch den Punkt, den wir zugegebe-
nermaßen im Koalitionsvertrag haben, der aber
ganz wichtig ist und jetzt forciert angegangen wer-
den muss, der Jungenarbeit angehen und da be-
sonders auf interkulturelle Aspekte Wert legen, da-
mit wir genau da ansetzen, was Herr von Franken-
berg gesagt, nämlich schon bei den ganz Kleinen.
Herr von Frankenberg, was Sie am Anfang gesagt
haben, kann ich nur unterstützen: Der Bruder ist
zwar noch nicht verurteilt, aber er ist derjenige, der
natürlich seiner gerechten Strafe zugehen wird.

(Vizepräsident Wolfhard Ploog übernimmt
den Vorsitz.)

Ich will ihn hier keineswegs in eine Opferrolle
drücken, aber wir müssen doch alles dafür tun, da-
mit solche Taten verhindert werden und dazu ge-
hört die Prävention.

(Michael Neumann SPD: Ja, der ist aber
schon einmal verurteilt worden!)

Auf diesem Zug fahren wir jetzt, weil wir uns über-
legen müssen, was wir als Parlament, als Politiker
tun können und da haben wir ein Stück weiter ge-
dacht als Sie. Sie, die einfach stehengeblieben
sind mit einer banalen Forderung, sich hier alles
vorstellen zu lassen, was im Jugendausschuss
längst stattfindet. Wir haben gerade in der letzten
Ausschusssitzung eine umfassende Erklärung zu
vielen Punkten erhalten. Das wird natürlich noch
fortgesetzt.

Interessant finde ich auch die LINKEN, die in ihrer
Pressemitteilung zum Beispiel ein Fazit aus der
Ausschusssitzung gezogen haben, sodass man
denken musste, sie wären gar nicht anwesend ge-
wesen. Sie haben behauptet, dieser Mord an Mor-
sal geschah auch deswegen, weil die Behörden
nicht miteinander vernetzt waren und weil es nicht
genügend Mitarbeiter im Jugendamt gab. Ich frage
ich mich, ob Sie überhaupt irgendeine Zahl kennen
oder ob Sie zugehört haben. Ich bin wirklich nicht
diejenige, die sagt, die Jugendämter seien ausrei-
chend ausgestattet,

(Michael Neumann SPD: Doch, jetzt schon!
Seit 44 Tagen schon!)
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aber es wurde vom Senat deutlich dargestellt, dass
die Vernetzung in diesem Fall sehr gut klappte und
dass es nicht an der Anzahl der Mitarbeiter im Ju-
gendamt lag

(Michael Neumann SPD: Woran lag es
dann?)

und auch nicht daran, dass man sich nicht um das
Mädchen gekümmert habe. Jugendhilfe ist doch
etwas komplexer als Ihr einfaches Denken, dass
Sie sagen, hier haben wir ein Mädchen, das
braucht Schutz, das greifen wir uns mal und lassen
es nicht wieder raus. Sie alle, die irgendwie mit Ju-
risterei zu tun haben, wissen, dass in der Jugend-
hilfe Sechzehnjährige ihre Hilfeplanung mitbestim-
men. Das Mädchen war in Obhut, es war nicht in
geschlossener Obhut – so etwas sieht unser Kin-
der- und Jugendhilfegesetz auch nicht vor – und
aus dem Grunde ist hier umfassend und richtig ge-
handelt worden.

Aber, wenn es Lücken gab, müssen wir die natür-
lich dennoch aufdecken, um aus diesen Lücken zu
lernen. Ob es alles ausreichend war, was da ge-
macht wurde, da befinden wir uns noch mitten in
der Aufklärung und Sie ziehen Ihren Schluss vor-
weg.

(Michael Neumann SPD: Wieso, war doch
alles super!)

Ich möchte noch einmal sagen, dass ich es gut fin-
de, dass wir in der nächsten Jugendausschusssit-
zung auch über unseren Antrag und über die zu-
kunftsweisenden Maßnahmen sprechen werden.
Vielleicht blicken Sie auch darüber hinaus und blei-
ben nicht auf dieser doch etwas vereinfachten
Ebene stehen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Artus.

Kersten Artus DIE LINKE: Herr Präsident, sehr
geehrte Herren und Damen! Christiane, wenn Du
das nächste Mal aus der Pressemitteilung zitierst,
sollte man vielleicht noch einmal die ganze Presse-
mitteilung vorlegen. Wir stellen sie gern allen Ab-
geordneten zur Verfügung.

Der Antrag der SPD ist nicht falsch. Wir beurteilen
die Auskunftsfreudigkeit des Senats und die Sorg-
faltspflicht bei der Rechenschaft der Behörden als
absolut unzureichend. Wir können nur bei genauer
Analyse zu den richtigen Schlussfolgerungen kom-
men, wo es Versäumnisse gab beziehungsweise
auch die politischen Konsequenzen in personeller
Hinsicht ziehen, wenn die Ursachen von furchtba-
ren Ereignissen, wie der Mord an der sechzehnjäh-
rigen Morsal, gefunden werden. Deswegen ist es
auch gut, dass es noch eine weitere Ausschusssit-

zung gibt, weil wir noch weitere Auskünfte brau-
chen.

Insofern sollte aber auch der Senat ein Interesse
daran haben, diesen Bericht, wie von der SPD ge-
fordert, abzugeben. Der Antrag ist nicht falsch. Ich
finde übrigens auch den Antrag von der CDU und
der GAL nicht falsch, aber die Inhalte sind bereits
angekündigt worden. Das ist aber auch noch zu
wenig. Vielleicht kann man gerade vor dem Hinter-
grund dieses Vorfalls bereits einige Schlüsse zie-
hen. Zum Teil sind sie grundsätzlicher Natur, zum
Teil konkret.

Einerseits denke ich, dass es in vielen Familien im-
mer noch zum normalen Umgang als erzieheri-
sches Mittel gehört, aufgrund von Überforderungen
oder aus anderen Gründen, Gewalt gegen Kinder
anzuwenden. Solange es noch zum guten Ton ge-
hört zu sagen, der hätte mal eine ordentliche Ohr-
feige verdient, werden Kinder und Jugendliche ei-
nem erhöhten Gewaltrisiko in Familien, egal, mit
welchem Hintergrund, ausgesetzt sein.

Wir haben es immer noch mit einer Generation von
Eltern zu tun, die in ihrer Kindheit geschlagen wur-
de. Es wird aber mit diesen Eltern nicht gearbeitet,
obwohl Ihnen jeder Sozialpädagoge und jede Sozi-
alpädagogin sagen kann, dass geschlagene Kin-
der später in der Regel zu schlagenden Eltern wer-
den. Wo bitte ist das gezielte Anti-Gewalt- und An-
ti-Aggressions-Training für Eltern, möglicherweise
speziell für Männer, aber auch als Angebote in Ki-
tas und Schule. Soziale Kompetenz lässt sich ler-
nen und wir müssen uns endgültig als Gesellschaft
verabschieden von dem Bild, dass Erziehung reine
Privatsache ist, denn genau das überfordert viele
Eltern, egal, mit welchem Hintergrund.

Wer Kinder als sein ausschließliches Eigentum an-
sieht, maßt sich im Zweifel auch das Recht an, sie
zu züchtigen. Wer außerdem etwas gegen die Ge-
walt in Familien aktiv tun will und damit auch ge-
gen die Verrohung der Gesellschaft, sollte sich an
aktiver Armutsbekämpfung beteiligen. Diese Betei-
ligung finde ich unzureichend, wenn Parteien, die
hier in der Bürgerschaft vertreten sind, auf Bundes-
ebene in der großen Koalition zum Beispiel einer
Elterngeld-Regelung zustimmen, die vor allem den
Besserverdienenden nutzt, die der Erhöhung eines
Kindergeldes zustimmen, die den Besserverdie-
nenden nutzt und das Geld nicht dorthin bringen,
wo es am dringendsten benötigt wird, in die Hartz-
IV-Haushalte.

(Beifall bei der LINKEN)

Was ist das für eine aktive Armuts- und Gewaltbe-
kämpfung, Bildungschancen für alle zu predigen
und gleichzeitig Kindern von Hartz-IV-Bezieherin-
nen und -Beziehern 1,79 Euro im Monat für Schul-
materialien zuzugestehen.

(Jens Kerstan GAL: Sind wir noch beim The-
ma?)
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– Ja, wir sind genau bei dem Thema. Es sind die
Hoffnungslosen, die Menschen ohne Perspektiven,
ohne Schulabschlüsse und ohne Ausbildungsplatz,
die kein anderes Mittel als Gewalt sehen, um auf
sich aufmerksam zu machen.

(Christiane Blömeke GAL: Das ist doch gar
nicht das Thema!)

– Das ist genau das Thema, denn hier kommen wir
auch zu den Motiven, wie Gewalt entsteht.

(Christiane Blömeke GAL: Nicht jede arme
Familie ist gewalttätig!)

Bundesweit wurde – und jetzt kommen wir noch
einmal zur Personalfrage – das Personal für die
Beratung und Betreuung von ambulanten Hilfen für
Erziehung zwischen 2002 und 2006 um 13 Prozent
gekürzt. Das hat das Deutsche Jugendinstitut er-
mittelt. In Hamburg waren die Kürzungen nicht
ganz so hoch, aber sie gehören gar nicht gekürzt,
sie gehören aufgestockt.

Die Ursachen von Gewalt gegen Mädchen und
weibliche Jugendliche, auch in Familien mit Migra-
tionshintergrund, sind einerseits bekannt, anderer-
seits benötigen wir hier weitere Informationen, vor
allem aber ist aktives Handeln gefordert. Ich er-
neuere in diesem Zusammenhang meine Forde-
rung nach mehr Personal in den Beratungsstellen
und in den Jugendämtern, die eine wirklichkeitsna-
he Betreuung gewährleisten und in einem jungen
Menschen nicht nur eine Akte sehen, die nach
Dienstschluss in der Schublade verschwindet.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort hat
Herr Senator Wersich.

Senator Dietrich Wersich: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich glaube, wir alle waren
schockiert, als wir die Nachricht bekommen haben,
dass der 23-jährige Bruder seine 16-jährige
Schwester getötet hat. Es wurde schnell klar, dass
das offenbar vor dem Hintergrund eines gewalttäti-
gen Familienkonfliktes über den Lebensstil dieses
Mädchens passierte. Es wurde auch schnell be-
kannt, dass wir es mit einer traditionell patriarchal
geprägten Familie mit Migrationshintergrund zu tun
haben. Das Unwort des Ehrenmordes – Herr von
Frankenberg hat das gesagt – kursierte.

Herr Yildiz, ich habe diese Pressemitteilung, die
Sie herausgegeben haben, gelesen. Ich möchte
das einmal zitieren:

"Mehmet Yildiz, jugend- und migrationspoliti-
scher Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
sagte, dass die Gewalttat zu sehr auf den
Migrantenhintergrund des Falles bezogen
würde."

Ich glaube, Herr Yildiz, dass diese Äußerung von
Ihnen gut gemeint ist. Es ist auch richtig, dass es
andere Formen familiärer Gewalt gibt und dass es
relativ wenig Tötungsdelikte in Deutschland mit
diesem Motiv gibt. Aber es ist auch richtig, dass
das dahinterstehende Problem in diesen Migrati-
onsfamilien, dass Mädchen und Frauen mit Gewalt
an der Verwirklichung ihrer eigenen Lebensstile
zurückgehalten werden, in Hamburg möglicherwei-
se Hunderte oder Tausende von Frauen betrifft.
Dieses muss man offen aussprechen. Wir können
heute keine Phantomdebatte über Hartz IV führen.
Wir müssen hier den Finger in die Wunde legen,
denn wenn wir diese Zusammenhänge nicht aus-
sprechen, dann können wir sie auch nicht ändern.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Deswegen glaube ich, dass die öffentliche Ausein-
andersetzung um diesen Fall, um die Täter, um die
Motive, um die familiären Hintergründe so wichtig
ist, weil sie deutlich macht, welche Normen unsere
Gesellschaft setzt und weil sie schlichtweg deutlich
macht, dass wir derartige Verhaltensweisen in un-
serem Lande nicht akzeptieren.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Lassen Sie mich nun ein bisschen zur Aufarbei-
tung kommen. Jeder weiß – das gilt auch für die
Opposition –, dass wir als Behörden, so ausge-
prägt ein Hilfesystem auch ist – mit Intervention,
mit unseren interkulturellen Beratungsstellen, mit
Wohnprojekten und so weiter –, eine hundertpro-
zentige Sicherheit in einem freiheitlichen Rechts-
staat nicht erzwingen können. Eine hundertprozen-
tige Erfolgsgarantie der Helfenden kann niemand
versprechen.

Dennoch glaube ich, dass wir jeden Fall, der vor-
kommt, ernst nehmen und versuchen müssen, aus
ihm zu lernen. Gerade ein Fall, in dem sich die
Ohnmacht der Hilfe zeigt, muss gründlich analy-
siert werden. Es müssen Schlussfolgerungen ge-
zogen werden und ich weiß, dass manche das be-
nutzen, um in einer ritualisierten öffentlichen Dis-
kussion schnell zu sagen, dass es eine Schuldfra-
ge ist und sie die Schuld dann auf die Helfer len-
ken. Aber wenn Derartiges passiert, haben wir als
Senat die Verantwortung, dafür zu sorgen, dass
unsere Experten eine kritische Analyse des Hilfe-
verlaufs vornehmen, daraus Schlussfolgerungen
ziehen und dass wir diese dann auch konsequent
und zügig umsetzen.

Genau diese Verantwortung haben die Senatoren
wahrgenommen. Ich habe bei meinen Jugendhilfe-
experten in Auftrag gegeben, dass umgehend das
Handeln des für den Fall verantwortlichen und zu-
ständigen Jugendamtes, das Bezirksamt-Mitte
analysiert wird und dass auch der KJND mit einbe-
zogen wird. Das haben alle Behörden gemacht, je-
der zunächst für sich. Dann haben wir uns alle zu-
sammengesetzt und gemeinsam diesen Verlauf
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analysiert und Schlussfolgerungen gezogen, elf
Tage nach dem Ereignis in der Landespressekon-
ferenz am 27. Mai.

Vor diesem Hintergrund, Frau Veit, ist es einfach
infam, wenn Sie sagen, der Senat und die Behör-
den hätten gesagt, es sei alles in Ordnung. Wir ha-
ben Schlussfolgerungen gezogen, weil wir eine
Analyse gemacht haben.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Lassen Sie mich zu einem Punkt noch etwas sa-
gen. Warum habe ich vorhin sehr bewusst gesagt,
dass die Experten analysieren sollen? Da müssen
wir als Politiker uns manchmal ein bisschen an die
eigene Nase fassen und das sage ich auch als Se-
nator: Unser Expertenwissen ist begrenzt. Ich will
ganz deutlich sagen: Wenn wir wirklich Hilfepro-
zesse analysieren wollen, wenn wir aufklären wol-
len und wenn daraus für die Helfenden Konse-
quenzen gezogen werden sollen, dann brauchen
diese Helfenden Fairness statt Vorurteile und dann
brauchen sie eine kompetente Analyse. Wohin das
führt, wenn Politiker sich in der Analyse selbst
überschätzen, möchte ich an einem Beispiel von
Herrn Ciftlik deutlich machen. Am 10. Juni hat er
gegenüber SPIEGEL ONLINE zur Rechtfertigung
der von der SPD geforderten geschlossenen Inob-
hutnahme ausgeführt – ich zitiere –:

"Der Tenor in der Arbeit mit ihr hätte sein
müssen: 'Wir verstehen, dass du zurück
willst, Morsal. Aber dein Bruder hat dich vor
24 Stunden massiv bedroht und geschlagen,
deshalb lassen wir dich nicht zurück'."

(Andy Grote SPD: Ja!)

Die Fakten, sowohl aus den Antworten der Kleinen
Anfragen als auch im Ausschuss waren, dass der
spätere Täter, der Bruder, seit über einem Monat
überhaupt nicht in Erscheinung getreten ist. Er war
gar nicht an den Ereignissen vorher beteiligt. Diese
Form von Analyse gegenüber den Helfern hat nicht
nur etwas Besserwisserisches, sondern es ist eine
Profilierung zulasten der Sache und das dient den
Helfern nicht.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Deshalb appelliere ich an Sie alle, ein wenig Di-
stanz, Selbstkritik in der Frage der eigenen Fach-
kunde aufzubringen und dann wirklich ein Stück
weit auf die Experten der Jugendhilfe zu hören.

In dem Zusammenhang – ich will das ganz offen
ansprechen – kritisieren und diffamieren Sie den
Sozialdatenschutz

(Carola Veit SPD: Nein!)

und sagen, die Behörden würden sich dahinter
verstecken. Der Sozialdatenschutz ist nicht nur
vom Bundesgesetzgeber ein fixierter Anspruch des
Bürgers darauf, dass seine besonderen Daten, die
der Staat aus den Hilfeverläufen erhält, geschützt

werden, sondern ich bin auch fest der Überzeu-
gung, dass auch ich persönlich kein moralisches
Recht habe, die Details von Morsals Denken, ihren
Einstellungen, ihren Handlungen

(Dr. Andreas Dressel SPD: Darum geht es
gar nicht! Die Tatsachen diskutieren Sie
weg!)

oder gar – wie Sie gefordert haben – die Details
aus psychologischen oder psychiatrischen Gutach-
ten offenzulegen, um die daraus abgeleiteten Ent-
schlüsse eines Hilfeverlaufs darzulegen. Das kann
ich nicht, das darf ich nicht und das werde ich auch
nicht tun, auch wenn Sie dazu weitere Jugendhilfe-
ausschusssitzungen ansetzen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

An dieser Stelle auch noch einmal, um Missver-
ständnissen vorzubeugen: Wenn ich sage, dass
wir diese Details des Hilfeverlaufs, worauf sie sich
begründen, auf welchen Einschätzungen, auf wel-
chen Gedanken, auf welchen Äußerungen, nicht
offenbaren, heißt nicht, dass unsere Experten nicht
genau diese untersucht haben, denn das ist das
Wesen dieser Analyse. Und das Ergebnis dieser
Untersuchung haben wir Ihnen in dieser hier schon
dargestellten vierstündigen Sitzung des Familien-,
Kinder- und Jugendausschusses ausführlich dar-
gestellt.

Ich will das nicht alles wiederholen. Wir haben Ih-
nen die Struktur dargestellt, ein ausgeprägtes Hil-
fesystem, Inobhutnahme, ambulante, stationäre
Angebote. Wir haben in Hamburg etwas, was es
überhaupt nur in sehr wenigen anderen deutschen
Städten gibt, nämlich eine anonyme stationäre Un-
terbringungsmöglichkeit für diese Mädchen. Wir
haben im letzten Jahr zwei hervorragende interkul-
turelle Gewaltberatungsstellen eingerichtet, die die
Jugendämter, die Familien oder auch einzelne Per-
sonen beraten. Dennoch haben auch wir an dieser
Stelle Konsequenzen gezogen. Wir werden kurzfri-
stig diese niedrigschwellige kulturspezifische Ge-
waltberatung ausbauen. Wir sind im Gespräch mit
den Trägern, die Möglichkeiten zur anonymen Un-
terbringung bedarfsgerecht weiterzuentwickeln.

Zweiter Punkt war – auch das ist angesprochen
worden –, ob es ein Informationsdefizit gegeben
hat. Nein, das fallführende und zuständige Be-
zirksamt Hamburg-Mitte hatte alle wichtigen Infor-
mationen. Ich möchte auch an dieser Stelle noch
einmal sagen, dass die Verantwortung für den Hil-
feverlauf ganz klar geregelt ist. Sie liegt beim zu-
ständigen ASD. Wenn Sie den Senat treffen wol-
len, indem Sie sagen, die Helfer haben Mist ge-
baut, dann verstehe ich nicht, warum Sie die Ver-
antwortungsebene des Bezirkes und des Be-
zirksamtsleiters ausklammern, außer Sie haben
andere Ziele mit Herrn Schreiber.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Michael
Neumann SPD: Bringen Sie Herrn Schreiber
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doch das nächste Mal mit, wenn Sie für den
Ausschuss mal einen Termin frei haben! Sie
legen doch fest, wer für den Senat spricht!)

Eindeutiger Schwachpunkt des gesamten Hilfever-
laufs war die Gefährdungseinschätzung. Das ha-
ben die Experten dargestellt. Sie haben aber auch
dargestellt, dass das eine ganz besondere Ambi-
valenzproblematik ist. Wir haben es eben nicht mit
ruinierten Familienverhältnissen zu tun, sondern
gerade diese Mädchen sind häufig bis zur Pubertät
in einem ausgesprochen liebevollen Elternhaus
groß geworden. Wir haben es hier damit zu tun,
dass sich diese Mädchen nicht von ihren Familien
distanzieren. Herr Dr. Hammer hat von einer 25-
jährigen Türkin berichtet, die heute selber hilft,
dass sie für sich selber, für ihre Vergangenheit
festgestellt hat, dass sie das Ernstnehmen dieser
Ambivalenz durch die deutschen Hilfesysteme, Be-
ratungsstellen und Jugendämter nicht gespürt hat,
weil kein Verständnis dafür war, dass sie diese Fa-
milie trotzdem noch liebt und dass sie nicht sofort
von der Familie losgelöst werden wollte. Deshalb
hat diese Frau, die heute selber in der Gewaltbera-
tung tätig ist, keine Hilfe des Staates mehr in An-
spruch genommen.

Diese Ambivalenz zu erkennen und trotzdem best-
mögliche Hilfe zu leisten, hat zu der Haupt-
schlussfolgerung geführt, die wir für alle Bereiche
und alle Behörden brauchen, nämlich Gefähr-
dungseinschätzung in solchen Konstellationen zu-
künftig nach einem sogenannten Worst-case-Sze-
nario zu machen, das heißt, dass man ein höheres
Gefährdungsrisiko für Leib und Leben zugrunde
legt, wenn man den Hilfeverlauf plant. Dieses alles
und auch dieses Defizit des Hilfeverlaufs haben wir
ausführlich im Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schuss dargelegt.

Ich muss in dem Zusammenhang allerdings auch
einen Vorgang ansprechen – das ist vielleicht eine
Arabeske, wirft aber auch ein Schlaglicht auf den
politischen Umgang. Herr Dr. Hammer als Leiter
der Hamburger Kinder- und Jugendhilfe hat zu die-
ser Gefährdungsanalyse Folgendes ausgeführt:

"Was wir hier feststellen müssen, es gab ei-
ne Gefährdungseinschätzung, die sich an
Erfahrungswerten der Mehrheit vergleichba-
rer Fälle orientiert hat und nicht an einem
Worst-case-Szenario, dass mal in dem
einen oder anderen Fall aus der Gefähr-
dung, verdroschen zu werden, eine Lebens-
gefahr erwachsen kann. In diesem Zusam-
menhang ist Handlungsbedarf gegeben, das
heißt, wir werden zukünftig mit den Fach-
kräften der Jugendämter und auch mit den
kooperierenden Freien Trägern solche Sze-
narien entwickeln […] und entsprechende
Fortbildungen anbieten."

Das ist eine klare Aussage. Worst case bedeutet,
aus der Gefahr, verdroschen zu werden, auch Le-
bensgefahr abzuleiten.

Nun hat sich allerdings eine Tageszeitung verhört
und das falsch zitiert, was ja mal passieren kann,
nämlich: "Verdroschen zu werden, bedeutet keine
Lebensgefahr".

Der Abgeordnete Böwer, den ich heute vermisse

(Michael Neumann SPD: Erkrankt! – Viviane
Spethmann CDU: Redeverbot!)

– erkrankt, okay, wir fragen jetzt nicht, wodurch er
sich die Erkrankung zugezogen hat, er war ja ein-
getragen als Redner und ich vermisse ihn da wirk-
lich, das muss ich ehrlich sagen.

(Uwe Grund SPD: Der ist krank! – Gegenruf
von Frank Schira CDU: Ihr habt ihn krank
gemacht!)

– Ja, das habe ich zur Kenntnis genommen. Gute
Besserung. Ich nehme an, dass ich trotzdem über
ihn reden darf und was er da gemacht hat.

Der Abgeordnete Böwer liest den Pressespiegel
mit diesem vermeintlichen Zitat, ruft alle Redaktio-
nen an, stürzt sich auf dieses vermeintliche Zitat,
obwohl er selber in der Sitzung dabei war und
greift den leitenden Beamten, der übrigens über
Parteigrenzen hinweg wirklich ein bundesweit an-
erkannter Experte der Jugendhilfe ist, massiv an
und macht ihm den Vorwurf bis hin zur Amtspflicht-
verletzung.

Und die Ausschussvorsitzende, Frau Veit, setzt in
einer Pressemitteilung vom 12. Juni auch noch
einen drauf und kritisiert, dass ich als Sozialsena-
tor danebengesessen hätte und Herrn Hammer
nicht widersprochen habe.

(Frank Schira CDU: Peinlich! – Carola Veit
SPD: Das stimmt nicht!)

Meine Damen und Herren! Am selben Tag, an dem
diese inszenierte Aufregung der SPD durch den
Blätterwald rauschte, hat die andere Zeitung das
Zitat richtig gestellt.

Meine Damen und Herren! Dieser Umgang mit ei-
nem falschen Zitat, obwohl Sie selber da waren, ist
ein Lehrstück politischer Kultur. Bitte bringen Sie
es anständig zu Ende und entschuldigen Sie sich
hier bei Herrn Dr. Hammer für dieses ungehörige
Vorgehen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Dass der Hilfeverlauf insgesamt sehr wechselhaft,
sehr schwierig und überhaupt nicht perfekt war, ist
völlig unstrittig und war auch bereits die Ursache
der Schlussfolgerungen, die die beteiligten Behör-
den aus der Analyse Ende Mai abgeleitet haben.
Darüber hinaus haben wir jetzt das, was wir im
Hinblick auf den Kinderschutz-Gipfel mit den Minis-
terpräsidenten und der Kanzlerin am 12. Juni be-
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wegt haben, auch für diesen Fall eingesetzt. Wir
haben vereinbart, dass das Nationale Zentrum Frü-
he Hilfen als bundesweite Plattform dienen soll und
dabei auch Einzelfälle analysieren soll, damit Men-
schen in der ganzen Republik aus diesen Fällen
lernen können. Deswegen haben wir jetzt gemein-
sam mit dem Bezirksamt Mitte nach dem Be-
schluss vom 12. Juni gesagt, dass wir diesen Fall
auch den Experten des Nationalen Zentrums des
deutschen Jugendinstituts vorlegen werden, damit
genau diese weitere Expertenanalyse stattfindet.
Das ist Aufklärung und ein vernünftiger Umgang
mit derart schrecklichen Dingen.

Ich möchte zum Schluss noch einmal zum eigentli-
chen Dissens unserer Einschätzung kommen,
denn soweit sind wir ja einig zwischen Senat, GAL,
CDU und SPD. Aber es gibt einen Punkt, da sind
wir weit auseinander. Sie halten die geschlossene
Unterbringung des Mädchens, wenn es nicht tut,
was die Jugendhilfe will, auch gegen deren Willen
für das richtige Mittel. Auch hier, Frau Veit, darf ich
wieder aus Ihrer Pressemitteilung vom 12. Juni zi-
tieren:

(Carola Veit SPD: Soweit sind wir doch noch
gar nicht!)

"Veit unterstrich die Position der SPD-Bür-
gerschaftsfraktion, dass bei Morsal […] eine
freiheitsentziehende Maßnahme im Rahmen
der Inobhutnahme hätte erfolgen können
und müssen. Der von der CDU und GAL
wiederholt betonte 'Freiheitsdrang' des Mäd-
chens und ihre 'Ambivalenz' zur Familie hät-
ten eine Grenze."

Merken Sie eigentlich, dass Sie unbeabsichtigt und
ungewollt ganz nahe bei der Vorstellung der Eltern
über die Erziehung ihrer Kinder sind? Merken Sie
eigentlich, dass Sie ein anderes Verständnis von
Jugendhilfe haben, wenn für Sie das Mädchen
nicht ein Subjekt der Hilfeplanung ist, sondern ein
Objekt, über das wir verfügen? Sie versteigen sich
hier zu einer Haltung

(Carola Veit SPD: Hier geht es nicht um Ju-
gendhilfeplanung, sondern um Gefährdeten-
schutz!)

– ja, genau –, dass dieses Mädchen zu ihrem ei-
genen Schutz auch gegen ihren Willen eingesperrt
hätte werden müssen.

Wir waren uns einig, dass wir eine geschlossene
pädagogische Unterbringung von jugendlichen
Mehrfachtätern, die aus den Milieus abzulösen
sind, unterstützen, aber ein Mädchen, das um sei-
ne Freiheit und seine Selbstbestimmung gegen-
über der Familie kämpft, vom Staat einsperren zu
lassen: Ohne uns.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Ich finde, hier wird offenbar, dass Sie recht ver-
zweifelt die politische Nische suchen, die Ihnen

Grüne und CDU noch lassen. Ich gebe zu, das ist
nicht leicht, eine solche Nische zu finden. Aber ich
möchte Ihnen noch etwas mit auf den Weg geben
im Sinne von Weiterdenken: Haben Sie sich ei-
gentlich klar gemacht, wenn wir das ein einziges
Mal tun, wenn wir ein einziges Mal ein solches
Mädchen quasi gegen ihren Willen geschlossen
unterbringen, dass sich dann zukünftig in dieser
Stadt kein einziges von Gewalt bedrohtes Mäd-
chen mehr an die staatlichen Hilfsinstitutionen
wenden wird?

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Diese Maßnahme ist ein totaler Irrweg. Das ist eine
jugendpolitische Geisterfahrt.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Barbara
Ahrons CDU: Richtig!)

Meine Damen und Herren! Der ASD und die Ju-
gendämter sind in der schwierigen Situation

(Michael Neumann SPD: Also konnte man
nichts machen? Dann ist das eben so, dann
stirbt das Mädchen eben oder was?)

zwischen der Verantwortung der Eltern und dem
Wächteramt, zwischen der Selbstbestimmung und
Mitentscheidung der Jugendlichen und staatlicher
Bevormundung. Sie haben vielleicht mitbekom-
men, dass der Kinderschutzbund schon kritisiert,
dass der Staat mittlerweile zu viel tut, zu viel in Ob-
hut nimmt. Ich glaube, eine eher am Wahlkampf
orientierte öffentliche Diskussion mit Vorurteilen
und Unkenntnis ist nicht ungefährlich für unser Hil-
fesystem. 300 Mitarbeiter im ASD, im Kinder- und
Jugendnotdienst haben für ihre schwierige Arbeit
Respekt und Anerkennung, aber auch einen fairen
Umgang in der Aufklärung verdient. Eine derartige
Tat am Ende nicht verhindern zu können ist das ei-
ne, den Helfern aber dann die Schuld an dem Ver-
brechen zu geben, kann ich nicht akzeptieren.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Lassen Sie mich zum Schluss feststellen: Morsal
ist Opfer des massiven familiären Konflikts in ihrem
stark patriarchal geprägten Elternhaus geworden.
Der Täter ist geständig. Motiv und die familiären
Hintergründe müssen im weiteren Strafverfahren
aufgeklärt werden. Ich glaube, wir alle müssen hin-
schauen und mitwirken und mit unserem viel-
schichtigen Hilfesystem und Know-how für Mäd-
chen und Frauen die Gewaltspirale in derartigen
traditionell patriarchal geprägten und teilweise
auch religiös geprägten Familien stoppen. Auch
die Migrantenorganisationen – das will ich an die-
ser Stelle auch noch einmal sagen – haben hier ei-
ne immense Verantwortung, sich daran aktiv zu
beteiligen. Daran sollten wir gemeinsam und sach-
orientiert arbeiten.

(Lang anhaltender Beifall bei der CDU und
der GAL)
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Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Dressel.

(Frank Schira CDU: Jetzt wird es sachlich!)

Dr. Andreas Dressel SPD:* Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Es gibt in der
Tat einiges, was man dazu sagen kann. Fangen
wir einmal mit dieser Entgleisung an, die vorhin ge-
sagt worden ist, dass wir Helfern zu Tätern ma-
chen würden. Das ist nicht der Punkt. Es geht dar-
um, dass wir aufarbeiten müssen, wo auch politi-
sche Verantwortlichkeiten, wo strukturelle Mängel
sind, die sich in diesem konkreten Fall gezeigt ha-
ben und die aufgearbeitet werden müssen. Deswe-
gen geht es nicht darum, die Helfer zu diffamieren,
sondern es geht konkret darum, politische Verant-
wortlichkeiten aufzudecken, sie zu hinterfragen
und genau davor laufen Sie davon, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Zu dem Punkt, wir würden das Bezirksamt Mitte
oder den Bezirksamtsleiter Schreiber aussparen.
Wir haben die Fragen, wo das Bezirksamt Mitte,
nämlich das Jugendamt den Antrag beim Familien-
gericht hätten stellen können und müssen, über-
haupt nicht ausgespart, sondern wir waren diejeni-
gen, die das angesprochen haben.

(Wolfgang Beuß CDU: Haben Sie eben
überhaupt zugehört?)

Wenn es dort Versäumnisse gegeben haben soll-
te, dann werden wir die auch offen ansprechen. Al-
lein das, dass wir da keinen Unterschied machen
oder irgendetwas zurückhalten, zeigt, dass es uns
nicht um eine parteipolitische Aufarbeitung geht,
sondern um eine rückhaltlose Aufarbeitung dieses
Falles, und zwar ganzheitlich, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD – Viviane Spethmann
CDU: Das glaubt euch doch keiner!)

Gehen wir einmal zum Thema Sozialdatenschutz.
Ich finde es immer so interessant, wenn die CDU
den Datenschutz entdeckt. Die GAL hat ihn schon
länger für sich entdeckt, das ist okay, aber dass
Sie jetzt auf einmal sagen, der Datenschutz sei an
der Stelle die heilige Kuh, ist schon sehr interes-
sant. Aber wenn man sich einmal genau anguckt,
wie das im Einzelnen bei Anfragen und so weiter
gelaufen ist – darauf komme ich gleich –, dann
stellt man fest, dass Sie den Sozialdatenschutz im-
mer dann ins Feld führen, wenn es Ihnen politisch
in den Kram passt und das ist schäbig, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Kommen wir einmal zu der Kleinen Anfrage, wo wir
vor der letzten Bürgerschaftssitzung die Möglich-
keit hatten, dieses auch öffentlich zur Kenntnis zu

nehmen, weil wichtige Medien in dieser Stadt dar-
über berichtet haben, und zwar nicht über das Er-
gebnis, nach dem im Senat noch einmal daran her-
umgedoktert wurde, sondern davor, das heißt, der
Entwurf, den die federführende Justizbehörde erar-
beitet hatte und wo man nachher sehr genau fest-
stellt, dass da doch etwas ein wenig gestrichen
wurde. Da kommen wir dann zu der Frage, wo
man sehr genau sehen kann, Herr von Franken-
berg und Frau Blömeke, wie das mit Ihrem Aufklä-
rungswillen so bestellt ist.

Kommen wir konkret zu den Einzelheiten und neh-
men einen Punkt aus der Antwort des Senats, in
der steht:

"Außerdem soll A. die M. am 23. März 2008
geschlagen und an den Haaren gezogen ha-
ben."

Das war das, was öffentlich zur Kenntnis gegeben
wurde. Im Entwurf der Justizbehörde steht dann
aber etwas mit "Haare ausgerissen" – das nur ein-
mal als Gesichtspunkt, wie Sachverhalte entstellt,
verkürzt und verdreht werden. Ist das Ihre Aufklä-
rung in diesem Fall, den Sachverhalt so zu verfäl-
schen? Wo ist da der Sozialdatenschutz, wenn es
um wirkliche Tatsachen geht, die hier gefragt wer-
den?

(Barbara Ahrons CDU: Ich wäre an Ihrer
Stelle gar nicht mehr hier vorne! Das ist ja
peinlich!)

Man kann natürlich sagen, das mit den Haaren sei
nicht der alles entscheidende Punkt, aber ich kom-
me zu weiteren Punkten, zum Beispiel zur Zeugen-
vorladung, die an die Eltern als Erziehungsberech-
tigte – in diesem Fall an die Mutter, die die mut-
maßliche Täterin war – gegangen ist. Das ist
schwierig und muss vielleicht für die Zukunft ein-
mal aufgearbeitet werden. Das hätten wir in die-
sem Fall gar nicht erfahren, wenn die nachher be-
schlossene Senatsantwort das Einzige gewesen
wäre, was das Parlament erhalten hätte, denn
dass eine Ladung zur Zeugenvernehmung an die
Beschuldigten gerichtet war, wird verschwiegen.
Wir haben also an dieser Stelle auch einen Mangel
an Aufklärung dem Parlament gegenüber. Sie ver-
kürzen Sachverhalte und machen damit die öffent-
liche Aufarbeitung sehr viel schwieriger.

(Beifall bei der SPD)

Das, finde ich, ist der schwerwiegendste Punkt, da
wir hier auch über das Thema Zwangsverheiratung
in diesem Gesamtkontext sprechen, und da heißt
es dann in der endgültigen Senatsantwort, zum Af-
ghanistan-Aufenthalt von Morsal liegen keine gesi-
cherten Erkenntnisse vor. Das hat der Senat uns
offiziell mitgeteilt und die ursprüngliche Version,
die auch in der Presse berichtet worden ist, laute-
te:
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"Zudem sollte sie verheiratet werden, zu ei-
ner Eheschließung ist es jedoch nicht ge-
kommen."

Das war offensichtlich die ursprüngliche Kenntnis
der Polizei, so steht es jedenfalls im ursprüngli-
chen Entwurf.

Dass Sie so eine Kerninformation für das Gesamt-
verständnis dieses Sachverhalts, wo man auch
schauen muss, welche Maßnahmen, Konsequen-
zen und Analysen man daraus zieht, dem Parla-
ment vorenthalten mit dem Argument des Sozial-
datenschutzes, ist wirklich ein Hammer. So kann
dieser Fall nicht ordentlich aufgearbeitet werden.

(Beifall bei der SPD)

Es lassen sich viele Beispiele finden. Wenn Frau
Blömeke die Aufklärungsarbeit als ganz besonders
vorbildlich gefeiert hat, dann schauen Sie sich ein-
mal den Vorher-nachher-Vergleich dieser Senats-
antwort an, vor und nach der Senatsbefassung.
Dann sieht man, dass von dieser tollen Aufklä-
rungsarbeit, die Sie hier so gelobt haben, wirklich
nicht viel übrig bleibt.

Ein weiterer Punkt ist der Sorgerechtsentzug und
die Inobhutnahme gegen den Willen. Heute fiel
wieder dieses schreckliche Wort von der Schutz-
haft. Dass Sie, obwohl wir letztes Mal schon dar-
über gesprochen und gesagt haben, dieses Wort
habe in diesem Zusammenhang wirklich nichts zu
suchen,

(Viviane Spethmann CDU: Kommen Sie mal
zum Punkt!)

nichts daraus gelernt haben, sondern wieder die-
sen unerträglichen Begriff in die Debatte werfen
– Sie haben auch in den ganzen Wochen, in de-
nen wir darüber diskutiert haben, nichts gelernt –
finde ich sehr enttäuschend.

(Beifall bei der SPD – Viviane Spethmann
CDU: Wie wollen Sie's denn lösen?)

Es geht darum, welche Möglichkeiten gegeben
sind, und der Senator hat an dieser Stelle eben
den konkreten Vorwurf an uns gerichtet, das Mäd-
chen in diesem Fall von ihrem Freiheitsdrang ab-
halten zu wollen. Ich sage Ihnen ganz konkret: Sie
haben bestimmte Verpflichtungen aus dem Kinder-
und Jugendhilfegesetz – ich habe es bei der letz-
ten Sitzung schon angesprochen – und da steht in
Paragraf 42:

"Das Jugendamt ist berechtigt und verpflich-
tet, ein Kind oder einen Jugendlichen in sei-
ne Obhut zu nehmen,…"

– das steht in Absatz 1 und später, dass auch frei-
heitsentziehende Maßnahmen bei dieser Inobhut-
nahme zulässig sind –,

"… wenn und soweit sie erforderlich sind,
um eine Gefahr für Leib oder Leben des Kin-
des … abzuwenden."

Das ist die Rechtslage, an die der Senat als Fach-
aufsichtsbehörde gebunden ist, an die das Ju-
gendamt gebunden ist und, und, und. Natürlich
sollte man den Paragrafen immer zu Ende lesen,
das ist völlig richtig. Man muss dann an der Stelle
eine Entscheidung des Familiengerichts einholen;
überhaupt keine Frage. Die Frage ist, warum Sie
diesen wirklich eindeutigen Festlegungen im Ge-
setz ausweichen zu sagen, in so einem Fall muss
die Ultima Ratio zum Einsatz kommen. Die Gefähr-
dungslage war offenkundig, was die letzten 48
Stunden angeht. Spätestens seitdem die Ergebnis-
se der rechtsmedizinischen Untersuchungsstelle
vorliegen und die ganze Fallsituation klar ist, sagen
wir, es geht darum – Sie haben unsere Forderun-
gen vorhin als Geisterfahrt bezeichnet –, in einer
solchen unmittelbaren Gefährdungssituation für
Leib und Leben Leib und Leben zu retten. Das ist
unser Standpunkt und wir beharren an diesem
Punkt auch darauf.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben gestern in der Presseerklärung von ehr-
licher, substantieller Aufarbeitung gesprochen.
Frau Veit hat so viele Punkte genannt – Herr Ciftlik
wird das auch noch einmal ergänzen –, bei denen
Sie sich einer ehrlichen und substantiellen Aufar-
beitung dieses konkreten Falls richtig verweigert
haben. Sie machen damit den ersten entscheiden-
den Schritt nicht.

Wir können über langfristige, strukturelle Maßnah-
men gerne diskutieren, da werden wir vielleicht in
ganz vielen Punkten einer Meinung sein, aber an
erster Stelle muss stehen, diesen Fall mit all sei-
nen Facetten, mit seinen Verantwortlichkeiten wirk-
lich rückhaltlos aufzuklären. Und da haben Sie so
viele Nebelkerzen geworfen, sich an so vielen Stel-
len verweigert, dass man wirklich sagen muss, da
sind Sie Ihrer Verantwortung als neue Regierungs-
fraktion nicht gerecht geworden, Sie sind dem Fall
nicht gerecht geworden.

Kehren Sie deshalb zu einer ordentlichen Aufklä-
rungsarbeit zurück, Sie haben in der nächsten Sit-
zung des Jugendausschusses noch einmal Gele-
genheit dazu. Das sollten Sie tun, um solche Fälle
für die Zukunft zu vermeiden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Güclü.

Nebahat Güclü GAL: Herr Präsident, sehr geehrte
Damen und Herren! Heute ist eine ganze Menge
zu dem Thema gesagt worden und ich werde jetzt
nicht alles wiederholen, was meine Vorrednerinnen
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und Vorredner und vor allem Senator Wersich sehr
eindrucksvoll geschildert hat.

(Michael Neumann SPD: Und rührend ein-
drucksvoll!)

Aber ich möchte noch einmal auf den Antrag der
SPD zurückkommen, der unter anderem die
Grundlage für die heutige Debatte war.

Frau Veit, ich muss mich wundern, Sie haben vor-
hin gesagt, Ihr Antrag wäre weitergehender. Eine
Zusammenfassung der Maßnahmen, die der Senat
schon mehrfach vorgestellt hat, über die schon seit
Wochen in der Stadt diskutiert wird, kann doch
nicht die Antwort der SPD auf dieses ganze Getö-
se seit Wochen in den Ausschüssen und in den
Medien sein. Hier betreiben Sie selbsterfüllende
Prophezeiung, die allerdings nicht eintrifft.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wenn wir uns Ihren Antrag anschauen, dann ist er
eigentlich ganz typisch für die SPD: pauschal,
schwammig, nette Lyrik, eine Absichtserklärung,
aber keine konkreten Maßnahmen.

(Michael Neumann SPD: Können Sie ja rich-
tig froh sein, dass wir keine Koalition einge-
gangen sind, weil wir schwammig sind!)

Wo sind Ihre einzelnen Maßnahmen, wenn Sie
meinen, Lücken und Fehler gesehen zu haben?
Sie hätten mit Ihrem Antrag die Möglichkeit gehabt,
genau da den Finger in die Wunde zu legen und
zu sagen, die und die Maßnahme leiten wir als
SPD daraus ab, das muss umgesetzt werden, um
das abzustellen. Solange das nicht passiert, Frau
Veit, bleibt wirklich nur Rhetorik.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Und dass die SPD hier immer noch planlos, orien-
tierungslos und ziellos ist, zeigt auch die Tatsache,
wie sehr Sie sich in verschiedene Richtungen ver-
galoppieren. Herr Ciftlik spricht in den Medien;
ganz zu Anfang hat er eine neue Abschiebedebat-
te ins Spiel gebracht, dann war es eine Einbürge-
rung auf Zeit, dann haben wir die rechtspolitische
Diskussion gehabt.

(Ingo Egloff SPD: Können Sie mal sehen,
wie viele Facetten das Thema hat!)

Es ging darum, ob man die junge Frau nicht in ir-
gendeiner Form hätte geschlossen unterbringen
sollen. Wer mit diesen jungen Frauen gearbeitet
hat – auch das hat Senator Wersich sehr deutlich
gemacht und das habe ich mehrere Jahrzehnte,
Frau Veit –, der weiß, dass das die schlimmste
Strafe ist, die man ihnen zukommen lassen kann.
Das ist keine Hilfe, das ist eine zusätzliche Bestra-
fung.

Ich bin traurig, dass die SPD scheinbar auch in der
Frauenpolitik einen neuen Kurs fährt, denn einer-
seits haben die ASF-Frauen vernünftige Positions-

papiere dazu entwickelt, die ich Ihnen nur wärm-
stens ans Herz legen kann. Lesen Sie sich einmal
das Papier der ASF-Frauen dazu durch, die kom-
men zu einem ganz anderen Schluss, Frau Do-
busch, als manche Rednerin und mancher Redner
der SPD, denn da geht es um sachliche Aufklä-
rung und eine konstruktive Diskussion, um Maß-
nahmen zu entwickeln, um den Frauen und den
Betroffenen beziehungsweise Bedrohten noch
besser helfen zu können. Ich finde es sehr schade
– wir haben mit der SPD gerade in den letzten
zehn Jahren in der Frauenarbeit viel gemeinsam
bewegt –, dass sich die SPD jetzt von diesem Kon-
sens bei der Bekämpfung von häuslicher Gewalt
auf diese Art und Weise verabschiedet. Aber es
überrascht mich nicht, denn Sie sind in dieser De-
batte nicht wirklich an einer Verbesserung interes-
siert, sondern drehen sich im Kreis und instrumen-
talisieren die ganze Debatte.

Machen Sie sich einmal die Mühe – das habe ich
auch bei Ihnen herausgehört, Frau Veit – und le-
sen sich den Antrag noch einmal in Ruhe durch.
Es sind viel mehr Punkte als das, was im Koaliti-
onsvertrag festgelegt ist. Auch diese Punkte sind
natürlich wichtig, die müssen umgesetzt werden,
aber für einen Punkt möchte ich noch einmal bei
Ihnen werben. Natürlich sind das Probleme in in-
terkulturellen Zusammenhängen, aber was kann
denn da die richtige Lösung sein. Ich werbe bei Ih-
nen darum, dass gerade die SPD gemeinsam mit
uns bei den Migrantencommunitys darum wirbt,
Kooperationspartner zu gewinnen. Wir müssen
doch gerade diese Communitys stärken, damit sie
gemeinsam mit uns in der Präventionsarbeit agie-
ren; dafür werbe ich bei Ihnen. Aber von vornher-
ein zu sagen, hier werde Aufklärung verweigert,
die Ausschusssitzungen zu ignorieren, die Ausfüh-
rungen zu ignorieren, ist ein Stil, wo sich die SPD
wirklich mal etwas Neues, Kreatives einfallen las-
sen sollte. – Danke.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Frau Veit, bitte.

(Barbara Ahrons CDU: Kommt jetzt die Ent-
schuldigung?)

Carola Veit SPD:* Ich bin angesprochen worden
und gehe gerne noch einmal auf die Geschichte
mit dem angeblichen Zitat von Dr. Hammer ein. Ich
war auch überrascht, als ich das am nächsten Tag
in der "tageszeitung" so las. Mir war sofort klar,
dass das so nicht gefallen sein konnte. Hinterher
hat sich herausgestellt, dass man das im Um-
kehrschluss ein bisschen herauslesen kann, aber
auch das wird dem nicht gerecht. Und weil das so
war, habe ich sofort am Morgen bei der Bürger-
schaftskanzlei angerufen und gebeten, aus den
Bändern, die noch gar nicht abgeschrieben waren,
diese Stelle herauszusuchen, um das richtigstellen
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zu können und es ist dann in der "tageszeitung"
am nächsten Tag auch richtiggestellt worden. Ich
habe das richtige Zitat – Sie haben sich wahr-
scheinlich auch darum bemüht – heraussuchen
lassen. Wir haben das nicht instrumentalisiert und
Herr Dr. Hammer, wie Sie zutreffend sagen, ge-
nießt überparteilichen Respekt auch an der Stelle
und er hat das so nicht gesagt.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Es gibt also keinen Grund, sich für irgendetwas zu
entschuldigen. Ich bin meiner Rolle als Aus-
schussvorsitzende durchaus gerecht geworden
und dass Sie das hier so herausstellen, mutet eher
etwas merkwürdig an; über solche Fragen reden
wir hier sonst eher nicht.

Hier ist immer wieder gesagt worden, wir würden
zu wenig konkrete Forderungen aufstellen und zu
wenig analysiert haben. Wir sind noch bei der Ana-
lyse, wir haben die Ausschusssitzung nach vier
Stunden abgebrochen, weil wir nicht einmal die
Hälfte unserer Fragen stellen konnten.

(Zurufe von der CDU – Frank Schira CDU:
Ach so, auf einmal!)

Wir wollen, dass der Senat dabei mitmacht, dazu
ist unser Antrag da, und am Ende werden wir si-
cher Vorschläge machen, aber alles zu seiner Zeit.
Sie wollen aufklären und sprechen uns das gleich-
zeitig ab. Ich will noch einmal darauf hinweisen,
dass es in der vierstündigen Ausschusssitzung vor
einer Woche viele Fragen von Abgeordneten der
SPD gab, einige von der GAL, einige von den LIN-
KEN. Von der CDU-Fraktion gab es einen einzigen
inhaltlichen Beitrag von Herrn Hesse und noch
zwei weitere Beiträge, die die Geschäftsordnung
betrafen. Sonstige CDU-Größen inklusive der übri-
gen heutigen Rednerinnen und Redner haben an
dem Thema im Ausschuss kein Interesse gezeigt.

(Ingo Egloff SPD: Das ist doch nichts Neu-
es!)

Frau Blömeke, noch einmal: Die Schuldfrage wird
auch irgendwann am Ende stehen,

(Christiane Blömeke GAL: Aber die haben
Sie jetzt schon gestellt! – Frank Schira CDU:
Ja!)

aber es ist doch eine zutreffende Beschreibung zu
sagen, das Mädchen stand unter der Obhut des
Staates. Damit verbunden ist dann auch eine
Schuldfrage, aber wir werden unserer Arbeit nicht
gerecht, wenn wir uns die nicht gemeinsam stellen.

Ich will noch einmal, Frau Güclü, auf den gemein-
samen Antrag eingehen. Frau Blömeke hat vorhin
gesagt, es sei normales Politikhandeln, dass die
Regierungsfraktion den Senat noch einmal auffor-
dere, das umzusetzen, was im Koalitionsvertrag
aufgeschrieben steht. Das mag so sein, aber dann
erwarten wir ein bisschen mehr, als nur die Formu-

lierung aus dem Koalitionsvertrag herauszukopie-
ren. Sind Ihnen da nicht einmal vier Spiegelstriche
mehr eingefallen? Ich finde das ein bisschen we-
nig.

(Beifall bei der SPD)

Sie führen hier an, dass es weitere Punkte gäbe,
Frau Güclü.

(Nebahat Güclü GAL: Ja, lesen Sie!)

Aber ohne Substanz, Frau Güclü. Da steht, Sie
wollen eine anonyme Notaufnahme für junge Frau-
en gründen. Der Senat solle einmal prüfen, heißt
es bei Ihnen, ob eine anonyme Notaufnahme sinn-
voll ist. Eigentlich könnten Sie wissen, dass es sol-
che Plätze schon lange gibt. Ich möchte an dieser
Stelle noch einmal Dr. Hammer korrekt aus dem
Ausschuss zitieren:

"Ebenso sind wir mit dem Träger von Basis
Woge im Gespräch, ob wir den Teil an Plät-
zen noch erhöhen, der zurzeit im Bereich
der anonymen Unterbringung für Mädchen
Schutz und Sicherheit bietet."

Das hätten Sie wissen können, Frau Güclü.

(Beifall bei der SPD)

Dann hat Frau Blömeke noch gesagt, wenn es
Lücken gäbe, müssten die aufgearbeitet werden.
Lücken, Frau Blömeke, gibt es in Ihrer Kenntnis
vom Jugendhilferecht, der Eindruck verstärkt sich
immer mehr. In Paragraf 42, über den wir hier re-
den, der die Inobhutnahme und Herausnahme aus
der Familie regelt, geht es in Wirklichkeit nicht um
Jugendhilfe, sondern um Gefahrenabwehr. Diese
Norm dient der Gefahrenabwehr und ich bin in die-
sem Zusammenhang Herrn Senator Wersich für
den Hinweis auf die Experten wirklich dankbar
– das haben Sie mehrfach betont – und Frau
Güclü hat es vorhin auch noch einmal gesagt.
Wenn wir vereinbaren, noch einmal zu einer Ex-
pertenanhörung zu diesen Fragen zu kommen,
dann hilft uns das vielleicht weiter; dafür bin ich
jetzt schon dankbar.

Ich will mit einem weiteren Zitat schließen.

(Frank Schira CDU: Aber bitte richtig!)

– Gern, Herr Schira.

Im aktuellen, gerade zwei Wochen alten Jahresbe-
richt der bezirklichen Jugendämter zum Kinder-
schutz ziehen die Dezernenten der Jugendämter
unter anderem folgende Schlussfolgerung:

"Viele Einzelmaßnahmen ergeben noch kein
schlüssiges Gesamtkonzept. Ziel sollte sein,
ein gemeinsames Leitbild für Hamburg zu
entwickeln."

Es spricht für sich, wenn die Jugendämter das so
feststellen. Letztlich wurden die tatsächlichen und
rechtlichen Möglichkeiten in diesem Fall nicht ge-
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nutzt. Sie haben jetzt genau zwei Möglichkeiten:
Sie können unserem Antrag zustimmen, dann hat
der Senat Zeit bis September, seine offensichtli-
chen Defizite aufzuarbeiten und einen anständigen
Bericht abzugeben, Sie können den Antrag natür-
lich auch ablehnen, dann werden wir umso genau-
er weiter untersuchen, warum das Mädchen ster-
ben musste, obwohl es sich immer und immer wie-
der hilfesuchend an die verschiedenen Dienststel-
len gewandt hat. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt jetzt Herr Ciftlik.

Bülent Ciftlik SPD:* Sehr geehrter Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Herr von Frankenberg,
wenn Sie sich hier hinstellen und sagen, Sie hätten
sich keine Gedanken gemacht und seien selbst ein
wenig erstaunt gewesen, in welch bedrohlicher Si-
tuation Morsal O. gewesen ist, dann muss ich mich
wirklich fragen, was Sie in all den Jahren gemacht
haben. Ich habe mir sagen lassen, dass Sie Spre-
cher Ihrer Partei im Sonderausschuss Jessica wa-
ren. Ich frage mich, was Sie eigentlich noch hätten
erleben müssen, um zu der Einschätzung zu kom-
men, hier wurde falsch eingeschätzt.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Wovon re-
den Sie jetzt eigentlich?)

Frau Blömeke, wenn Ihnen schlecht wird, weil wir
unseren Beitrag im Parlament leisten wollen aufzu-
klären, dann müssen Sie entweder den Raum ver-
lassen oder selbst dazu beitragen, die im Raum
stehenden Fragen zu beantworten.

(Beifall bei der SPD)

Das ist so, auch wenn Ihnen das nicht gefällt und
auch, wenn Sie eine Koalition eingegangen sind;
trotzdem müssen die Fragen geklärt werden.

Herr Wersich, Sie haben recht, wenn Sie von Am-
bivalenz reden. Das ist aber kein Phänomen, das
nur Mädchen mit Migrationshintergrund vorbehal-
ten ist, die irgendwann woanders geboren wurden,
mit ihrer Familie hierhergekommen sind und die
deutsche Staatsbürgerschaft angenommen haben.
Viele Ehefrauen, die von den Männern geschlagen
werden, kehren nicht selten immer wieder zu ihren
Männern zurück, weil es diese Ambivalenz gibt. Ich
sage das, weil es kein neues Phänomen ist, keine
Erklärung dafür,

(Wolfgang Beuß CDU: Was wollen Sie ei-
gentlich sagen?)

dass Sie sich hier weigern, die Fragen zu beant-
worten, und uns umgekehrt den Vorwurf machen,
wir würden diese Fragen politisch ausschlachten
wollen; das ist eine Ungeheuerlichkeit.

(Beifall bei der SPD)

Ich weiß, dass Ihnen diese Frage nicht gefällt, aber
es bleibt dabei. Was muss eigentlich einem Mäd-
chen mit 16 Jahren noch widerfahren, Herr Wer-
sich? Sie hat nicht nur einen Monat vor ihrem Tod,
sondern mindestens zweieinhalb Jahre ein Martyri-
um erlebt. Ich weiß, dass Ihnen das auch nicht ge-
fällt.

(Jens Kerstan GAL: Ja, wollen Sie sie zwei-
einhalb Jahre einsperren?)

Sie hat zweieinhalb Jahre ein Martyrium erlebt und
es geht nicht um diesen einen Monat, in dem viel-
leicht, vielleicht aber auch nicht der Bruder in Er-
scheinung getreten ist. Es ist doch skandalös zu
sagen, er sei einen Monat vorher noch nicht in Er-
scheinung getreten gewesen, also hätte man
nichts tun können. Sie hat zweieinhalb Jahre gelit-
ten, mal mit, mal ohne Beteiligung der Familienmit-
glieder. Mal ist der Sohn mit dem Messer in der
Tasche auf sie losgegangen, mal hat der Bruder
sie festgehalten und zum Schluss ist ihr ein
Schneidezahn abgebrochen worden. Zwei Tage
vorher wurde sie medizinisch untersucht. Das sind
doch Hinweise genug, um klar festzustellen, hier
geht es nicht um diesen einen Monat vor ihrem
Tod, sondern hier geht es um eine ganze Zeit lang
und man sich aus unserer Sicht schon die Frage
stellen muss, hätte die Behörde, hätte der Staat
nicht den Mut aufbringen müssen, die Schwelle der
Familie zu überschreiten

(Wolfgang Beuß CDU: Sie haben nichts ver-
standen!)

und zu sagen, das Sorgerecht teilen wir uns, aber
das Aufenthaltsbestimmungsrecht haben wir.

(Beifall bei der SPD)

Sie versuchen – taktisch völlig unzureichend, das
nur nebenbei –, hier eine Blackbox aufzubauen:
Das sind zwar deutsche Staatsbürger, die kommen
aber von woanders her, Integration, kulturell ande-
rer Hintergrund, da weiß man nicht so genau. Ich
sage Ihnen ganz offen: Wenn jemand das eigene
Familienmitglied wiederholt mit dem Tod bedroht,
dann interessiert mich zunächst nicht, woher sie
kommt und welche Beweggründe vielleicht aus kul-
tureller Sicht dahinterstecken mögen, sondern
mich bewegt zunächst einmal die Frage, wie kann
ich dieses Mädchen vor weiterer Gewalt, vor dem
Tod schützen. Und wenn Sie sagen, von nun an
wird ein Worst-case-Szenario zugrunde gelegt,
dann frage ich mich doch, was muss eigentlich
noch passieren, damit nicht nur von nun an, son-
dern in der Retrospektive die Einsicht einmal ge-
zeigt wird. Hier hätte schon längst ein Worst-ca-
se-Szenario zugrunde gelegt werden müssen, und
zwar nicht nur einen Monat vor ihrem Tod, sondern
zweieinhalb Jahre vorher.

(Beifall bei der SPD)
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Wann muss die Behörde eigentlich einschreiten,
wenn es offensichtlich einen Bruder gibt, der schon
jahrelang außer Rand und Band gewesen ist, bei
dem das Messer ganz locker in der Tasche saß?
Mal hat er an einer roten Ampel jemandem das
Bein aufgeschlitzt, mal ist er auch in Untersu-
chungshaft gewesen. Was muss eigentlich noch
passieren, um festzustellen, dass wir diesen Bru-
der nicht kontrollieren können? Vor den Augen der
Polizei wird das Mädchen ein ums andere Mal zu-
sammengeschlagen. Der Bruder wird nicht in Ge-
wahrsam genommen. Aber auch Ihre Erklärung im
Nachhinein, warum Morsal nicht untergebracht
wurde – vielleicht auch gegen ihren Willen –,

(Wolfgang Beuß CDU: Aha!)

weil das dann etwas mit Schutzhaft zu tun gehabt
hätte, zeigt noch einmal ganz deutlich, dass Sie
mit der Situation völlig überfordert sind und das
Einzige, was Ihnen einfällt, ist, wir würden das poli-
tisch ausschlachten.

(Zuruf von Nebahat Güclü GAL)

– Frau Güclü, ich weiß nicht, was Sie gelesen ha-
ben, ich habe hier noch nie eine Debatte über Ab-
schiebung oder Abschiebehaft entfacht, darum
geht es nicht. Das zeigt aber noch einmal ganz
deutlich, dass Sie nichts verstanden haben und
auch gar nicht verstehen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Senator, Sie haben völlig richtig gesagt, wir
müssen Migrantenorganisationen einbinden. Ich
frage mich, wo denn in Ihrer Debatte die Forde-
rung, die Sie im Wahlkampf nicht müde wurden
von uns zu kopieren, nach dem Integrationsbeauf-
tragten auftaucht, der auf Staatsratsebene beim
Bürgermeister angedockt sein soll. Wo ist die For-
derung nach jemandem, der vielleicht den Über-
blick bewahren kann? Frau Güclü, ich weiß nicht,
warum Sie sich dagegen wehren. Sie haben diese
Forderung neben mir auf Podiumsdiskussionen ein
ums andere Mal aufgestellt und heute wollen Sie
damit nichts mehr zu tun haben.

(Wolfgang Beuß CDU: Der Wahlkampf ist zu
Ende! – Jens Kerstan GAL: Was hat das
jetzt mit diesem Fall zu tun? – Zuruf von Ne-
bahat Güclü GAL)

Expertenrat soll einbezogen werden. Diese Mi-
grantenorganisationen, die Sie in keiner Erklärung,
auch nicht in Interviews, mal beim Namen genannt
haben, kennen Sie wahrscheinlich gar nicht so
richtig. Die Einzige, die sie vielleicht kennen würde,
wäre Frau Özkan, aber die möchte lieber Wirt-
schaftspolitik machen, das verstehe ich, das ist
auch in Ordnung. Aber fragen Sie uns vielleicht
einmal, mit wem Sie reden können. Wo ist eigent-
lich der Integrationsbeirat, den Sie konsultieren
wollten, den es ja gibt?

(Zurufe von allen Fraktionen – Glocke)

Vizepräsident Wolfhard Ploog (unterbrechend):
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das
Wort hat allein Herr Ciftlik und ich darf um ein
bisschen mehr Zurückhaltung im Saal bitten.

Bitte sehr, Sie haben das Wort.

Bülent Ciftlik (fortfahrend): Ich weiß, dass Ihnen
das nicht gefällt, Sie kreisen immer um die eigentli-
che Frage herum: Wie konnte es sein, dass einem
jungen Mädchen, das so viel Gewalt erleiden mus-
ste, trotzdem nicht geholfen wurde. Wir schlachten
das nicht parteipolitisch aus,

(Zurufe von der CDU – Kai Voet van Vormi-
zeele CDU: Das wird Ihnen noch peinlich
sein!)

sondern stellen diese Fragen. Die sind Ihnen un-
angenehm, aber wir müssen trotzdem diese Fra-
gen klären.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe keinen Grund, meine Aussage zurückzu-
nehmen. Dieser Senat, diese Koalition taktiert,
täuscht und trickst, aber wir werden dranbleiben.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Blömeke.

Christiane Blömeke GAL:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Herr Ciftlik, Sie mögen als
Pressesprecher der SPD mit Worten umgehen
können, aber mit Fakten können Sie wirklich nicht
umgehen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Ich fand es, ehrlich gesagt, ziemlich niveaulos, was
Sie hier für eine Debatte aufgemacht haben von
Einwanderungspolitik und Vorwürfen und, und,
und.

(Ingo Egloff SPD: Wer hat denn die Debatte
hier gebracht – das war doch Ihre Kollegin!)

Wenn wir uns noch einmal an diesem Fall orientie-
ren, dann will ich abschließend sagen: Sie haben
den Vorwurf erhoben, dass zweieinhalb Jahre zu
wenig passiert sei, zweieinhalb Jahre hätte dieses
Mädchen ein Martyrium erlitten. Herr Ciftlik, Sie
waren doch im Ausschuss dabei – ach nein, ich
vergaß, Sie waren immer draußen und haben ir-
gendwelche Presseinterviews gegeben.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Herr Ciftlik, vielleicht hören Sie jetzt einmal zu, das
haben Sie eben auch nicht getan. Wären Sie dabei
gewesen, dann hätten Sie vernommen, dass das
Mädchen natürlich in Inobhutnahme war. Ich weiß
nicht, ob Sie wissen, was Inobhutnahme bedeutet.
Das Mädchen war in der Betreuung der Behörden,

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 7. Sitzung am 18. Juni 2008 273

(Bülent Ciftlik)



des Jugendamts, des ASD und, und, und. Das
heißt, hier war überhaupt nicht der Fall gegeben,
dass das Mädchen Gewalt in der Familie erlitten
hat und sich keiner gekümmert hat. Da sind Sie ei-
nem Irrglauben erlegen. Das Einzige, über das wir
uns hier immer wieder streiten – wir drehen uns im
Kreis, da haben Sie völlig recht und deswegen
muss die Debatte auch im Fachausschuss geführt
werden –, ist die Frage, ob man dieses Mädchen
zu seinem Schutz hätte einsperren dürfen. Jetzt
frage ich Sie einmal, Herr Ciftlik: Hätten wir die
denn zweieinhalb Jahre einsperren sollen, bis ihre
Pubertät vorbei ist?

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Das ist doch Blödsinn!)

Ich finde Ihre Ansichten von Jugend und Pubertät
geradezu erschreckend, das muss ich ganz ehrlich
sagen.

(Beifall bei der GAL und CDU)

Sie haben gesagt, das Thema Ambivalenz gebe es
überall bei Gewalt in der Familie. Das gibt es auch
überall und daran werden wir auch politisch noch
viel zu arbeiten haben und darum haben wir uns
auch in der Vergangenheit schon gekümmert. Aber
diesen Fall – da hat Senator Wersich recht – müs-
sen wir vor dem Hintergrund von interkulturellen
Aspekten sehen. Hier ging es um den Kampf eines
Mädchens, anders zu leben als ihre Familie es
wollte, und das müssen Sie doch auch sehen. Es
ging um eine interkulturelle Problematik, die wir an-
gehen müssen, und deswegen war das Mädchen
in ganz besonderer Weise dieser Ambivalenz un-
terlegen.

Meine Kollegin Frau Güclü, die wirklich, das wer-
den Sie vielleicht zugeben, auf diesem Gebiet eine
ausgesprochene Expertin ist, hat diverse Fälle die-
ser Art kennengelernt und könnte sich jetzt hier
hinstellen und sagen, diese Ambivalenz ist gerade
bei diesen Mädchen vorhanden.

Genau an diesem Punkt müssen wir natürlich auch
dafür Sorge tragen – und deshalb gibt es auch den
Antrag der weiteren Qualifizierung –, dass die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter vom Jugendamt auch
im Umgang mit diesen Problemen noch weiter zu
Experten geschult werden als sie es jetzt schon
sind. Da müssen wir ansetzen. Hier hat keiner ge-
sagt, dass alles lückenlos und prima gelaufen ist,
denn sonst hätten wir nicht in einigen Punkten
nachgebessert. Natürlich muss man immer noch
einmal genau hinschauen und wenn man sieht,
dass man an der Arbeit noch etwas verbessern
kann, dann wird das erledigt.

Nun zu Frau Veit. Als Sie mit Ihrer Rede anfingen,
habe ich zunächst gedacht, Sie seien ein wenig
einsichtig geworden, weil Sie sagten, Sie seien
noch nicht am Ende Ihrer Analyse angekommen.
Gleichzeitig haben Sie Ihre Rede wieder einmal mit
einem vorweggenommenen Fazit beendet, nämlich

dass der Senat die rechtlichen Möglichkeiten hier
nicht genutzt habe. Ich stelle erneut fest, dass Sie
anscheinend an einer Aufklärungsarbeit nicht inter-
essiert sind, weil Sie die Fakten schon vorwegge-
nommen haben. Sie wissen im Voraus, was hier
abgelaufen und passiert ist, Frau Veit, denn sonst
kann es nicht sein, dass Sie die Ergebnisse vor-
wegnehmen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Ich werbe darum, dass wir uns im Jugendaus-
schuss weiter mit dem Thema beschäftigen und
das tun wir auch. Der Vorwurf, hier wolle keiner po-
litische Verantwortung tragen, wir liefen davor weg
– das hat Andreas Dressel gesagt –, ist völlig ab-
surd, denn sonst hätte der Senat nicht diese um-
fassende Aufklärungsarbeit in dem Ausschuss ge-
leistet. Wir würden auch nicht ein weiteres Mal dort
sitzen und noch einmal darüber sprechen, denn es
ist in unser aller Interesse. Keinem von uns geht
solch ein Fall nicht nahe. Wenn hier gesagt wird,
wir hätten unseren Koalitionsvertrag abgeschrie-
ben, dann zeigt das lediglich, dass Sie den nicht
gelesen haben. Ich kann das zwar verstehen, es
sind ja auch viele, viele Seiten

(Ingo Egloff SPD: Das ist ja auch langweilig!)

– ja, das ist für Sie langweilig und das ist eben Ihre
Uninformiertheit –, aber dann dürfen Sie sich nicht
hier hinstellen und behaupten, das sei alles abge-
schrieben.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wenn man Kritik übt, dann muss man wissen, wor-
über man Kritik übt. Gerade der Punkt der interkul-
turellen Qualifikation und der interkulturellen Arbeit
mit Jungen ist ein Punkt, der nicht im Koalitionsver-
trag steht und den man jetzt noch einmal in den
Blickwinkel genommen hat und der jetzt eingefor-
dert wird, weil er als Konsequenz aus diesem Fall
gezogen werden muss.

Ich würde mir wirklich wünschen, wenn Sie endlich
einmal anfangen täten, einige Handlungsempfeh-
lungen aufzuzeigen. Frau Veit, Sie sagen, das ma-
chen wir, wenn wir fertig sind mit dem Ausschuss,
aber Ihre Kritik und Ihre Ergebnisse haben Sie
schon vorweggenommen und dann fangen Sie an
zu handeln? Traurig.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort hat
Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Da sich in der Debatte
gezeigt hat, dass die Schlussfolgerung noch nicht
gezogen und die Aufklärung nicht beendet ist, be-
antragen wir, dass der Antrag der SPD in den Fa-
milienausschuss überwiesen wird.
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Vizepräsident Wolfhard Ploog: Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Dann kommen wir zur
Abstimmung.

Wer stimmt zunächst einer Überweisung der
Drucksache 19/566 an den Familien-, Kinder- und
Jugendausschuss zu? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist einstimmig ge-
schehen.

Wer stimmt dem Überweisungsantrag der Druck-
sache 19/494 an den Familien-, Kinder- und Ju-
gendausschuss zu? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Der Antrag ist abgelehnt.

Wer möchte den SPD-Antrag aus der Drucksache
19/494 in der Sache annehmen? – Gegenstim-
men? – Stimmenthaltungen? – Das ist mehrheitlich
abgelehnt.

(Wolfgang Beuß CDU: Beerdigung erster
Klasse!)

Wir kommen zum Punkt 33 der Tagesordnung, An-
trag der Fraktion DIE LINKE: Steuergerechtigkeit
im Vollzug der Steuergesetze herstellen – mehr
Betriebsprüferinnen und Betriebsprüfer und Steu-
erfahnderinnen und Steuerfahnder in Hamburg.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Steuergerechtigkeit im Vollzug der Steuerge-
setze herstellen – mehr Betriebsprüferinnen
und Betriebsprüfer und Steuerfahnderinnen
und Steuerfahnder in Hamburg
– Drs 19/271 –]

Hierzu liegen Ihnen als Drucksachen 19/564 und
19/565 zwei Anträge der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Betriebsprüfung stärken und Vakanzen abbau-
en
– Drs 19/564 –]

[Antrag der Fraktion der SPD:
Betriebsprüfung stärken - Neue Betriebsprüfer
ausbilden
– Drs 19/565 –]

Alle drei Drucksachen möchte die GAL-Fraktion an
den Haushaltsausschuss überweisen. Wer
wünscht das Wort? – Herr Dr. Bischoff, bitte.

(Vizepräsidentin Nebahat Güclü übernimmt
den Vorsitz.)

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Ich verstehe ja,
dass es für den Großteil der Abgeordneten etwas
langweilig ist nach diesem anderen Thema, das wir
jetzt erörtert haben, aber es ist politisch doch auch
ein sehr entscheidender Punkt.

Seit Jahren wird in der Bürgerschaft kritisiert, dass
der Steuervollzug mittlerweile auch in Hamburg so
lückenhaft ist, dass der Grundsatz der Gleichmä-
ßigkeit der Besteuerung nicht mehr gewährleistet
ist. Gerade für die Hansestadt trifft die Bewertung
des Vorsitzenden des Bundesrechnungshofs En-
gels zu. Ich zitiere:

"Die Steuerverwaltung hat zunehmend
Schwierigkeiten, Steuern ordnungsgemäß
festzusetzen und zu erheben. Ein vollständi-
ger, gleichmäßiger und rechtzeitiger Steuer-
vollzug ist aber essenziell für die Sicherung
der öffentlichen Haushalte. Vordringlich ist
sicherlich eine durchgreifende Vereinfa-
chung des Steuerrechts. Um die Steuerge-
rechtigkeit wieder herzustellen, bedarf es
aber auch einer effizienten Steuerverwal-
tung."

Der Landesrechnungshof ergänzt diese Bewer-
tung:

"Um die Einnahmepotenziale optimal zu rea-
lisieren und eine gerechte Belastung der
Bürgerinnen und Bürger zu erreichen, ist es
notwendig, die Steuern vollständig, gleich-
mäßig und so früh wie möglich festzusetzen.
Der ordnungsgemäße Vollzug des Steuer-
rechts stellt hohe Anforderungen an die Ver-
waltung, dem sie mit dem zur Verfügung ste-
henden Personal nicht immer gerecht wer-
den kann."

Letzteres bezieht sich auf Hamburg. Fakt ist – und
die Antworten auf unsere Anfragen, aber auch die
von der SPD belegen dies –, dass die Personal-
ausstattung im Steuervollzug in Hamburg absolut
unzureichend ist. Die Deutsche Steuergewerk-
schaft und die Gewerkschaft ver.di spitzen den
Vorgang zu. Das Ergebnis dieser systematischen
Mängel beim Steuervollzug ist faktisch ein Zwei-
klassenrecht. Während Arbeitnehmern die Steuern
pünktlich vom Lohn abgezogen werden, kommen
steuerpflichtige Unternehmen oder Einkommens-
millionäre häufig ungeschoren davon. Der Kollege
Rose von ver.di bringt das auf die Formel – auch
ihn möchte ich zitieren, weil das ganz griffig ist –:

"Weil Finanzsenator Freytag …"

– der im Übrigen wieder einmal fehlt, wie immer
bei den Themen –

(Ingo Egloff SPD: Der sucht die fehlenden
Millionen!)

"… bei den Millionären beide Augen zu-
drückt, fehlt viel Geld in der Gemeinschafts-
kasse. […] Unten streichen […] und oben
weggucken – so geht es nicht."

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte Ihnen zustimmen, Herr Rose, Ihnen
aber gleichzeitig sagen, dass es offensichtlich
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doch geht. Trotz der seit Jahren immer wieder vor-
getragenen Klage, dass auch im Steuervollzug die
Grundsätze eines demokratischen Rechtsstaates
massiv verletzt werden, gibt es keine Besserung.
Das ist das Problem. Es geht also doch. Insofern
fragen sich die Rechnungshöfe selbst nach dem
Grund – und das gilt besonders für Hamburg – für
diese systematische Untätigkeit.

Zwei Argumente kann man sich aus dem Umfeld,
den Ergebnisberichten und den Erklärungen der
Rechnungshöfe aneignen.

Erstes Argument: Die Länder sind gar nicht an ei-
ner Erhöhung der Zahl der Betriebsprüfer oder der
Fahndungsprüfer interessiert, weil sie deren Gehalt
aus ihrem Haushalt zahlen müssen. Die erhebli-
chen Mehreinnahmen durch mehr Prüfer gehen
über den Länderfinanzausgleich wieder verloren.
Die Steuergerechtigkeit bleibt auf der Strecke.

Bei dem zweiten Argument wird es aus unserer
Sicht noch schlimmer: Das Bundesministerium der
Finanzen vermutet in dem Positionspapier über Ef-
fizienz und Effektivität in der Steuerverwaltung,
dass die Länder in Versuchung geraten, die Inten-
sität der Steuererhebung an zweifelhaften, stand-
ortpolitischen Interessen auszurichten. Im Klartext:
Der mangelhafte Steuervollzug wird auf Ländere-
bene – und das gilt gerade für Hamburg – als
Standortvorteil begriffen.

Also, Herr Rose, das Weggucken von Finanzsena-
tor Freytag hat Methode. Es ist nicht einfach eine
Ignoranz, sondern es hat Methode. Die CDU, die in
den letzten Jahren für den Steuervollzug in Ham-
burg verantwortlich ist, hat diese massive Kritik bis-
lang ständig ignoriert. Deshalb haben wir jetzt den
Antrag gestellt und freuen uns auch über die Zu-
satzanträge der SPD. Wir sind uns aber sicher,
dass die Methode weitergehen wird. Dieser Senat
und diese sich demokratisch immer aufspielenden
Koalitionsfraktionen sind an einer Änderung dieser
Praxis nicht interessiert. Der Senat wird, wie in der
Vergangenheit, die Mahnung des Rechnungshofs
und die Kritik der Opposition aussitzen, obwohl mit
vergleichsweise geringen Veränderungen bei eini-
gem politischen Willen deutliche Veränderungen in
der Personalausstattung und deutliche Verbesse-
rungen bei den Steuereinnahmen zu erreichen wä-
ren.

Am 20. Juni, also in zwei Tagen – ich möchte das
den dünnen Reihen der Opposition dort mit auf
den Weg geben –, wird im Bundestag dem Rech-
nungsprüfungsausschuss noch einmal vorgelegt:
"Erkenntnisse und Empfehlungen der Rechnungs-
höfe zum Vorschlag einer Bundessteuerverwal-
tung". Man muss sich das einmal klar machen.
Das heißt, auf Bundesebene gibt es bei allen
Rechnungshöfen und dem Bundesrechnungshof
das wirkliche Bemühen, zu einer Bundessteuerver-
waltung zu kommen, weil die Praxis auf Ländere-
bene nicht mehr akzeptabel ist und so sehen wir

es auch. Das heißt, wir können uns hier vor leeren
Reihen auch damit abkämpfen, Sie werden an die-
sem Punkt nichts ändern und das ist schon eine
Herausforderung für diese Stadt und dieses Ge-
meinwesen.

Der Rechnungsprüfungshof präsentiert dazu
Schlussfolgerungen. Ich habe mir vier Punkte her-
ausgegriffen – Hamburg wird da eine herausragen-
de Rolle spielen –, die ich Ihnen vortragen möchte.

Erstens: 1994 forderten die Rechnungshöfe eine
Aufstockung der Zahl der Fahndungsprüfer. Um
die Unterbesetzung schrittweise aufzuheben, soll-
ten jährlich 10 Prozent mehr Fahndungsprüfer ein-
gestellt werden. Zwei Jahre später, 1996 – man
muss sich wirklich an den Kopf greifen –, war ge-
nau das Gegenteil eingetreten. Die Zahl der Fahn-
dungsprüfer war gegenüber 1994 um 23 Prozent
zurückgegangen. Seitdem ist diese Rücknahme im
Übrigen immer weitergegangen. Das heißt, die
Rechnungshöfe fordern gegenwärtig in ihrem Pa-
pier, das sie übermorgen im Bundestag vorstellen,
die Fahndungsprüfer auf 5000 Beamte aufzu-
stocken. Hintergrund ist neben der Durchsetzung
der Gleichheit vor dem Gesetz, es könnte ein grö-
ßerer Teil der auf einen dreistelligen Milliardenbe-
trag geschätzten Steuerhinterziehung eingetrieben
werden. Wir haben also zwei Punkte. Der eine
Punkt ist, Sie ruinieren, Sie verletzen die Gleichheit
vor dem Recht und Sie verzichten auf Einnahmen
in Milliardenhöhe – das ist der Punkt, um den
geht – und es ist Ihnen, wie man heute sehen
kann, völlig egal. Es wird auch aus dieser Debatte
keinerlei politische Schlussfolgerung geben.

(Jens Kerstan GAL: Dann brauchen wir nicht
überweisen und können gleich abstimmen!)

– Ich weiß, Herr Kerstan, Ihnen ist die demokrati-
sche Struktur des Gemeinwesens wenig wert. Das
erleben wir.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der
CDU: Oh, oh!)

– Ja, das ist der Punkt. Ich weiß, dass das hier ei-
ne Pflichtübung ist. Ich möchte Ihnen das noch
einmal vorhalten, wie das um die Struktur in die-
sem Land und in dieser Stadt bestellt ist.

Zweiter Punkt. Kapitalübertragungen ins Ausland
sind im Zeitalter des vereinten Europas und der
Globalisierung unbestritten ein wichtiges Feld wirt-
schaftlicher Aktivität. Die Rechnungshöfe stellen
fest, dass in einem Bundesland rund 2700 Fälle
solcher Transaktionen in einem Jahr in der Steuer-
fahndung bearbeitet wurden. In einem anderen
Bundesland wurden dagegen 70 000 Fälle geprüft.
Das heißt, wir haben das, was für alle anderen Be-
reiche auch gilt, eine eklatante Ungleichbehand-
lung auf Länderebene. Das gilt auch für Sonder-
prüfungen bei der Umsatzsteuer. Die Prüfungsquo-
te bei der Sonderprüfung Umsatzsteuer lag 2005
zwischen 1,3 bis 2,8 Prozent. Rein rechnerisch wä-

276 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 7. Sitzung am 18. Juni 2008

(Dr. Joachim Bischoff)



re danach – so die Rechnungshöfe – nur alle 50
Jahre eine Umsatzsteuersonderprüfung bei einem
Unternehmen fällig. Auch hier handelt es sich kei-
neswegs um die berühmten Peanuts. Die öffentli-
chen Kassen könnten, wenn man das ändern woll-
te, mit Mehreinnahmen im dreistelligen Millionen-
bereich oder fast einer 1 Milliarde rechnen.

Übrigens ist es besonders witzig, dass die Freie
und Hansestadt Hamburg in dem Zeitraum zwi-
schen 1996 und 2006 bei der Quote der Umsatz-
steuersonderprüfung in fünf Jahren jeweils das
Schlusslicht war. Das heißt, Hamburg liegt im Ver-
gleich zu anderen – leider kommen wir nicht an al-
le Daten heran – im Bereich des Steuervollzugs
immer an schlechtester Stelle.

Der Landesrechnungshof hat festgestellt, dass zur
Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs sowie zum
Sonderausgabenabzug von Spenden die Vor-
schriften nicht beachtet worden sind und die Finan-
zämter in Hamburg die von der damaligen Oberfi-
nanzdirektion geforderte Umstellung des Rhyth-
mus der Umsatzsteuervoranmeldung bei Unter-
nehmensgründung in vielen Fällen nicht vorge-
nommen haben. Jedenfalls sagt der Landesrech-
nungshof, das würde für diese Stadt Umsatzsteu-
erausfälle in einer Größenordnung von 17 Milliar-
den Euro bedeuten, was wir von der Fraktion nicht
überprüfen können. Aber dass wir hier in einem er-
heblichen Umfange auf Steuereinnahmen verzich-
ten, steht außer Frage.

Letzter Punkt: Außenprüfung bei Einkunftsmillio-
nären. Diese schätzen die Rechnungshöfe zurzeit
auf 11 000 Personen und Unternehmen. Ver.di,
Herr Rose, beziffert die Zahl der Mitglieder dieser
Wirtschaftselite für Hamburg auf 400. Ich kann
zwar nicht sagen, woher er die Zahl hat, aber ich
unterstelle einmal, dass sie richtig ist.

Die Prüfungsquoten in diesem Bereich schwanken
in den Bundesländern zwischen 10 und 60 Pro-
zent. Wenn man in Sachen Steuervollzug in einem
großzügigen Bundesland wie Hamburg lebt, kann
man davon ausgehen, nur alle 30 Jahre geprüft zu
werden. Für die Hamburger öffentlichen Kassen
bedeutet das mit Sicherheit den politisch gewollten
Verzicht auf einen zweistelligen Millionenbetrag.

(Robert Heinemann CDU: Eine blinde Ver-
mutung! Das wissen Sie auch!)

– Ich weiß, dass Sie auf die Rechnungshöfe nichts
geben, genauso wenig wie auf die Kritik, die Sie
sich seit 1994 in diesem Hause immer wieder ha-
ben anhören müssen.

Die Arbeitsweise der deutschen Finanzverwaltung
ist seit Jahren Gegenstand der Kritik, auch wenn
das nicht in unser Haus fällt. Mit der anhaltenden
unzureichenden Steuerpraxis nimmt auch die Un-
zufriedenheit der damit beauftragten Beschäftigten
zu. Die Arbeitsbelastung der Mitarbeiter hat wegen
unzureichender Personalausstattung und der Kom-

pliziertheit von Gesetzen und Schwächen bei den
Verwaltungsrichtlinien enorm zugenommen. Die
Beschäftigten müssen permanent einen Ausgleich
zwischen ihrem Auftrag suchen, die Steuergesetze
gleichmäßig zu vollziehen und den begrenzten
Ressourcen, die ihnen zur Verfügung gestellt sind.
Die skandalösen Zustände im Steuervollzug führen
zu enormen Mindereinnahmen und damit zu einer
Begünstigung der Vermögenden und der Leute mit
hohem Einkommen, die sich ohnehin nicht bekla-
gen können, in diesem Land übermäßig zur Finan-
zierung der öffentlichen Ausgaben herangezogen
zu werden.

Beim Defizit im Steuervollzug geht es nicht nur um
die Frage, dass wir auf Einnahmen verzichten, die
wir an anderer Stelle dringlich brauchen könnten,
sondern auch darum, dass die Einhaltung des
Grundsatzes der Gleichheit vor dem Gesetz nicht
mehr gewährleistet ist.

Der Landesrechnungshof hat wiederholt festge-
stellt, dass die Finanzämter in Hamburg die der
Besteuerung zugrunde gelegten Sachverhalte
nicht oder nur unzureichend überprüft haben, sich
immer wieder von den auf Bund/Länder-Ebene ab-
gestimmten Bearbeitungsgrundsätzen entfernt ha-
ben und dass die Gleichheit der Bürger vor dem
Gesetz nicht mehr durchgängige Praxis ist.

Und was teilen uns Senat und Finanzsenator auf
die Frage mit – wir haben Sie Ihnen vorgelegt –,
was der Senat in der laufenden Legislaturperiode
zu tun gedenkt, um zu einer Verminderung dieser
Defizite zu kommen. Die Antwort: Die zuständige
Behörde gewährleiste einen rechtmäßigen Vollzug
der Steuergesetze. Das muss man sich einmal vor-
stellen. Das heißt, die Landesrechnungshöfe sa-
gen, der ist nicht mehr gegeben. Wir fragen nach,
was will der Senat tun, um das abzustellen und be-
kommen die Antwort, es gebe kein Problem, es sei
alles rechtmäßig.

Mit dem Vorschlag einer Einrichtung der Bundes-
steuerverwaltung habe sich der Senat nicht be-
fasst. Das ist unglaublich. Man missachtet hier fun-
damentale Strukturen, sieht, dass da überall viel
Unruhe im Gange ist – man könnte noch über die
Sinnhaftigkeit der Bundessteuerverwaltung disku-
tieren – und sagt dann einfach, damit befassen wir
uns nicht.

Drittens: Bei der Steuergesetzgebung werde sich
Hamburg weiterhin dafür einsetzen, dass das
Recht für die Bürger verständlich und für die Ver-
waltung der Unternehmen handhabbar gestaltet
werde. Das ist wirklich kaum zu toppen. Wie man
eine solch schludrige und die skandalösen Zustän-
de ignorierende Antwort auf eine Anfrage in der
Parlamentsfraktion abgeben kann, erschließt sich
mir und meiner Fraktion überhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Neben der Ignoranz
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(Dittmar Lemke CDU: Wir sind doch da!)

– ich sehe ja, wie sehr Sie an dem Thema hängen,
die staatstragende CDU –

(Zurufe von der CDU)

gegenüber der von den Rechnungshöfen vorgetra-
genen Kritik an den massiven Defiziten einer All-
tagspraxis kommt in diesen Antworten und in der
Einstellung eine Geringschätzung des Budget-
rechts der Bürgerschaft

(Beifall bei der LINKEN)

– das können Sie im Rechnungs- und Ergebnisbe-
richt auch nachlesen – und eine Einstellung der
Koalition zum Ausdruck, die jedenfalls bei uns den
Eindruck aufkommen lässt, dass es bei Ihnen ins-
gesamt an dem Respekt vor der Bürgerschaft und
den Anliegen der Abgeordneten erheblich mangelt.
– Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Das Wort hat
der Abgeordnete Kruse.

Rüdiger Kruse CDU:* Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Kollege
Bischoff, ich denke, die altbekannte Mär von der
Ungerechtigkeit dieser Welt hätten Sie auch kürzer
erzählen können. Sie wäre nicht stimmiger gewor-
den.

(Beifall bei der CDU)

Erstens: Es ist nicht zu fassen, dass Sie wieder
einmal dieses Spiel spielen, grundsätzlich jeden,
der mehr als das Durchschnittsgehalt verdient, ver-
dächtigen, ein Steuerhinterzieher zu sein.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Und das genau
nicht!)

Zweitens: Es ist auch nicht zu fassen, dass Sie es
so darstellen, als wenn die nicht regelmäßig vom
Betriebsprüfer besucht werden würden, dass sie
nicht mit der Steuerverwaltung in Berührung
kämen. Warten Sie es doch einmal ab, wir gucken
mal, was regelmäßig ist.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Alle 30 Jahre ist
auch regelmäßig!)

Regelmäßig wäre gar nicht gut, es muss ja überra-
schend kommen, denn sonst wäre es nicht sinn-
voll.

Erster Punkt: Wenn dieses Vermögen erzielt sein
sollte, weil der Arbeitgeber ein sehr großzügiger ist
und ein hohes Gehalt zahlt – 500 000 Euro und
mehr im Jahr –, dann muss der Betriebsprüfer
nicht unbedingt beim Empfänger vorbeischauen,
weil das schon bei der Firma geprüft ist. Erster Ha-
ken.

Zweiter Punkt: Wenn es denn so ist, dass dieser
Mann Teilhaber einer Kapitalgesellschaft, einer
Personengesellschaft ist, dann ist auch dort der
Besuch bei der Firma gewesen. Dann muss der
Betriebsprüfer nicht unbedingt auch noch bei ihm
zu Hause erscheinen, es sei denn, es gibt einen
zusätzlichen Verdacht.

Dritter Punkt: Weil Sie wahrscheinlich davon aus-
gehen, dass all diese Menschen ihr Geld damit
verdienen, dass sie ab und zu ihre Aktien durch-
blättern und ihr Vermögen auf diese Art und Weise
verwalten,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Haben wir das
gesagt? Nein!)

dann ist das bei der regelhaften Anmeldung schon
vom Verwaltungsinnendienst geprüft worden. Das
einmal vorweg. Das heißt, es ist nicht so, dass
man in Hamburg, wenn man mehr als 3,50 Euro
verdient oder einnimmt, von der Steuer nicht belä-
stigt oder besucht werden würde.

Zu dem Punkt: Mehr Prüfer, mehr Geld. Eine nette
Logik. Das stimmt bei den Zahlen im Jahr 2006.
Da konnte man sagen, 4,7 Millionen Euro zusam-
mengeholt, das ist ganz nett. Dann kommen Sie
auf die Idee, die Zahl der Prüfer zu verdoppeln und
dann hätte man über 9 Millionen Euro. Das ist mu-
tig. Dann müssen Sie mal auf das Jahr 2007
gucken. In 2007 haben wir 3,5 Millionen Euro zu-
rückgezahlt wegen Steuerprüfung, weil – das kön-
nen Sie sich vielleicht nicht vorstellen – der Staat
zugunsten und zuungunsten der Steuerpflichtigen
prüft, also ganz gerecht. Wenn er dann feststellt,
dass zu viel gezahlt worden ist, dann muss er es
auch zurückzahlen. So kann es also auch gehen.
Das heißt, dieses eignet sich nicht für Ihre Verein-
fachung. Deswegen werden wir das auch gerne an
den Ausschuss überweisen, um das dann noch
einmal intensiv mit Ihnen zu diskutieren.

Dann müssen Sie noch eines sehen: Der Landes-
rechnungshof ist immer herzlich willkommen. Wir
nehmen ihn auch sehr ernst. Übrigens sind wir
auch die erste Regierung, die regelmäßig für den
Konsolidierungskurs gelobt wird. Ihre Logik, wie
man die wunderbare Geldvermehrung machen
könnte, ist die: Wenn Sie eine gut gehende Würst-
chenbude in der Mönckebergstraße haben und pro
Stunde 1000 Würstchen verkaufen und davon gut
leben können, dann kommen Sie auf die Idee und
schmeißen 2000 Würstchen auf den Grill und glau-
ben, Sie werden reich. Eventuell gehen Sie dabei
auch Pleite. Das muss man sich schon ganz genau
angucken.

(Beifall bei der CDU)

Dann hatten Sie noch einen schönen Logikfehler.
Sie hatten gesagt, wir würden oben wegschauen
und unten streichen. Dann haben Sie gesagt, wir
hätten auch kein Interesse, oben hinzuschauen,
weil der Länderfinanzausgleich uns das Geld wie-

278 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 7. Sitzung am 18. Juni 2008

(Dr. Joachim Bischoff)



der wegnimmt. Da ist aber ein kleiner Logikfehler,
denn wenn wir unten kürzen, also bei sozialen Din-
gen kürzen, wird das Geld, das wir in Hamburg
nicht ausgeben, in Berlin verbraten. Das ist nun
einmal so beim Länderfinanzausgleich. Da stimmt
Ihr Bild nicht. Es stimmt insgesamt nicht. Wir erklä-
ren Ihnen das gerne noch einmal im Haushaltsaus-
schuss und dann hoffe ich, dass Sie vielleicht zu
der Überzeugung kommen, dass es insgesamt
schon gerecht ist. Es wird nie die absolute Gerech-
tigkeit geben, aber wir sind sehr nahe dran.

(Beifall bei der CDU und bei Michael
Gwosdz GAL)Michael Gwosdz GAL

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Das Wort hat
der Abgeordnete Dr. Tschentscher.

Dr. Peter Tschentscher SPD:* Vielen Dank, Frau
Präsidentin. Herr Kruse, ob das das richtige Pro-
blembewusstsein ist, mit dem wir im Haushaltsaus-
schuss ergiebig beraten, da bin ich mir noch nicht
ganz sicher. Aber um eines vorweg noch einmal
klarzustellen: Wir verstehen – und es geht heute
um Betriebsprüfungen – die Hamburger Unterneh-
men als Partner für Ausbildungs- und Arbeitsplätze
– ich sage ganz bewusst "als Partner" –, die die
wirtschaftliche Grundlage einer menschlichen Me-
tropole bilden. Die Stadt kümmert sich deshalb um
wichtige Standortfaktoren: Gute Verkehrsanbin-
dungen, Entwicklung von Gewerbeflächen und
selbst Investitionssicherheit, jedenfalls wenn
schwarze oder schwarz-grüne Senate nicht gerade
Monsterkraftwerke erst genehmigen und die Ge-
nehmigung dann vor Gericht wieder zurückholen.

Aber bei aller Standortpolitik ist eines klar: Wir ver-
langen und müssen darauf bestehen, dass die Un-
ternehmen ihre Steuern ehrlich und vollständig be-
zahlen. Das ist nicht nur eine Frage des Rechts,
sondern – Herr Bischoff hat es hier betont – auch
der Gerechtigkeit gegenüber den vielen Steuern
zahlenden Arbeitern und Angestellten, deren Löh-
ne und Gehälter in den vergangenen Jahren deut-
lich geringer gestiegen sind als die Unternehmens-
und Vermögenseinkommen.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Joachim Bi-
schoff DIE LINKE)

Recht und Ordnung im Steuervollzug sind aber
auch für die Unternehmen selbst wichtig. Die Be-
triebe stehen, wie Sie wissen, untereinander in
Konkurrenz. Genauso wie wir mit Mindestlöhnen
verhindern müssen, dass Unternehmen Wettbe-
werbsvorteile erzielen, indem sie Arbeit entehren-
de Dumpinglöhne zahlen, genauso müssen wir
durch konsequente Betriebsprüfung verhindern,
dass ehrliche Unternehmen durch Betriebe unter
Konkurrenzdruck geraten, die bei den Steuern
tricksen und falsche Angaben machen.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrte CDU-Fraktion, wenn in den Jahren
2003 bis 2007, in denen Sie alleine verantwortlich
waren, die steuerlichen Mehreinnahmen durch Be-
triebsprüfungen im Mittel 683 Millionen Euro betra-
gen – das ist die Dimension, über die wir reden,
Herr Kruse, nicht über eine Würstchenbude –, und
wenn in diesen Jahren durchschnittlich jeder Be-
triebsprüfer jährlich über 1,4 Millionen Euro zusätz-
lich einnimmt und wenn über 85 Prozent der Mehr-
einnahmen – das sind 550 Millionen Euro jedes
Jahr – bei den Großbetrieben gefunden werden,
die zahlenmäßig weniger als 3 Prozent der steuer-
lich erfassten Betriebe ausmachen, dann besteht
zumindest der Verdacht, dass unvollständige oder
falsche Steuerangaben, jedenfalls bei Hamburgs
Großbetrieben, weiter verbreitet sind als uns allen
recht sein sollte.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Dann kann man auch nicht glauben, dass mit dem
aktuellen Stand der Betriebsprüfung die nach
Recht und Gesetz zu zahlenden Steuern bereits
vollständig erhoben werden. Dann hat man viel-
mehr den Eindruck, dass vor allem die großen Un-
ternehmen weitere Unterstützung benötigen, um
besser zu verstehen, wie die Regelungen der Un-
ternehmensbesteuerung tatsächlich gemeint sind
und diesen Hilferuf sollten wir nicht überhören.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

2003 waren in Hamburg 526 Betriebsprüfer tätig.
2007 waren es noch 494. Jeder Prüfer war 2003
im Schnitt für 250 Unternehmen zuständig, 2007
muss sich jeder einzelne Betriebsprüfer im Schnitt
um 307 hilfsbedürftige, unterstützungswürdige Un-
ternehmen kümmern. Gleichzeitig sind über 100
Stellen in der Betriebsprüfung bei den Hamburger
Finanzämtern vakant. Da wundert es einen über-
haupt nicht, dass nach Erhebungen eines Markt-
forschungsinstituts und des Wirtschaftsmagazins
"Impulse" die Hamburger Finanzämter, allen voran
das Finanzamt für Großunternehmen, bundesweit
den schlechtesten Betriebsprüfungsservice anbie-
tet.

Die Großunternehmen werden zwar in einem be-
stimmten Turnus von zuletzt 4,3 Jahren geprüft,
aber eben nicht vollständig, sondern in den
Schwerpunkten Warenbewertung oder Rückstel-
lungen, Provisionszahlungen oder Geschenke und
Werbung. Dort, wo man prüft, findet man im
Schnitt bei Großunternehmen 550 Millionen Euro
pro Jahr, die nachgezahlt werden. Da, wo man
nicht prüft, kann man auch nichts finden und dann
wird auch nicht nachgezahlt. Ein Anreizsystem, lie-
be CDU, für Steuerehrlichkeit mit Präventivwirkung
ist das nicht.

In den Antworten auf unsere Anfragen weist der
Senat darauf hin, dass steuerliche Mehreinnahmen
keine tatsächlichen Mehreinnahmen sind. Das ist
wohl so zu verstehen, dass ein Teil der Mehrein-
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nahmen, die in einem Jahr anfallen, zum Beispiel
durch Gewinnverschiebungen, zu geringeren Steu-
ern in anderen Jahren führen können, sodass da-
mit für die Steuerkasse tatsächlich nur Zinsgewin-
ne verbunden sind. In welchem Umfang es sich
aber um tatsächliche Mehreinnahmen handelt, das
wissen Sie gar nicht, liebe CDU. Das ist aber an-
gesichts der dreistelligen Millionensummen, um die
es geht, von erheblichem öffentlichen Interesse.
Nicht einmal Schätzungen oder stichprobenartige
Erhebungen haben Sie vorgenommen, um sich
einen Überblick zu verschaffen. Deshalb müssen
wir Ihnen den Vorwurf machen – Frau Goetsch,
vielleicht können Sie diesen Vorwurf dem Herrn Fi-
nanzsenator mit den besten Grüßen übermitteln –,
dass Sie sich gar nicht für den Umfang der tat-
sächlichen Mehreinnahmen interessieren und da-
mit auch nicht der Mehreinnahmen, die Sie sich
aufgrund mangelhafter Betriebsprüfungen entge-
hen lassen und die Sie stattdessen den abknöpfen
– Arbeitern und Angestellten –, deren Steuern
schon vom Arbeitgeber an das Finanzamt überwie-
sen werden und die deutlich geringere Einkom-
menszuwächse haben als die Unternehmen, über
die wir heute reden.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Was ist also zu tun? DIE LINKE fordert, die Zahl
der Betriebsprüfer auf mindestens 900 aufzu-
stocken. Das wäre, bezogen auf die Zahl der 2007
eingesetzten 494 Prüfer, fast eine Verdoppelung,
genau genommen eine Erhöhung um 82 Prozent.

Wir schlagen vor, zunächst einmal die bereits vor-
handenen über 100 vakanten Stellen in der Be-
triebsprüfung unverzüglich zu besetzen und dann
zu beobachten, wie sich die Mehreinnahmen ent-
wickeln, die wir als Indikator der Steuerehrlichkeit
der Unternehmen ansehen.

Zweitens ist zu bedenken, dass kompetente Be-
triebsprüfer nicht vom Himmel fallen. Sie müssen
zunächst drei Jahre ausgebildet werden, dann folgt
eine Tätigkeit im Innendienst und ein halbes Jahr
Einführung in die Betriebsprüfung, bevor die neuen
Steuerinspektoren selbstständig tätig werden kön-
nen.

Um das Personaldefizit in der Betriebsprüfung
nachhaltig zu reduzieren, beantragen wir deshalb,
ab sofort jedes Jahr zusätzlich 25 Finanzanwärter
auszubilden. Das sind in vier Jahren 100 zusätzli-
che Finanzanwärter. Mindestens für diese Forde-
rung müsste es nach dem Wahlergebnis vom 24.
Februar eine Mehrheit in diesem Hause geben,
denn die SPD und die GAL haben der Forderung
schon im letzten Jahr zugestimmt und DIE LINKE
ist, wie wir heute gehört haben, auch dafür. Damit,
liebe CDU, gibt es nach der Wahl 2008 in Ham-
burg nicht nur eine Mehrheit gegen Studiengebüh-
ren, sondern auch eine Mehrheit für Recht und
Ordnung im Steuervollzug, mit der die Abschaffung

aller Bildungsgebühren finanziert werden könnte.
– Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Das Wort hat
der Abgeordnete Kerstan.

Jens Kerstan GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Wir haben ein Steuersystem, das
sehr weit verzweigt und kompliziert ist. Wenn man
der Literatur glauben kann, dann sind weltweit 70
Prozent aller jemals veröffentlichten Bücher über
Steuerrecht Bücher, die das deutsche Steuerrecht
betreffen. Daran erkennt man auch eine der
großen Kardinalschwächen unseres Steuersys-
tems. Das erlebt jeder von uns, wenn er seine
Steuererklärung abgeben muss. Alleine kommt
man nicht mehr durch. Ganze Berufszweige ernäh-
ren sich davon, dass sie den Bürgern, aber auch
den Unternehmen durch den Dschungel der Para-
grafen und ähnlicher Gestaltungsmöglichkeiten
helfen. Wenn es um Steuergerechtigkeit geht,
muss es natürlich – da sind wir uns aber auch rela-
tiv einig – erste Priorität sein, ein einfacheres und
damit auch gerechteres Steuersystem herzustel-
len.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Aber wir debattieren heute auf Anmeldung der LIN-
KEN und der Zusatzanträge der SPD über die Be-
triebsprüfungen und Steuerfahnder. Das ist eine
Sache, die die zweitbeste Möglichkeit ist. Wenn
man schon solch ein kompliziertes Steuersystem
hat, dann muss man auch genauer prüfen. Das ist
auch durchaus ein richtiger Ansatz.

Weil uns Grüne als Rechtsstaatspartei auch Bür-
gerrechte wichtig sind, müssen bei allem Bestre-
ben für Steuergerechtigkeit natürlich rechtsstaatli-
che Prinzipien nicht über Bord geworfen werden.
Da habe ich mich über einen Satz in dem Antrag
der LINKEN geärgert, weil es da nicht um Steuer-
gerechtigkeit, sondern um eine sehr pauschale
Verurteilung geht. Ich möchte ihn einmal vorlesen:

"Die Steuerpflichtigen mit Einkünften aus
Gewerbebetrieb, selbstständiger Arbeit, Ka-
pitalvermögen oder Vermietung und Ver-
pachtung dagegen erklären in massivem
Umfang geringere Einkünfte als sie tatsäch-
lich erzielt haben."

(Frank Schira CDU: Frechheit!)

Es mag sicherlich viel zu viele geben, die Steuern
hinterziehen, aber mit diesem Satz sagen Sie,
dass alle, die einen Betrieb haben, alle Handwer-
ker und jeder, der Kapitalvermögen hat, weniger
erklärt als er eigentlich tun müsste. Bei allem be-
rechtigten Interesse an Steuergerechtigkeit, sollten
trotzdem Unschuldsvermutung und rechtsstaatli-
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che Prinzipien bei diesem Anliegen gewahrt blei-
ben. Das ist auch eine wichtige Botschaft.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Natürlich kann man auch parteipolitisch versuchen,
dort aktiv zu werden. Herr Tschentscher von der
SPD bezieht sich jetzt auf die Zeit der Alleinregie-
rung der CDU von 2003 bis 2007. Herr Bischoff,
der da einen breiteren Ansatz hat, hat Zahlen seit
1996 zitiert. In der Tat muss man feststellen, dass
es wirklich einen relativ ungebrochenen Trend gibt,
dass in diesen Bereichen weniger Prüfungen statt-
finden, ganz unabhängig davon, wer regiert.

(Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE: Aber Un-
schuldsvermutung!)

Da ideologische Gründe nicht maßgeblich sein
können, wenn es da unterschiedliche Koalitionen
gibt, dann liegt doch die Vermutung nahe, dass es
dafür vielleicht auch strukturelle Gründe gibt und
da möchte ich nur noch einmal darauf hinweisen,
woran das vielleicht auch liegen kann. Letztendlich
geht es bei den Steuerprüfungen zum Teil um Ge-
meinschaftssteuern, wo Hamburg die Kosten für
die Steuerprüfer trägt. Herr Bischoff hatte die Kritik
des Rechnungshofs oder die Erklärungsversuche
angesprochen. Aber da es Gemeinschaftssteuern
sind, werden die Steuern erst einmal aufgeteilt zwi-
schen Bund und Ländern und dann über den Fi-
nanzausgleich weiter verteilt.

Sie hatten die Umsatzsteuer angesprochen. Die
sehr beträchtlichen Einnahmen der Umsatzsteuer,
die Sie in Ihrer Kleinen Anfrage abgefragt haben
und die zunächst einmal so aussehen, als könne
man jeden Steuerprüfer damit finanzieren, führen
im Ergebnis dazu, dass 55 Prozent der Erträge an
den Bund, 35,4 Prozent über die horizontale Steu-
erverteilung an andere Bundesländer gehen und
Hamburg behält 8,4 Prozent dieser Steuereinnah-
men.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Was wol-
len Sie damit sagen?)

Da kann man natürlich sagen, das sei ein Prinzip,
das die Steuergerechtigkeit verletzt, weil letztend-
lich niemand der Handelnden in den Ländern fi-
nanziell einen Vorteil und damit auch keinen Anreiz
hat, dort stärker tätig zu werden.

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, sich die An-
sätze über eine bundeseinheitliche Steuerverwal-
tung, die wir zurzeit auf Bundesebene diskutieren,
genauer zu Gemüte zu führen, denn letztendlich
würde das diesen strukturellen Mangel beheben.
Die grüne Fraktion im Bundestag hat einen sol-
chen Antrag gestellt und die Fraktion der LINKEN
im Bundestag – das habe ich auch mit Interesse
gelesen – hat es auch getan. In der Tat finden zur-
zeit in der Föderalismusdebatte, bei der es um die
Aufgabenverteilung und die Aufteilung der Finan-
zen und ähnliche Dinge geht, Verhandlungen statt,

ob es eine solche bundesweit einheitliche Steuer-
verwaltung geben soll. Da verstehe ich im Moment
die Logik nicht richtig. Sie wollen eine bundesweit
einheitliche Steuerverwaltung, im Moment wird im
Bund darüber verhandelt, aber bevor Sie wissen,
wie das ausgeht, soll Hamburg jetzt schon mal 400
neue Steuerprüfer einstellen. Das ist nicht logisch,
das zum jetzigen Zeitpunkt machen zu wollen. Be-
vor wir in diesem Bereich erhebliche Personalkör-
per aufbauen, sollte man vielleicht erst einmal ab-
warten, ob es in Zukunft überhaupt in unserer
Kompetenz liegt.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Natürlich haben wir uns die Antworten auf die Klei-
nen Anfragen – Herr Tschentscher hat es ange-
sprochen – mit Interesse angeguckt und haben
auch diverse Fragen, die wir geklärt haben möch-
ten. Gerade im Vorfeld der Haushaltsberatungen
wäre es nicht schlecht, einmal zu prüfen, warum
über 700 Stellen für Betriebsprüfer vorhanden
sind, aber nur 400 Stellen besetzt sind. Das sind
Fragen, die wir klären wollen. Deshalb ist es auch
sinnvoll, dass wir diese Anträge in den Ausschuss
überweisen und nicht im Plenum darüber debattie-
ren, weil man gesehen hat, dass das Interesse bei
der LINKEN weniger darin gesehen wird, dieser Art
Missstand abzuhelfen, sondern eher anzupran-
gern. Als Sie sagten, es hat auch keinen Zweck,
das wird sich niemals ändern, bekam ich ein
bisschen Zweifel, ob es sinnvoll ist, Ihren Antrag zu
überweisen, weil Sie selber sagen, das bringt gar
nichts. Aber wir wollen uns das noch einmal ge-
nauer angucken, wir wollen das Ganze beraten.
Ich befürchte allerdings, wenn wir es im Ausschuss
haben, dass die Föderalismuskommission es noch
nicht abschließend beraten haben wird, sodass
man dann immer noch keine Grundlage haben
wird, um vernünftig entscheiden zu können.

(Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE: In der
nächsten Legislaturperiode!)

Aber letztendlich spricht nichts dagegen, sich die-
ses Thema fachpolitisch genauer anzugucken, da-
mit dann auch solche ideologischen Vorträge, Herr
Bischoff, in Zukunft vielleicht ein bisschen mit mehr
Fakten unterfüttert geführt werden können. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Das Wort hat
die Abgeordnete Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Herr Kruse, so einfach wie Ihr
Beispiel mit der Würstchenbude ist, so deutlich ist
auch Ihre Denkart. Das, was Sie nicht wahrneh-
men wollen, darf auch nicht sein. Bei dieser Zahl
von Fakten, die auch über den Landesrechnungs-
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hof gekommen sind, zu negieren, dass wir es hier
mit Steuerungerechtigkeit zu tun haben, finde ich
ziemlich dreist.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Wenn es in der politischen Diskussion um konkrete
Maßnahmen geht, dann wird immer diskutiert, wie
es von der Ausgabenseite her finanziert werden
kann. Das häufigste Argument, das wir hören, ist:
Dafür gibt es kein Geld, nicht einmal für ein kosten-
loses Mittagessen in der Kita, aber natürlich für die
Elbphilharmonie und für die HSH Nordbank.

(Zurufe von der CDU: Oh, oh!)

Das muss ich Ihnen sagen. Viele berechtigte For-
derungen nach Verbesserung der Bedingungen,
zum Beispiel in der Schule oder zur Abmilderung
der sozialen Spaltung in dieser Stadt, werden na-
türlich gerne als Populismus abgetan. Politik heißt
aber gestalten. Diesen Antrag haben wir gestellt,
um einmal ganz bewusst den Fokus auf die Ein-
nahmenseite zu lenken. Eines müssen wir alle zur
Kenntnis nehmen, ob es uns passt oder nicht: In
den letzten zehn Jahren hat es einen Wettbewerb
von Steuersenkungen gegeben und der scheint,
gerade weil es überall wieder Wahlkämpfe gibt, im-
mer noch weiterzugehen und ist noch lange nicht
beendet.

(Hans-Detlef Roock CDU: Freibier für alle!)

Wenn wir den Blick auf die Ungerechtigkeiten wer-
fen, dann stellen wir fest, dass es eine unverant-
wortliche Steuergesetzgebung gibt. Wenn Sie sa-
gen, es gebe eine wunderbare Geldvermehrung,
dann kann ich Ihnen sagen, Herr Kruse, dass es in
den letzten zehn Jahren eine gigantische Geldver-
knappung für die öffentliche Hand gegeben hat.

Die rot-grüne Bundesregierung und die große Ko-
alition haben praktisch seit 2000 die Unterneh-
menssteuer halbiert. Der Spitzensteuersatz ist von
53 Prozent auf 42 Prozent herabgesenkt und die
Vermögenssteuer ist gleich ganz abgeschafft wor-
den. Konkret bedeutet das für einen Einkommens-
millionär, dass er pro Jahr durchschnittlich 100 000
Euro weniger Steuern zahlt. Wir haben über
10 000 Einkommensmillionäre in Deutschland und
da kann man einmal anfangen zu rechnen. Es ist
kein Geheimnis, dass Hamburg eine Hochburg der
Einkommensmillionäre ist.

Vergleicht man die Einnahmen von heute mit den
Steuergesetzen von 1997 – und dann wird eigent-
lich klar, was hier in der Republik abgeht –, dann
würden wir feststellen, dass seit 1997 56 Milliarden
Euro den öffentlichen Kassen verloren gegangen
sind. Das sind finanzielle Mittel für politische Ge-
staltung, die der öffentlichen Hand systematisch
weggenommen worden sind.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Martin
Schäfer und Wolfgang Rose, beide SPD)

Auf der anderen Seite haben wir Mehrwertsteuer-
erhöhungen, wir haben die Kürzung der Pendler-
pauschale, wir haben höhere Steuern bei Arbeits-
zimmern und Abfindungen. Generell kann man sa-
gen, dass wir höhere Belastungen für Gering- und
Durchschnittsverdiener haben und das ist von der
Politik durchgesetzt worden.

Diese Steuerungerechtigkeiten führen klar vor Au-
gen, dass wir es mit einem Zweiklassensteuervoll-
zug zu tun haben. Herr Bischoff hat darauf hinge-
wiesen, dass Gleichheit vor dem Recht da schon
lange nicht mehr gegeben ist. Dieser Zweiklassen-
steuervollzug, ob es Ihnen passt, Herr Kruse, oder
nicht, das können Sie überall nachlesen,

(Olaf Ohlsen CDU: Er hat doch gar nichts
gesagt!)

schont Großunternehmen und Reiche davor, Steu-
ern zu zahlen.

Während allen Arbeitnehmern über den Arbeitge-
ber regelmäßig die Steuern abgezogen werden,
können sich Unternehmen bei Einkünften aus Ver-
mögen ganz anders darstellen. Das heißt nicht,
dass wir alle unter Generalverdacht stellen, Herr
Kerstan. Wir gehen davon aus, dass keiner das
systematisch macht. Wenn Sie das unserem Text
entnehmen, dann müssen Sie einmal berücksichti-
gen, dass es merkwürdig ist, dass sobald Stichpro-
ben bei größeren Betrieben gemacht werden, dort
in der Regel Steuernachzahlungen von 100 Millio-
nen Euro fällig werden. Wenn einer mal zu viel ge-
zahlt hat, finde ich es auch richtig, dass er es wie-
derbekommt. Aber merkwürdig ist doch, dass man
sobald Stichproben gemacht werden, sobald ge-
prüft wird, feststellt, dass zu wenig Steuern gezahlt
worden sind. Das haben wir mit dem Wort massiv
gemeint. Wir unterstellen keinem Personenkreis,
dass sie das systematisch machen.

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist eine pauschale
Verurteilung! Unmöglich!)

Die Häufung dort ist nur auffällig. Es gibt Zahlen,
die ausweisen, dass pro Prüfer pro Jahr ungefähr
1 Million Euro an Steuermehreinnahmen da sind.
Vor diesem Hintergrund – auch wenn Sie diese
Rechnung mit dem Länderfinanzausgleich ma-
chen – ist es so, dass die öffentliche Hand und
auch Hamburg Steuergelder verschenkt, die drin-
gend gebraucht werden.

Bei den durchschnittlich 441 eingesetzten Betrieb-
sprüfern, die wir 2007 in Hamburg hatten, müssen
wir einfach sehen, dass die Finanzbehörde damit
ganz schlecht ausgestattet ist. Wir brauchen drin-
gend mehr. Eigentlich haben wir ja 748 Betrieb-
sprüfer, aber offenkundig werden die für etwas an-
deres eingesetzt. Da ist ein Personaldefizit
und – Herr Bischoff hat das dargestellt – wenn wir
jetzt anfangen, wieder kleine Schritte zu machen,
dann läuft es darauf hinaus, dass sich die Steue-
rungerechtigkeit immer weiter verschärft und das
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kann sich die Stadt mit diesen erdrückenden sozia-
len Problemen überhaupt nicht leisten.

Es sieht schon so aus – und das hat Herr Kruse
noch einmal eindeutig unterlegt –, dass die Finanz-
behörde in Hamburg die Reichen durchaus schont
und das hat mit Neiddebatte gar nichts zu tun.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Wir haben noch einen zweiten Punkt, weshalb wir
diesen Antrag gestellt haben. Nicht erst durch die
Steuerskandale, insbesondere um Postchef Zum-
winkel ist bekannt, dass auch mit krimineller Ener-
gie systematisch Steuern in Millionenbeträgen hin-
terzogen werden. Nachbarländer wie Luxemburg
begünstigen dieses Treiben, doch Steuerhinterzie-
hung ist weit mehr verbreitet als allgemein ange-
nommen wird. Außerdem wird sie im Verhältnis zu
anderen Straftaten viel weniger geahndet. Sie ha-
ben recht, Herr Kerstan, Betriebsprüfer fallen nicht
vom Himmel und deshalb hat die LINKE auch in ih-
rem Antrag stehen, dass der Senat ein Konzept
zur Ausbildung und Qualifizierung vorlegen möch-
te. Wie das im Detail aussehen kann, darüber kön-
nen wir uns sicherlich verständigen. Uns ist es ein
ganz wichtiges Anliegen, dass die Steuergerechtig-
keit durchgeführt wird und dass wir uns auch um
die Einnahmeseite kümmern. Ich weiß, dass in an-
deren Bundesländern von verschiedenen Fraktio-
nen auch Anträge auf Erhöhung von Steuerprüfern
und Steuerfahndern kommen. Ich glaube, wenn wir
auf die Föderalismuskommission warten, dann ste-
hen wir noch in 20 Jahren hier und beklagen die
Steuerungerechtigkeit. Wir müssen einfach anfan-
gen. Wenn das in allen Bundesländern gleichzeitig
gemacht wird, dann heißt das auch, dass in die öf-
fentlichen Kassen mehr Geld kommt und das ist
das, was wir überall dringend benötigen, um Politik
zu machen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Das Wort hat
der Abgeordnete Tschentscher.

Dr. Peter Tschentscher SPD:* Herr Kerstan, wir
wollten jetzt nicht Krokodilstränen weinen über die
Frage, wie schwierig es die Unternehmen mit dem
komplizierten Steuerrecht haben. Es ist natürlich
komplizierter, Unternehmenssteuern zu erfassen,
aber es ist auch einiges getan worden. Die rot-grü-
ne Bundesregierung und auch die große Koalition
haben die nominale Steuerbelastung der Unter-
nehmen deutlich gesenkt und im Gegenzug Steu-
erschlupflöcher abgeschafft. Das war im Interesse
der Unternehmen und ihrer Wettbewerbsfähigkeit,
aber auch im Interesse der Bürgerinnen und Bür-
ger, denn ein deutlich höherer Anteil der in
Deutschland erzielten Unternehmensgewinne wird
jetzt auch tatsächlich hier versteuert. Es ging uns

– und ich glaube auch Herrn Bischoff – darum, das
Problembewusstsein wirklich zu schärfen und die
Dimension des Problems deutlich zu machen.

Herr Kerstan, abwarten ist nun das, was wir nicht
so gerne wollen.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Joachim Bi-
schoff DIE LINKE)

Frau Heyenn hat es noch einmal betont. Wenn wir
20 Jahre auf die Föderalismusreform warten, dann
passiert nichts. Nach der bundesstaatlichen Ar-
beitsteilung – die gilt – ist es Aufgabe der Länder,
sämtliche Steuern nicht nur auf Einkünfte aus un-
selbstständiger Arbeit, sondern sämtliche Steuern
vollständig und gleichmäßig zu erheben. Wenn ein
Bundesland diese Pflicht vernachlässigt, schadet
es dem Föderalismus und betrügt die Bürgerinnen
und Bürger, die ehrlich ihre Steuern zahlen, egal,
ob es Bundes-, Landes- oder Gemeinschaftssteu-
ern sind.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wenn ich dann höre, aber der Länderfinanzaus-
gleich, wer weiß, was am Ende für uns übrig bleibt.
Ich habe einmal versucht, das nachzuvollziehen.
Es ist nicht so leicht, das gebe ich zu. Aber neh-
men wir einmal an, Ihr Schätzwert von 8 Prozent
stimmt – ich glaube, dass es mehr wären, Herr
Kerstan –, dann wäre 8 Prozent von 500 bis 600
Millionen Euro ein Betrag, mit dem Sie Ihre Stu-
diengebühren in Hamburg locker finanzieren könn-
ten.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Um das noch einmal zu betonen – Frau Heyenn
hat das angesprochen –: Es geht uns in der Fi-
nanzpolitik nicht nur um eine gerechte Verteilung
auf der Ausgabenseite. Wir wollen nicht nur, dass
Steuermittel gerecht eingesetzt werden für Bürge-
rinnen und Bürger, sondern es geht uns auch um
Gerechtigkeit auf der Einnahmenseite und darüber
reden wir heute. Dazu gehört, dass nicht nur bei
Arbeitern und Angestellten alle Steuern eingezo-
gen werden, sondern mit gleicher Konsequenz
nach Recht und Gesetz auch bei Selbstständigen,
Unternehmen und Millionären.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Die seit Jahren in den Hamburger Finanzämtern
bestehenden Mängel in der Betriebsprüfung sind
kein Anreizsystem für Steuerehrlichkeit, sondern
vielmehr eine amtliche Beihilfe und eine Aufforde-
rung zur Steuerhinterziehung. Das ist der Punkt.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Wenn keine wei-
teren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur
Abstimmung.
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Wer stimmt einer Überweisung der Drucksachen
19/271, 19/564 und 19/565 an den Haushaltsaus-
schuss zu? – Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-
gen? – Das ist einstimmig angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 24 auf, Drucksache
19/425, Senatsmitteilung: Stellungnahme des Se-
nats zu dem Ersuchen der Bürgerschaft vom 9.
Mai 2007 – Verurteilung des Systems der
Zwangsarbeitslager in der Volksrepublik China.

[Senatsmitteilung:
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Bürgerschaft vom 9. Mai 2007 – Verurtei-
lung des Systems der Zwangsarbeitslager
(Laogai-Lager) in der Volksrepublik China
(Drucksache 18/6105) –
– Drs 19/425 –]

Wer wünscht das Wort? – Herr Heintze.

Roland Heintze CDU: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Jetzt vielleicht ein Thema,
das wir etwas weniger aufgeregt diskutieren wer-
den, das aber meines Erachtens aus zwei Grün-
den umso wichtiger ist. Zum einen ist diese Se-
natsmitteilung, die wir heute zur Kenntnisnahme
vorliegen haben, ein Beispiel, wie es das Parla-
ment geschafft hat, ein wichtiges und durchaus
kontroverses Thema, nämlich in China die Lage
der Menschenrechte in einem sehr konstruktiven
Prozess zu einem guten Abschluss zu bringen und
mit dieser Senatsmitteilung eine Grundlage zu
schaffen, auf der wir sehr gut weiterarbeiten kön-
nen, und zwar unabhängig von den Aufgeregthei-
ten dieser Tage rund um die Tibet-Frage und
Olympia.

Was ist passiert? Wir hatten einen Antrag aus dem
Hause, wir hatten ausführliche Beratungen im
Europaausschuss, an denen auch der Generalkon-
sul der Republik China, Herr Ma Jinsheng, teilge-
nommen hat, um seine Sicht der Dinge darzustel-
len und die Sicht Chinas. Es folgte eine Be-
schlussfassung in der Bürgerschaft und nun diese
Senatsmitteilung.

Warum haben wir uns der Laogai-Lager angenom-
men? Laogai steht für Reform und Umerziehung
durch Arbeit und ist ein System von Arbeitslagern
in China, die an die Gulags erinnern. Es gibt keine
offiziellen Zahlen um sie herum. Der Konsul sagte
im Ausschuss, es würden wohl 300 mit 300 000 In-
sassen geben. Shanghai selber sagt, man hätte
zehn im Einzugsbereich. Menschenrechtsorganisa-
tionen sagen, diese Fragestellung habe eine ganz
andere Dimension. Sie sprechen von 1000 Lagern
mit sechs Millionen Insassen unter menschenun-
würdigen Haftbedingungen – Zwangsarbeit, Will-
kür, Folter und Hinrichtungen bei 280 000 Sterbe-
fällen pro Jahr. Die Laogai-Lager haben gerade im

Olympiajahr ihre Bedeutung, weil auch davon aus-
zugehen ist, dass die Menschen in diesen Lagern
an dem Infrastrukturaufbau für Olympia zwangs-
weise beteiligt wurden.

China selbst hat eine andere Sicht der Dinge. Man
spricht lapidar von Besserungsanstalten für Krimi-
nelle. Dennoch sind viele Insassen Dissidenten
oder religiöse Aktivisten, Falun Gong-Anhänger.
Für uns als eine Stadt, die gute Kontakte und
Städtepartnerschaften nach China unterhält, ist es
wichtig, deutlich zu machen, wo unsere Toleranz-
Grenze ist. Sie endet bei diesen Lagern. Dieses
Lagersystem gilt es zu verurteilen und das tut die
Hamburgische Bürgerschaft deutlich.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der GAL)

Mit dieser Verurteilung stehen wir nicht ganz allein
– die Bundesregierung, der Bundestag, das EU-
Parlament, es gibt eine parteiübergreifende Ableh-
nung der Lager. Herr Frank hat in die Debatte für
die SPD damals zu Recht eingebracht, dass das
kein Thema für Polemisierung sei. Das war Kon-
sens in der letzten Legislatur. Die CDU-Fraktion in-
teressiert hier, ob dieser Konsens auch noch in
dieser Legislatur gilt. So gab es nämlich Gegen-
stimmen gegen die Resolution zur Ächtung der
Laogai-Lager im Deutschen Bundestag. Diese Ge-
genstimmen kamen von der Linkspartei.

(Zurufe von der CDU: Ach! Hört, hört!)

Ich finde es für die Hansestadt Hamburg und für
ein Parlament, für die Bürgerschaft sehr wichtig, in
solchen Fragen einheitlich und geschlossen aufzu-
treten. Wir stehen klar auf dem Standpunkt, dass
diese Lager menschenverachtend sind. Das lapi-
dare Argument der Linkspartei, da seien die Ar-
beitsbedingungen ähnlich wie in der freien chinesi-
schen Wirtschaft, macht die Lage nicht besser. Wir
als CDU-Fraktion erwarten von Ihnen heute eine
eindeutige Klarstellung und dass Sie zur Klarheit
der Hamburger Linie stehen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Warum ist eine einheitliche Hamburger Linie so
wichtig? China, wirtschaftlich und kulturell unser
Partner, Hamburg ist Drehkreuz für den Handel.
Größter Handelspartner im Hafen ist China mit 3,2
Millionen Containern im Jahr. Die Norddeutsche
Affinerie ist Hauptabnehmer von Rohstoffen, äu-
ßerst bedeutend für beide Seiten. Allerdings müs-
sen Partner und Freunde auch einen offenen Dia-
log führen, denn nur so kann eine friedliche Ge-
meinschaft wachsen und gefördert werden. Das
gilt nicht nur für China, das gilt selbstverständlich
auch für Europa, das gilt für die USA und gleicher-
maßen für Russland. Dazu brauchen wir Brücken,
wie sie in dieser Senatsmitteilung beschrieben
werden. In den Ausschussberatungen ist sehr
deutlich geworden, dass sie auch halten. Ich er-
wähnte, dass der Generalkonsul, als es um ein
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durchaus kritisches Thema für China ging, bei den
Beratungen dabei war, sich eingebracht hat. Der
Kulturaustausch, sei es beim Teehaus oder der
Städtepartnerschaft, funktioniert. Die Brücke, die
wir in den letzten Jahren nach China gebaut ha-
ben, trägt. Das ist eine gute Leistung dieses Se-
nats und die Bürgerschaft sollte dies weiter unter-
stützen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL – Vizepräsident Wolfgang
Joithe-von Krosigk übernimmt den Vorsitz.)

Unser Kulturverständnis ist aber auch, Probleme
nicht zu ignorieren. Es ist geradezu die Pflicht die-
ses Hauses – deswegen halte ich die Debatte
auch bei weitestgehendem Einvernehmen für sehr
wichtig –, dass die Debatte offen und für jeden zu-
gänglich geführt wird, Missstände benannt und in
der Öffentlichkeit herausgestellt werden. Das ha-
ben wir in der Vergangenheit getan. China hat rea-
giert. Allerdings müssen wir aufpassen, dass wir
bei dieser ganzen Diskussion nicht in eine pharisä-
erhafte Position geraten, sondern wir müssen auch
immer sehen, was es für Hamburg bedeutet, diese
Missstände anzuprangern, wo haben wir noch
Handlungsbedarf. Dieses hat der Ausschuss auf-
gegriffen. Die Senatsdrucksache hat, wie ich finde,
wenn auch nicht so lang wie sonstige Drucksa-
chen, aber umso gehaltvoller, an der Stelle deut-
lich aufgezeigt, wo gehandelt wird.

Wir müssen zusehen, dass die Produkte aus die-
sen Lagern nicht auf den europäischen Märkten
abgenommen werden. Obwohl China ein Export-
verbot für diese Lagerprodukte verhängt hat, gibt
es in China mehr oder minder staatliche Zwischen-
händler, die dieses Verbot immer wieder gerne
umgehen, sodass auch in Hamburg davon auszu-
gehen ist, dass nicht wenige Produkte aus diesen
Lagern über Hamburg gehandelt werden. Hier sind
wir gefragt. Die deutsche Spielwarenindustrie hat
sich mittlerweile selbst verpflichtet, keine Produkte
mehr aus Laogai-Lagern abzunehmen, die USA
haben ein Gesetz erlassen, dass sich, wer Produk-
te importiert, die aus Laogai-Lagern kommen,
strafbar macht. Auch wir in Hamburg müssen hier
ansetzen, es muss etwas geben, was wir aus
Hamburg tun können, um Partnerschaft und ge-
meinsames Herangehen an die Fragestellung zu
demonstrieren.

Wir haben die Problematik überall dort angespro-
chen, wo es dem Senat im offiziellen Umgang mit
China und den Partnern möglich war, und das ist
gut. Wir haben gezielt in Shanghai nachgefragt,
wie das Thema gesehen wird, wir haben auch bei
der Hamburger Wirtschaft nachgefragt. Die Han-
delskammer hat Sensibilisierung zugesagt und
dies auf ihrer Internetseite auch umgesetzt, wobei
ich mir an dieser Stelle die Anmerkung gestatte,
ich würde mir etwas mehr Mut von der Kammer bei
diesem Thema wünschen,

(Beifall bei der CDU und der GAL)

denn wir haben im Parlament gezeigt, dass man
mit den Chinesen diskutieren kann, ohne hinterher
einen Riesenstreit oder gar den Abbruch diplomati-
scher Beziehungen zu haben. Manchmal ist es
auch in der Diskussion in dem chinesischen Kultur-
kreis wichtig zu zeigen, dass man eine Position hat
und für diese Position steht. Dabei greifen wir aller-
dings nicht zu einseitigen Verurteilungen, sondern
lösen Fragestellungen gemeinsam und das in ei-
nem respektvollen Miteinander. Die Bürgerschaft
hat gezeigt, dass sie dieses kann, und wir würden
uns freuen, wenn die Unterstützung auf Kammer-
seite da noch etwas zunähme.

Dennoch haben wir uns weitere Unterstützung ge-
holt. Wir haben das HWWI gebeten, einmal zu te-
sten, ob es Systeme gibt, die uns helfen können,
die Laogai-Produkte vom Markt zu verdrängen.
Das HWWI-Gutachten, das ich sehr zur Lektüre
empfehle, hat über relativ knappe 47 Seiten alles
untersucht, hat die Lieferanten der Stadt befragt
und die Ergebnisse an den Senat gegeben. Der
Senat hat gehandelt. Die Staatsräterunde hat sich
2008 verpflichtet, in der Beschaffung das zu tun,
was rechtlich möglich ist, um den Handel solcher
Produkte zu unterbinden und Unternehmen, die
die Produkte zum Beispiel im Baubereich, im Na-
tursteinbereich einsetzen, von der Vergabe öffentli-
cher Aufträge, soweit das rechtlich möglich ist,
auszuschließen.

Das ist ein guter Vorsatz und dieses gilt es zu ver-
stärken. Als Parlament sollten wir den Senat aufru-
fen, am Ball zu bleiben und diese Aktivitäten weiter
auszubauen. Wir als CDU-Fraktion gehen diesen
Weg auch öffentlich weiter. Wir setzen nicht nur
auf Veränderungen durch einen offenen Dialog,
sondern wollen auch die Weiterentwicklung der ei-
genen Standards. Dann sind wir auf einem guten
Weg, zu einem konstruktiven Ansatz zu kommen,
um konkret die Lage der Menschen in den Arbeits-
lagern in China, die wir verurteilen, zu verbessern.
Wir sollten heute in der Bürgerschaft noch einmal
darstellen, dass das ein Weg ist, den wir gemein-
sam gehen, den wir öffentlich ohne Angst vor Re-
pressionen aus China gehen und wo wir aufrech-
tes Demokratieverständnis auch als Hansestadt
Hamburg und als Parlament dieser Stadt zeigen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Das Wort hat Herr Klooß.

Rolf-Dieter Klooß SPD: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Es stimmt, dass sich die Ham-
burgische Bürgerschaft und der Europaausschuss
in der letzten Wahlperiode eingehend und intensiv
mit dem Komplex der sogenannten Laogai-Lager
in China befasst haben. Wir haben es schon von
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meinem Vorredner gehört, deswegen kann ich
mich kürzer fassen.

Ich muss aber eingangs noch einmal sagen, dass
ich es nicht in Ordnung finde, dass der zuständige
Staatsrat auch heute wieder, wie schon bei der frü-
heren Debatte, nicht anwesend ist bei diesem ins-
gesamt auch für Hamburg sehr bedeutsamen The-
ma.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane
Schneider DIE LINKE)

In diesen Lagern werden – man muss sich dies im-
mer wieder bewusst machen – Millionen von Men-
schen ohne Gerichtsverfahren gefangen gehalten
und einer sogenannten Umerziehung durch Arbeit
unterzogen. Eine solche Überschrift ist uns aus ei-
genen, unrühmlichen Zusammenhängen bekannt;
wir müssen nicht auf Gulag zurückgreifen.

Nach den glaubhaften Berichten von Nicht-Regie-
rungsorganisationen und ehemaligen Häftlingen
werden die Gefangenen in diesen Lagern unter
menschenunwürdigen Bedingungen zur Arbeit ge-
zwungen. Bereits seit 1992 haben die USA mit der
chinesischen Regierung ein Abkommen geschlos-
sen, das den Import von Laogai-Produkten in die
USA untersagt. Eine vergleichbare Regelung fehlt
leider im europäischen Bereich. Zwar hat der Ge-
neralkonsul der Volksrepublik China bei seinem
Besuch im Europaausschuss der Bürgerschaft ver-
sichert, dass seit 1991 bereits per Verordnung der
chinesischen Regierung der Export entsprechen-
der Güter verboten sei, aber es muss weiterhin als
gesichert gelten, dass Laogai-Produkte nach Wei-
terverarbeitung außerhalb der Lager oder über
Zwischenhändler nach Europa gelangen. Im Übri-
gen kann es auch nicht wirklich beruhigen, dass
nur der Export unterbunden wird, nicht aber die
menschenunwürdige Produktion und der Konsum
der Produkte in China selbst.

Die GAL hatte – das muss gelobt werden – hierzu
in der vergangenen Wahlperiode durch ihren da-
maligen Abgeordneten Sarrazin einen Antrag in
die Bürgerschaft eingebracht, der den Senat und
die Freie und Hansestadt Hamburg aufforderte, in
seinen Vergabebedingungen sicherzustellen, dass
keine Laogai-Produkte mehr bezogen werden. Ich
erinnere mich noch sehr lebhaft an die Debatte zu
diesem Thema im Plenum. Es sei noch einmal dar-
an erinnert, dass die CDU-Fraktion mit ihrer dama-
ligen Mehrheit diesen Antrag des Abgeordneten
Sarrazin gegen die Stimmen meiner Fraktion und
der GAL abschmetterte. Der CDU-Abgeordnete
Beuß diffamierte diesen Antrag damals als Helden-
tum nach Ladenschluss, der GAL-Abgeordnete Fa-
rid Müller bezeichnete die CDU-Abgeordneten dar-
aufhin als Feiglinge.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD – Antje
Möller GAL: Harte Töne! – Michael Neu-
mann SPD: Zumindest Letzteres stimmt!)

Immerhin kam auf einstimmige Empfehlung des
Europaausschusses eine mildere Fassung des Er-
suchens zustande, das der Senat heute beantwor-
tet.

Keine zehn Monate später diskutieren wir erneut
dieses Thema und siehe da, aus der CDU-Mehr-
heit ist eine Minderheit geworden, aus tief schwarz
wurde Schwarz-Grün. Auch wenn einige der han-
delnden Personen nicht mehr diesem Hause ange-
hören, sollte sich an der grundsätzlichen Meinung
der Fraktion doch nichts geändert haben.

Der Mitteilung des Senats entnehme ich allerdings,
dass man sich hinsichtlich der zukünftigen Verga-
bebedingungen nun doch entschlossen hat, eine
Regelung zur Einhaltung der vier Kernarbeitsnor-
men der ILO, der International Labour Organizati-
on, aufzunehmen. Diesen Meinungswandel begrü-
ßen wir außerordentlich, auch wenn ich beim be-
sten Willen nicht nachvollziehen kann, wie sich in
zehn Monaten eine angeblich aus rechtlichen Er-
wägungen getroffene Entscheidung derart ändern
kann.

Wir fordern den neuen Senat auf, gemeinsam mit
den Fraktionen der Bürgerschaft den Weg einer
kritischen Auseinandersetzung mit dem System
der Laogai-Lager fortzusetzen. Mit der Stellung-
nahme des Senats kann und darf dieser Prozess
nicht abgeschlossen sein. So kann sich der Senat
nach unserer Auffassung nicht damit zufrieden ge-
ben, dass die hamburgische Partnerstadt Shang-
hai zwar die Zahl der Laogai-Lager in ihrem Gebiet
auf Nachfrage benennt, aber nicht bereit ist, auch
die Zahl der dort Inhaftierten zu nennen. Die Zah-
len, die dem Europaausschuss durch den General-
konsul der Volksrepublik China genannt wurden,
nämlich 300 Lager mit 300 000 Inhaftierten für
ganz China, können jedenfalls nicht zutreffend
sein.

Die Laogai-Lager sind ein Sinnbild für den trostlo-
sen Zustand der Menschenrechte in China. Um die
Menschenrechte ist es aber leider nicht nur in den
Laogai-Lagern schlecht bestellt, sondern auch au-
ßerhalb der Lager sind in vielen Betrieben Chinas
die Arbeitsbedingungen menschenunwürdig. Die
Hoffnung, die sich seit Jahren an den Ausbau der
wirtschaftlichen Beziehungen zu dem bevölke-
rungsreichsten Land der Erde knüpfen, dass sich
die Einhaltung der Menschenrechte durch steigen-
den Wohlstand verbessern werde, hat sich noch
nicht erfüllt. Der mit China geführte Dialog über die
Menschenrechte wird von mancher Seite eher als
ein Monolog des Westens wahrgenommen. Daher
ist es wichtig, dass wir in der neuen Wahlperiode
das Thema der Laogai-Lager erneut aufgreifen,
denn verbessert hat sich in diesem System nichts.

In diesen Tagen werben die stadteigenen Unter-
nehmen HWF, also Hamburgische Gesellschaft für
Wirtschaftsförderung und HMG, Hamburg Marke-
ting GmbH, in Shanghai um die Ansiedlung chine-
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sischer Firmen in Hamburg. Wir möchten doch
sehr hoffen, dass der Senat und die ihm unterstell-
ten beiden Unternehmen sich auch des Themas
der Laogai-Lager bei dieser Gelegenheit anneh-
men und ihre Geschäftspartner hierfür sensibilisie-
ren und Geschäftsabschlüsse davon abhängig ma-
chen. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der GAL)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat Herr Waldowsky.

Andreas Waldowsky GAL:* Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Der hier vorgelegte Be-
richt zeigt doch, auf welchen Weg wir uns gemein-
sam begeben haben. Ich finde es schade, dass
der Kollege Klooß hier noch einmal die Schlachten
der vergangenen Legislaturperiode schlagen woll-
te. Wichtig ist doch, dass wir zwischen CDU, SPD
und GAL und hoffentlich auch der Linkspartei
einen möglichst großen Konsens hinbekommen,
der – ich brauche gar nicht alles zu wiederholen,
was hier über die schrecklichen Laogai-Lager ge-
sagt worden ist – eigentlich selbstverständlich sein
sollte. Ich wäre stolz darauf, wenn wir in der Bür-
gerschaft diesen Konsens hinbekommen würden
und mit einer mächtigen Stimme zeigen könnten,
dass auch diese kleine Hansestadt Hamburg et-
was zur Verbesserung der Menschenrechtssituati-
on in China beitragen kann, auch wenn China um
so vieles größer ist als diese Stadt.

Ich bin auf alle Fälle stolz darauf, dass es mein
Kollege Manuel Sarrazin in der letzten Legislatur-
periode war, der einen ganz entscheidenden Im-
puls dazu gegeben hat, ein Impuls, der mittlerweile
von allen Parteien, soweit sie bisher gesprochen
haben, aufgegriffen worden ist

(Beifall bei der GAL und der CDU)

und der, was die Laogai-Lager anbelangt, nicht nur
in der Bürgerschaft aufgegriffen worden ist, son-
dern mit einer halbjährigen Verspätung auch im
Bundestag, wo die Lager ebenfalls verurteilt wor-
den sind.

Was jetzt ansteht, finden wir im Koalitionsvertrag.
Die Freie und Hansestadt Hamburg kann einiges
tun, und zwar, wie auch der Senat das ausführt, im
Wesentlichen im Bereich der fairen Beschaffung.
CDU und GAL haben sich im Koalitionsvertrag vor-
genommen, jetzt dicke Bretter zu bohren. Wir wer-
den in aller Ruhe auf den Grundlagen der schon
erstellten Gutachten prüfen, was wir tun können,
um die faire Beschaffung zu verbessern. Dazu ge-
hört vor allen Dingen auch die Zusammenarbeit mit
den anderen norddeutschen Ländern, damit wir im
Norden nicht alleine dastehen, sondern eine mög-
lichst breite Allianz der norddeutschen Bundeslän-
der hinbekommen und dann noch effektiver gegen-
über China auftreten können.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Das ist richtig so, denn wir wollen da keinen
Schnellschuss.

Der zweite Punkt, den wir uns in den Koalitionsver-
handlungen vorgenommen haben, ist zu versu-
chen, weil wir nur für die Stadt sprechen können,
noch stärker an die Wirtschaft und die Verbände
heranzutreten, einen sogenannten Fairness-Code
auszuarbeiten und den dann an die Wirtschaft und
die Verbände, aber natürlich auch an den Staat als
Akteur heranzutragen. Ich lade die beiden anderen
Fraktionen nachdrücklich ein, uns dabei zu unter-
stützen, denn es wäre ganz wichtig, dass wir als
Bürgerschaft geschlossen stehen, wenn wir China
gegenüber ernsthaft auftreten wollen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Hamburg ist ein wichtiger, hoffentlich der erste An-
sprechpartner in Europa für China. China ist umge-
kehrt für Hamburg einer der wichtigsten außenpoli-
tischen Akteure; das unterstützen wir nachdrück-
lich. Die CHINA TIME, die im September in Ham-
burg organisiert wird, wird wieder zeigen, wenn
das Programm so ähnlich wie 2006 ist, was China
alles an Reichtum zu bieten hat. Es wird eine Viel-
falt von Veranstaltungen zu Kultur, Wirtschaft, Poli-
tik, Bildung, Sport, aber auch zu Umweltthemen
geben, die zeigen, dass diese alte Kultur in China
eine ganz große Zukunft hat, und das wird es den
Bürgern näher tragen. Wir in der Bürgerschaft,
aber auch die GAL-Fraktion, werden dafür sorgen,
dass China zwar der privilegierte Partner ist, aber
wir deshalb nicht Jubel-Chinesen werden müssen,
die mit kleinen roten Fähnchen an der Straße ste-
hen und China zujubeln.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Auch
nicht Schwarz-Rot-Gold!)

Wir werden als kritischer Freund das tun, was der
Senat angekündigt hat. Wir werden hier und da,
wo es wirklich erforderlich ist – und bei den Laogai-
Lagern ist es erforderlich –, den Finger in die Wun-
de legen und hoffen, China auf dem Weg der De-
mokratisierung helfen zu können. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Das Wort hat Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Die LINKE begrüßt die
Ergebnisse des Diskussionsprozesses, wie sie in
der Stellungnahme zum Ausdruck kommen, und
wir begrüßen insbesondere den Kurswechsel, der
darin enthalten ist. Der Kurswechsel besteht darin,
dass nun offensichtlich auch in Hamburg bei der
Vergabe öffentlicher Aufträge beachtet werden
soll, dass die Auftragnehmer die vier Grundprinzi-
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pien der ILO-Kernarbeitsnorm einhalten, die da
wären: Vereinigungsfreiheit und Recht auf Kollek-
tivverhandlungen, Beseitigung von Zwangsarbeit,
Abschaffung von Kinderarbeit und Verbot von Dis-
kriminierung in Beschäftigung und Beruf; das ist
ein Fortschritt.

Herr Klooß hat einen Vorgang angesprochen, ich
spreche einen anderen an. Noch 2005 hat die
CDU einen Antrag der SPD zum Scheitern ge-
bracht, der vorsah, in Hamburger Vergaberichtlini-
en ausbeuterische Kinderarbeit zu ächten. Ham-
burg war tatsächlich jahrelang Schlusslicht. Zu
dem Zeitpunkt, als die SPD den Antrag stellte, hat-
ten 70 Kommunen in Deutschland solche Rege-
lungen bereits festgelegt, heute sind es über 80.
Deshalb ist es wirklich gut, wenn Hamburg diesen
Schritt auch tut und die Rolle als Schlusslicht ab-
gibt. Dieser Fortschritt – das will ich ausdrücklich
sagen – geht im Wesentlichen zurück auf die uner-
müdliche Arbeit der zahlreichen Eine-Welt-Initiati-
ven, die dann in zweiter Linie vielleicht auch einen
Umdenkungsprozess bei der CDU eingeleitet ha-
ben.

Zum zweiten Punkt: Wir treten ohne Wenn und
Aber dafür ein, dass die Kernarbeitsnormen der
ILO überall auf der Welt eingehalten werden. Von
der rasanten Entwicklung des Handels, von der
Hamburg entscheidend profitiert, vom internationa-
len Konkurrenzkampf geht ein ungeheurer Druck
auf soziale Standards aus. Zwangsarbeit gibt es
vielmillionenfach in der Welt. Es gibt sie in China,
aber es gibt sie, um daran zu erinnern, zum Bei-
spiel auch wesentlich in Indien, Bangladesch und
Pakistan und in vielen anderen Ländern der Welt;
ich habe nur diese herausgegriffen.

Zwangsarbeitsverhältnisse sind erst einmal eine hi-
storische Erscheinung der jeweiligen Gesellschaf-
ten. Aber sie werden durch den internationalen
Konkurrenzdruck im Zuge der Globalisierung verfe-
stigt. Ich will an diesem Punkt sagen, dass wir aus-
drücklich dafür sind, gegenüber der Volksrepublik
China darauf zu dringen, dass die ILO-Kernarbeits-
normen eingehalten werden. Man sollte nicht ver-
kennen, dass es in den letzten Jahren – übrigens
gerade im letzten Jahr – einige Fortschritte in der
Entwicklung des Arbeitsrechts in China und in der
Ausweitung der Rechte gewerkschaftlicher Interes-
senvertretungen gegeben hat, aber diese Fort-
schritte sind absolut unzureichend. Wir finden uns
nicht mit Administrativhaft ab, wir finden uns nicht
mit Zwangsarbeitslagern ab und wir finden uns
auch nicht mit der Rechtlosigkeit von Wanderarbei-
tern ab, wie sie in China herrscht und übrigens
auch in vielen anderen Teilen der Welt.

Die Verankerung der ILO-Kernarbeitsnormen in
den Hamburger Vergaberichtlinien ist ein kleiner,
aber wichtiger Schritt. Hamburg gibt seine Brem-
serfunktion auf. Die Frage stellt sich jetzt – darüber
wird in der nächsten Zeit auch zu diskutieren

sein –, wie das eigentlich alles konkret umgesetzt
wird. Es sind zum Beispiel mehr Bereiche betrof-
fen, als in der Stellungnahme des Senats ange-
sprochen werden. Ein zunehmend wichtiger Be-
reich ist der ganze Elektronikbereich. Die Kernfra-
ge ist aber, wie die Einhaltung der Standards kon-
trolliert wird. In der Stellungnahme des Senats ist
relativ vage von geeigneten Nachweisen die Rede.
Ich schließe mich den Eine-Welt-Initiativen an, die
fragen, ob zum Beispiel vorgesehen sei, dass die
Auftragnehmer regelmäßige Berichte über die Ar-
beitsverhältnisse in den Betrieben abgeben. Ist
vorgesehen, dass eine unabhängige Kontrolle
durch externe Institutionen stattfindet? Vor allem
aber schließen wir uns der Forderung der Eine-
Welt-Initiativen an, die fachliche Kompetenz dieser
Initiativen bei der Ausgestaltung der Richtlinien zu
nutzen. – Schönen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Martin
Schäfer SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk:
Das Wort hat Senator Steffen.

Senator Dr. Till Steffen:* Sehr geehrter Herr Prä-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Herr
Klooß, ich hoffe, Sie können verschmerzen, dass
ich jetzt zu Ihnen rede. Dann können Sie vielleicht
ein bisschen Ihre Sehnsucht nach dem Staatsrat
überbrücken, den Sie angesprochen haben.

(Dr. Mathias Petersen SPD: Aber nur ein
bisschen!)

Ich bemühe mich.

Die chinesische Wirtschaft boomt. Fast 20 Prozent
des Außenhandels der Volksrepublik werden mit
den EU-Ländern getätigt und Deutschland ist auf
Platz fünf im Außenhandelsranking. Auch Ham-
burg hat wichtige Handelsbeziehungen nach China
und weitere gute Beziehungen in den Bereichen
kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeit
und auch beim Jugendaustausch. Wir sind für die-
se Handelsbeziehungen, für einen Austausch,
aber auch für einen rechtsstaatlichen Dialog. Eine
ernsthafte Menschenrechtspolitik gegenüber China
beruht auf Dialog und Kooperation, aber auch auf
der Klarheit in der Beschreibung der Realitäten.

Die vielfältigen Menschenrechtsverletzungen der
VR China finden insbesondere ihren Ausdruck in
der Unterhaltung von sogenannten Laogai-Lagern.
Laogai bedeutet Reform durch Arbeit. Hinter die-
sem Begriff verbirgt sich ein System von Fabrikge-
fängnissen und Arbeitslagern, welches in den
Fünfzigerjahren unter Mao Tse-tung eingerichtet
wurde, heute aber einen der Grundpfeiler der chi-
nesischen Wirtschaft bildet. Die Laogai Research
Foundation des chinesischen Dissidenten Harry
Wu schätzt, dass circa sieben Millionen Menschen
in diesem Arbeitslagersystem festgehalten werden
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und darin seit 1949 etwa 20 Millionen Menschen
umgekommen sind. In diesen Laogai-Gefängnis-
sen und -lagern befinden sich Dissidenten, wegen
oftmals kleiner Delikte Verurteilte, aber auch viele
Angehörige ethnischer Minderheiten wie Tibeter,
Mongolen und Uiguren sowie religiöse Minderhei-
ten wie zum Beispiel Katholiken und Falun Gong-
Anhänger.

Der Deutsche Bundestag hatte in einer Drucksa-
che im Jahre 2007 sehr eindrücklich die Zustände
in den Laogai-Lagern beschrieben, ich will das zi-
tieren:

"Neben politischer Gehirnwäsche werden
die Gefangenen zu harter unentgeltlicher Ar-
beit gezwungen, bis zu 16 Stunden täglich,
7 Tage die Woche, bei nur 3 bis 4 Feierta-
gen im Jahr. Die Arbeit wird von den Häftlin-
gen, zu denen auch Minderjährige zählen, in
Fabriken, Landwirtschaftsbetrieben und Mi-
nen verrichtet. Neben dem Verstoß gegen
das Verbot der Zwangsarbeit kommt es da-
bei auch systematisch zum Verstoß gegen
das Verbot der Kinderarbeit. Die Haft- und
Arbeitsbedingungen sind dramatisch. Häft-
linge werden zum Umgang mit toxischen
Chemikalien ohne Schutzbekleidung oder
zur Arbeit in mit Asbest verseuchten Minen
gezwungen, in denen die Sicherheitsvorkeh-
rungen unzureichend sind. In den Lagern
existiert keinerlei Arbeitsschutz.

Die Häftlinge werden auf unterschiedlichste
Art gefoltert. Ihr Tod infolge von Unterernäh-
rung, Überarbeitung, Erschöpfung und Fol-
ter wird billigend in Kauf genommen. Zudem
herrscht eine hohe Selbstmordrate unter
den Häftlingen."

Ich persönlich bin mir nicht sicher, ob es als Erklä-
rungsmuster für diese extremen Zustände tatsäch-
lich ausreicht, auf den internationalen Konkurrenz-
druck zu verweisen.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Was macht
jetzt der Senat?)

Gerade die vielfältigen wirtschaftlichen und kultu-
rellen Kontakte mit China bieten die Chance, auf
Verantwortliche einzuwirken und die Menschen-
rechtsverletzungen in Laogai-Lagern offen anzu-
sprechen. Auch die intensiven Verbindungen vieler
großer und mittelständischer Firmen mit Sitz in
Hamburg nach China können in diesem Sinne ge-
nutzt werden. Es gibt gute Gelegenheiten, die
Menschenrechtssituation in China zu thematisieren
und auf ein Ende des Laogai-Systems zu dringen.

Hierfür zeigt die Entschließung der Bürgerschaft,
über die vorhin auch schon mehrfach gesprochen
wurde, zahlreiche Möglichkeiten auf. Insbesondere
müssen die Hamburger Wirtschaftsverbände und
Unternehmen neben Senat und Bürgerschaft in die
Verurteilung des Systems der Zwangsarbeiterlager

eingebunden werden. Ganz wichtig ist es, dass
sich Hamburger Unternehmen, soweit es ihnen ir-
gend möglich ist, bei Wirtschaftskontakten mit Chi-
na vergewissern, dass die Produkte, die sie ein-
kaufen, nicht aus diesen Lagern kommen. Da liegt
eine erhebliche Verantwortung von Hamburger Un-
ternehmen.

(Beifall bei der GAL, der CDU und bei Dr.
Mathias Petersen SPD)

Konkret, die Frage kam ja, hat der Senat zu dem
Ersuchen der Bürgerschaft folgende Schritte ein-
geleitet: Der Senat hat die Menschenrechte gegen-
über Vertretern Shanghais und Chinas wiederholt
angesprochen, hat dabei allerdings – das ist auch
schon mit Bedauern festgestellt worden – detaillier-
te Auskünfte über Strafvollzugseinrichtungen von
der Partnerstadt Shanghai nicht erteilt bekommen.
Aber auf Veranlassung des Senats ist der Bericht
des Europaausschusses über die Laogai-Lager auf
der Website der Handelskammer zur Information
von Unternehmen und Wirtschaft erschienen; das
ist sicherlich ein erster Schritt. Herr Heintze hat zu
Recht deutlich gemacht, dass da noch mehr ge-
schehen kann.

Um auch die Wirtschaft anzusprechen, erarbeitete
der Senat mit "INVENT" bereits im Dezember 2006
einen Workshop für die Hamburger Wirtschaft zu
sozial verantwortlicher Unternehmensführung aus.
Bei Beschaffungen kritischer Produkte des Senats
aus kritischen Ländern – das ist in der Drucksache
definiert worden – ist der Umfang mit 1,9 Millionen
verhältnismäßig gering im Verhältnis zur Gesamt-
beschaffung, die der Senat insgesamt vornimmt.
Hierbei hat es bislang keine Hinweise auf Verstöße
gegen die ILO-Kernarbeitsnormen gegeben und es
ist natürlich wichtig, dass wir weiter aufmerksam
bleiben und auch eventuellen Hinweisen nachge-
hen. Bei künftigen Beschaffungen soll noch inten-
siver auf die Einhaltung dieser ILO-Kernarbeitsnor-
men geachtet werden.

Anhand der Rückläufe lässt sich erkennen, dass
die Produzenten und Lieferanten durch die politi-
sche Diskussion und die Nachfragen ihrer Kunden
bereits ein Bewusstsein im Hinblick auf ihre soziale
Verantwortung entwickelt haben. Ich verweise auf
das, was ich vorhin gesagt habe: Bewusstsein ist
der erste Schritt, aber es muss natürlich darüber
hinaus gehen. Der Senat hält eine Harmonisierung
der zahlreichen sozialen Zertifizierungsverfahren
und Soziallabels für wünschenswert; daran müs-
sen wir unbedingt weiterarbeiten. Dieses Gutach-
ten des HWWI, das auch schon zitiert worden ist,
hat zahlreiche bereits existierende soziale Zertifi-
zierungsverfahren und Soziallabels analysiert, de-
ren Verbreitungsstandard und Glaubwürdigkeit
aber immer noch sehr uneinheitlich sind.

Diese vom Senat bereits in Gang gesetzten Schrit-
te zeigen ganz deutlich, dass sich Hamburg als
Knotenpunkt des globalen Warenhandels der Not-
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wendigkeit und auch der Chancen eines verant-
wortungsbewussten Handelns bewusst ist, in dem
die Begünstigung der Wertschöpfung aus Laogai-
Produkten keinen Platz hat. Auf diesem Weg müs-
sen Senat, Behörden, Unternehmen und Bürger-
schaft konsequent, respektvoll, aber mit größter
Beharrlichkeit weitergehen im direkten Dialog mit
den Partnern in China.

(Beifall bei der GAL, der CDU und vereinzelt
bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Gibt es weitere Wortmeldungen? Das ist nicht der
Fall. Dann stelle ich fest, dass die Bürgerschaft
von der Drucksache 19/425 Kenntnis genommen
hat.

Aufruf Punkt 17, Drucksache 19/258, Große Anfra-
ge der SPD-Fraktion: Niedriglohnsektor in Ham-
burg, Entwicklung der Zahl der Geringverdienerin-
nen und Geringverdiener in Hamburg.

[Große Anfrage der Fraktion der SPD:
Niedriglohnsektor in Hamburg: Entwicklung
der Zahl der Geringverdienerinnen und Gering-
verdiener in Hamburg
– Drs 19/258 –]

Die Drucksache möchte die SPD-Fraktion an den
Wirtschaftsausschuss überweisen. Wer wünscht
das Wort? Frau Badde, Sie haben das Wort.

Elke Badde SPD:* Sehr geehrter Herr Präsident,
sehr geehrte Damen und Herren! Arbeit ist Würde
und Arbeitslosigkeit nimmt den Menschen die Wür-
de. Aber schlecht bezahlte Arbeit, so schlecht,
dass ein Mensch davon nicht leben kann, entwer-
tet die geleistete Arbeit und entehrt den Menschen,
der diese Arbeit leistet.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Wie kann es sein, dass in einer Gesellschaft, die
mit Artikel 1 des Grundgesetzes die Menschenwür-
de an die oberste Stelle des Grundgesetzes rückt,
Menschen in die Würdelosigkeit gezwungen wer-
den? Wie kann es sein, dass wir als Volksvertreter
dagegen noch nicht in der Mehrzahl aufstehen und
diese Zustände unterbinden?

Die vorliegende Antwort des Senats auf die Große
Anfrage Geringverdiener ist ein Zeichen organisier-
ter Interesselosigkeit.

(Beifall bei der SPD)

Bei fünf der sieben gestellten Fragen antwortet der
Senat, er habe sich in der Sache noch nicht damit
befasst oder er habe die gefragten Daten stati-
stisch nicht erfasst. Kann sich ein Senat davor
drücken, sich mit der Situation von Menschen in

unwürdigen Arbeitssituationen in unserer Stadt zu
befassen? Dabei besteht dringenderer Handlungs-
bedarf denn je; einige Daten zur Verdeutlichung.

Laut bekannter Studien von Arbeitsmarktsexperten
arbeiten bereits knapp 21 Prozent aller abhängig
Beschäftigten in Deutschland für Mindestlöhne.
Dies ergibt rund 6 Millionen Niedriglohnbeschäftig-
te für die BRD. Im europäischen Vergleich ist die
Quote in den letzten Jahren ständig angestiegen,
während sie in anderen Ländern sinkt. Genauso
schlimm wie die absolute Zahl der Niedriglohnbe-
schäftigten ist die Tatsache, dass es immer weni-
ger Durchlässigkeit in besser bezahlte Arbeit gibt.
Deutschland nimmt europaweit den letzten Platz
ein. Sowohl in Ländern mit höherem Niedrig-
lohnanteil als auch in Ländern mit geringerem
Niedriglohnanteil ist die Aufstiegswahrscheinlich-
keit deutlich höher. Eine weitere schlimme Tatsa-
che ist: Es sind nicht nur die üblichen Verdächtigen
wie Hotel- und Reinigungsgewerbe betroffen.
Längst werden in anderen Branchen verbreitet
Mindestlöhne gezahlt. Noch eines mehr: Es sind
keineswegs nur die schlecht Qualifizierten, die
auch schlecht bezahlt werden. In hohem Maße
sind auch Menschen mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung betroffen. Unserer Auffassung nach ist
das ein unerträglicher Zustand.

(Beifall bei der SPD und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Die Versprechungen der Wirtschaft, von einer Fle-
xibilisierung der Arbeitszeiten würden alle Seiten
profitieren, ist ad absurdum geführt. Denn die kata-
strophale Bezahlung von Arbeitnehmern ist beson-
ders dort verbreitet, wo der Arbeitsmarkt flexibili-
siert wurde, nämlich bei Teilzeitbeschäftigten und
Minijobs. Diese Personen sind in besonderem Ma-
ße von schlechter Bezahlung betroffen und vom
Aufstieg abgeschnitten. Und wie äußert sich die
Wirtschaftsbehörde? Sie habe sich mit den Fragen
des Niedriglohns nicht befasst.

(Michael Neumann SPD: Ja, Herr Gedasch-
ko, das ist doch unglaublich!)

Und im Übrigen erfasse sie die Daten auch nicht
statistisch.

Im Skandaljahr 2007, als bekannt wurde, welch ka-
tastrophal niedrige Stundenlöhne in einigen Bran-
chen, insbesondere in der Hotelbranche, gezahlt
wurden, und als es damals um Wahlkampfaktivitä-
ten ging, wurde der Senat aktiv. Es wurde eine
Runde einberufen, in der mit der Gebäudereinige-
rinnung und mit dem Hotelgewerbe über das The-
ma diskutiert wurde. Der Deutsche Hotel- und
Gaststättenverband hat mittlerweile ein Gütesiegel
entwickelt, das zu einer Tariflohnzahlung verpflich-
tet. Von weiteren Gesprächen des Senats ist
nichts bekannt. Aber auf die Frage unserer Frakti-
on, ob der Senat weitere Initiativen erfasst habe,
um überhaupt mit weiteren Branchen ins Gespräch
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zu kommen, antwortet der Senat, er habe sich
hiermit nicht befasst.

(Wolfgang Rose SPD: Hört, hört!)

Damit sollte sich der Senat aber befassen, und
nicht nur zu Wahlkampfzeiten. Die Zahlen bewei-
sen doch, dass die Eigenregulierung des Marktes
zur Erhaltung menschenwürdiger Entlohnung nicht
reicht. Hier muss ein gemeinwohlorientierter Senat
Initiative ergreifen. Für die Vertreter der CDU in der
Bürgerschaft, die stets die Initiativen zur Einfüh-
rung gesetzlicher Mindestlöhne abgelehnt und dar-
auf verwiesen haben, man müsse innerhalb des
Hamburger Kompetenzbereichs nach Lösungen
suchen, müsste es doch oberstes Anliegen sein,
mit der Wirtschaft hierüber ins Gespräch zu kom-
men. Aber nichts passiert.

(Beifall bei der SPD – Hans-Detlef Roock
CDU: Woher wisst Ihr das?)

Wir fordern den Senat zur Initiative auf. Unabhän-
gig von der politisch gerechtfertigten Forderung
nach einem gesetzlichen Mindestlohn müssen vor
Ort alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um
Niedriglöhne zu unterbinden. Wir als Sozialdemo-
kraten werden dies auch weiterhin vom Senat ein-
fordern. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat Frau Dr. Hochheim.

Dr. Natalie Hochheim CDU:* Herr Präsident, mei-
ne Damen, meine Herren! Ich halte es für richtig,
dass die SPD heute das Thema Niedriglohnsektor
zur Debatte angemeldet hat. Geringverdiener sind
häufiger von Armut betroffen und von Arbeitslosig-
keit bedroht. Wir sind uns hier im Hause sicherlich
alle einig: Dumpinglöhne sind moralisch verwerf-
lich.

(Vereinzelter Beifall bei allen Fraktionen)

Aber auch wenn es grundsätzlich vernünftig ist,
das Thema zu debattieren, so ist der Lösungsan-
satz, den Frau Badde dargestellt hat, allenfalls po-
pulistisch gewinnbringend, jedoch auf jeden Fall
vollkommen ungeeignet, den Menschen tatsächlich
zu helfen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Denn der Lösungsvorschlag der SPD ist der
Beck'sche Bundesdauerwahlkampfschlager, näm-
lich Mindestlohn.

(Dirk Kienscherf SPD: Ja, das ist auch rich-
tig so!)

Wie sagt es Beck immer so schön und möchtegern
sozial motiviert: Jeder, der arbeitet, muss davon le-
ben können.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren von der SPD, wie denn
von 7,50 Euro, wie denn? Das haben Sie auf Ih-
rem Parteitag in Hamburg beschlossen. Fakt ist,
dass man eine Familie von 7,50 Euro nicht ernäh-
ren kann.

(Ingo Egloff SPD: Wir haben nichts dage-
gen, wenn Sie 9,50 Euro sagen. Das müs-
sen Sie einmal Frau Merkel erklären!)

– Herr Egloff, ich komme dazu – nicht so voreilig.

Fakt ist, dass die Familien allesamt auch mit Ihrem
SPD-Mindestlohn weiter von Hartz IV abhängig
bleiben würden. Sie würden weiter abhängig blei-
ben.

(Zuruf von Ingo Egloff SPD)

– Herr Egloff, 97 Prozent der Aufstocker – schauen
Sie sich einmal die Statistik an, auch Frau Badde
– sind schließlich Familien. Fakt ist also …

(Michael Neumann SPD: Und Sie wollen 10
Euro! – Zurufe von der SPD)

– Keine Hektik, Herr Neumann. Verfolgen Sie ein-
fach meinen Gedankengang, dann werden Sie das
schon mitbekommen.

Fakt ist also, dass das von Beck sozialpathetisch
formulierte Ziel mit Ihrem eigenen Mindestlohn gar
nicht erreicht werden könnte. Das ist doch absurd.
Das Ganze, was Sie hier fordern, ist absurd.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU – Ingo
Egloff SPD: Und deswegen sind Sie grund-
sätzlich dagegen!)

Jetzt mache ich das, was Sie wollen, Herr Egloff.
Jetzt mache ich das, was Sie wollen. Ich gehe die-
sen theoretischen Gedanken von Beck weiter. Ich
spinne das einmal weiter. Jetzt machen wir einen
flächendeckenden Mindestlohn, der deutlich höher
ist, um das Ziel zu erreichen, nämlich die Men-
schen aus dem Niedriglohnsektor herauszubekom-
men und vom Staat unabhängig zu machen. Was
muss man dann heranziehen? Man muss Hartz IV
heranziehen und das auf eine Familie mit kleinen
Kindern übertragen. Wenn ich das umrechne, kom-
me ich auf weit über 10 Euro. Und jetzt rechnen wir
noch ein …

(Unruhe im Hause)

– Eine Hektik heute – hören Sie doch einfach zu,
dann wissen Sie auch, wie der Gedankengang ist.

Jetzt rechnen wir einmal ein, dass Beck noch ge-
sagt hat, dass die Menschen am gesellschaftlichen
und kulturellen Leben angemessen Anteil haben
sollen. Dann lägen wir noch weit höher. Ihr eigenes
von Herrn Beck formuliertes Ziel, die Leute sollen
von sozialen Transferleistungen nicht mehr abhän-
gig sein, …

(Unruhe im Hause)
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– Nein, ich muss den Gedankengang weiterformu-
lieren, Sie sind so hektisch.

(Glocke)

Sie sind so hektisch und voreilig. Da kann man
nicht noch unterbrechen, sonst versteht das keiner
mehr von Ihnen von der SPD.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU – Ingo
Egloff SPD: Das versteht auch so keiner!)

Wenn Sie jetzt so munter sind und sagen, Mindest-
löhne könnte man auch ins Unermessliche schrau-
ben, dann haben wir das Problem – das wird Sie
sicherlich wieder nicht interessieren –, der volks-
wirtschaftlichen Gesetze. Die kann man nicht ein-
fach aushebeln. Denn die Produktivität der Men-
schen häufig mit geringer Ausbildung entspricht
schlicht oft nicht dem des benötigten Mindestlohns,
um aus Hartz IV herauszukommen. Das ist es
doch.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Woher wis-
sen Sie das denn?)

– Das ist schlicht erwiesen. Das ist schlicht erwie-
sen.

(Arno Münster SPD: Das ist eine Frechheit,
was Sie da machen, nichts anderes!)

Wenn Sie sich einmal die Mühe machen würden,
volkswirtschaftliche Gutachten zu lesen, dann wüs-
sten Sie es. Die halbherzigen Vergleiche, die gern
mit Volkswirtschaften anderer Länder gemacht
werden, hinken. Die kann man nicht einfach ver-
gleichen.

Wenn wir das einfach so machen würden, alle
volkswirtschaftlichen Gesetze einfach außer Acht
zu lassen, so wie die SPD das möchte,

(Zuruf: Ja, was machen sie dann?)

dann wäre die Folge …

– Das kann ich Ihnen sagen. Dann müssten wir Ar-
beitsplätze abbauen.

(Dirk Kienscherf SPD: Kommen Sie doch
einmal zum Punkt! Was wollen Sie uns ei-
gentlich mitteilen?)

Gerade in Zeiten der Globalisierung gibt es viele
Wege Arbeitsplätze abzubauen: Verlagerung der
Produktion ins Ausland, Schwarzarbeit oder be-
stimmte Dienstleistungen würden gar nicht mehr
angeboten werden. Wenn Sie wie auch in Ihrer
Großen Anfrage immer diesen bösen Kapitalisten,
den Sie vor Augen haben, darstellen, dann irren
Sie. Oftmals ist es König Kunde. In der letzten Le-
gislatur hat Ihr arbeitsmarktpolitischer Sprecher,
Herr Dees, ein interessantes Beispiel dargelegt. Er
sagte immer, dass viele örtlich gebundene Güter
gar nicht ins Ausland verlagert werden könnten
und deshalb eine Preissteigerung durch erhöhte
Lohnkosten keine Auswirkung hätte. Er nannte die-

sen Zusammenhang immer gern gebundene Blu-
mensträuße. Aber wer sagt denn, dass König Kun-
de nicht statt Blumen Pralinen kauft? Wer sagt
denn das, wenn Blumen so exorbitant teuer gewor-
den sind? Wer sagt das?

(Ingo Egloff SPD: Was wollen Sie denn nun
eigentlich? Sagen Sie doch einmal, was Sie
wollen! 10 Euro oder 12 Euro?)

– Herr Egloff, bei den Tante-Emma-Läden war es
doch nicht anders. Da entschied doch auch König
Kunde. Da hilft auch kein staatlicher Eingriff.

Herr Egloff, es genügt nicht, lautstark Mindestlöhne
für alle und mehr Geld für Hartz IV et cetera zu for-
dern. Ein schnelles Patentrezept, um mehr Men-
schen davor zu bewahren,

(Ingo Egloff SPD: Deswegen machen Sie
gar nichts!)

auf staatliche Transferleistungen angewiesen zu
sein, …

– Nein, Herr Egloff, ich komme dazu. Jetzt wird es
auch langsam ein bisschen lächerlich. Verfolgen
Sie meinen Gedankengang.

(Ingo Egloff SPD: Wer ist denn das? Das ist
doch Ihre Kanzlerin, die das verhindert!)

– Herr Egloff, verfolgen Sie meinen Gedanken-
gang. Dann kommen Sie auch weiter.

Es reicht eben nicht, wenn man den Menschen
helfen möchte, mit billigen Patentrezepten zu kom-
men. Das, was Sie darlegen, ist nichts anderes als
ein billiges Patentrezept.

(Ingo Egloff SPD: Komischerweise funktio-
niert das in anderen europäischen Ländern!)

Außerdem – wenn wir jetzt gerade hier sind und
Sie sich als SPD so brüsten: Wie war das denn mit
der Ausweitung des Niedriglohnbereichs? War das
nicht die Agenda 2010 von Gerhard Schröder, dem
SPD-Kanzler?

(Ingo Egloff SPD: Haben Sie die nicht mitge-
macht?)

Es war also politisch motiviert, genau den Bereich,
den Sie hier darlegen, auszuweiten. Und Sie stel-
len sich heute hier hin und sagen, das sei alles
moralisch verwerflich, die Agenda 2010 war es.

Was war der Grund? Der Grund war, dass gesagt
worden ist: Lieber Niedriglohn mit zusätzlichen So-
zialleistungen als vollkommen arbeitslos ohne Per-
spektive. Das war die Devise der Agenda 2010.
Wenn Sie sich jetzt davon distanzieren wollen – in
Wirklichkeit hat diese Devise ihre Gültigkeit nicht
verloren.

(Beifall bei der CDU)

Ihre Problematik, jetzt auf den Arbeitgeber verla-
gern zu wollen nach dem Motto "Wir von der Politik
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haben die Arbeitslosen mit der Agenda 2010 in
den Niedriglohnsektor gebracht, jetzt ist es Deine
Sache, lieber Arbeitgeber, woher Du das Geld
nimmst, um so viel zu zahlen, dass sie aus staatli-
chen Transferleistungen ganz herauskommen." ist
politisch nicht sauber.

(Ingo Egloff SPD: Das ist doch politisch ver-
quer! – Christiane Schneider DIE LINKE: Sie
haben doch keine Ahnung!)

Wenn wir den Menschen helfen wollen, dauerhaft
aus dem Niedriglohnbereich herauszukommen,
muss die Politik an die Wurzel des Problems. In
diesem Zusammenhang ist insbesondere der Bil-
dungsbereich zu nennen. Denn das Problem im
Niedriglohnbereich ist, dass die Menschen eben
nicht so gut ausgebildet sind. Aktuell sind zwei
Drittel der Langzeitarbeitslosen ohne Berufsausbil-
dung. Ein Drittel hat noch nicht einmal eine Schul-
ausbildung. Hier muss angesetzt werden, Herr
Egloff.

(Ingo Egloff SPD:Deshalb haben Sie auch
die Möglichkeit, den Hauptschulabschluss
nachzuholen, abgeschafft!)

Und nicht mit staatlichem Dirigismus. Eine gute Bil-
dung ist das wirksamste Instrument, die Chancen
auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern und aus dem
Niedriglohnbereich herauszukommen. Zudem kann
auch eine gute Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik
die Weichen für ein erfolgreiches Wirtschafts-
wachstum stellen. Dort müssen wir weiterarbeiten
und insbesondere berufliche Qualifizierungs- und
Bildungsmaßnahmen ausweiten.

Zu guter Letzt noch ein konkretes Beispiel aus
dem Niedriglohnsektor, weil Sie eben gesagt ha-
ben, sie verstünden das nicht so ganz:

(Arno Münster SPD: Nun hören Sie doch bit-
te auf, das kann doch nicht wahr sein!)

Seit einiger Zeit boomt in Hamburg die Logistik-
branche. Die Unternehmer suchen händeringend
Lagerarbeiter. Statt Niedriglöhnen werden hier
schon 10 Euro und mehr gezahlt, und das ganz
ohne festgelegten Mindestlohn, sondern durch ei-
ne funktionierende Wirtschaft. Das ist immer der
Schlüssel und das Geheimnis die Menschen dort
herauszuholen: Eine funktionierende Wirtschaft in
Kombination mit Bildung.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat Frau Möller.

Antje Möller GAL: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Das haben wir in der Bürgerschaft
schon manchmal gemacht, dass wir uns mit der
letzten Debatte noch so etwas ganz Besonderes
geleistet haben.

(Dirk Kienscherf SPD: Das war dieser Rede-
beitrag eben!)

Ich glaube, dass wir heute auch eine sehr beson-
dere Debatte führen. Bei der SPD ist mir nicht so
ganz der Übergang von den Laogai-Lagern über
Menschenrechte, Menschenwürde, Arbeit ist Wür-
de und dann zum Thema Niedriglohn eingängig
gewesen. Dann hat Sie überrascht, was Frau
Hochheim zu den Dumpinglöhnen gesagt hat. Da-
zu muss ich sagen: Das hat der Vorgängersenator
Uldall schon – nicht nur hier, sondern auch sonst
– öffentlich gesagt: Dumpinglöhne verurteilt er.
Das war nicht so ganz überraschend. Aber insge-
samt bilden wir mit diesen beiden Beiträgen – und
wahrscheinlich mit meinem und mit dem der LIN-
KEN auch – genau die Debatte ab, die bundesweit
gerade geführt wird. Im Ernst weiß doch niemand
– das Stichwort Gewerkschaften muss ich jetzt
auch einmal loswerden, denn die wissen es irgend-
wie auch nicht:

(Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE: Oh, oh!)

Wo fängt man denn eigentlich bei diesem Thema
an? Wo wollen Sie denn welchen Hebel drücken,
damit wir von diesen Löhnen wegkommen, die zu
wenig zum Leben und zu viel zum Sterben sind,
um das einmal so platt zu sagen? Das ist doch die
Frage.

Zur bundespolitischen Debatte: Das wissen Sie
auch, wir wollen genauso wie Sie Mindestlöhne.
Die Argumentation der CDU dagegen – Sie sind
auf der Bundesebene als Große Koalition nicht
sonderlich erfolgreich. Dafür will ich Sie nicht
schelten.

(Ingo Egloff SPD: Das gilt ja der CDU! – Er-
ste Vizepräsidentin Barbara Duden über-
nimmt den Vorsitz.)

Wir werden sehen, was wir in Hamburg hinbekom-
men. Aber, ich finde, es fehlt noch ein bisschen an
konkreten Vorschlägen. Ich möchte deswegen ein-
fach noch einmal einen anderen Aspekt anspre-
chen. Wir hatten im Übrigen auch vorhin bei der
Pflegedebatte schon Ansätze, vor allem durch
Herrn Rose, eingeführt. Auch da geht es um das
Thema Niedriglohn. Da sehe ich zum Beispiel das
Thema Menschenwürde nicht beim Thema Arbeit,
sondern eher bei den Menschen, die gepflegt wer-
den müssen, und bei deren Würde. Also da ma-
chen wir das Thema in die Richtung weiter auf. Es
gibt aber eine aktuelle Studie des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung, das die Frage
untersucht hat, wo Geringverdienende, die im Jah-
re 1989, also vor zehn Jahren, einen Vollzeitjob
hatten, eigentlich heute stehen. Das zeigt, wie dra-
matisch sich unser Arbeitsmarkt gerade entwickelt.
Nur jeder Achte von diesen damals Befragten hat
nach sechs Jahren den Aufstieg geschafft, ist also
sozusagen in einem Vollzeitjob in ein Lohnniveau
aufgestiegen, von dem die Familie ernährt werden
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kann. Jeder Dritte war im Jahre 2005 auch noch
ein vollzeitbeschäftigter Geringverdiener. Das heißt
also, dass trotz Berufsausbildung und trotz Studi-
enabschluss möglicherweise der Niedriglohnbe-
reich viel öfter eine berufliche Sackgasse ist als ein
Sprungbrett. Da haben Sie zu Recht benannt, dass
der Senat die Fragen, die Sie ihm dazu gestellt ha-
ben, nicht beantwortet hat. Das kann er nicht, weil
die Statistiken bei der Arbeitsagentur geführt wer-
den. Sie kennen die Statistiken auch. Sie wissen
auch, dass – um einmal auf Hamburg zurückzu-
kommen – in Hamburg die Zahl der Menschen, die
zusätzlich zum Vollzeiteinkommen ergänzende Hil-
fe benötigt, ständig steigt. Das wollen wir verän-
dern. Das ist Teil der Arbeitsmarktpolitik, die wir
uns vorgenommen haben. Damit können wir für
Hamburg ein Signal setzen.

Aber wie weit wir uns bundesweit bei dem Thema
der Debatte überhaupt voranbewegen, ob nun in
dieser jetzigen Koalition oder mit Beginn der neuen
Legislaturperiode auf Bundesebene, das vermag
ich hier nicht einzuschätzen. Ich glaube aber, dass
es nicht reicht, immer nur Gespräche mit Handels-
kammer, Handwerkskammer und anderen Beteilig-
ten auf dem Arbeitsmarkt zu führen. Sondern ich
glaube, dass auf der Bundesebene eine Entschei-
dung getroffen werden muss, so wie sie in anderen
europäischen Ländern auch getroffen wurde, und
dass wir dann auch hier in Hamburg mehr dafür
tun können, dass sich die Branchen, die von uns
beschäftigt werden und von uns Aufträge bekom-
men, auch in Richtung eines verträglichen Lohns
bewegen. Dann kann Politik auch aktiv werden.
Aber die Einigung auf Bundesebene muss kom-
men und die werden wir hier und auch an anderer
Stelle immer wieder einfordern. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Baum.

Elisabeth Baum DIE LINKE:* Frau Präsidentin,
sehr geehrte Damen und Herren! Wieder einmal
sind Mindestlohn und Dumpinglöhne das Thema.
Man sollte meinen, wir haben kein anderes Hobby.
Ich habe hier schon einmal erwähnt, dass es trau-
rig genug ist, dass wir in dieser Stadt überhaupt
über Mindestlöhne und Dumpinglöhne sprechen
müssen. Traurig genug ist es auch, dass wir immer
noch über die Einführung diskutieren. Die Höhe ist
selbstverständlich auch wichtig. 7,50 Euro sind
selbstverständlich zu wenig zum Leben. Aber es ist
doch wenigstens ein Anfang und ein Einstieg. Wir
haben nämlich noch nicht einmal das.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Es gibt auch in Hamburg unabhängig von Stadttei-
len und Branchen Firmen, die ihre Mitarbeiter der-
maßen menschenunwürdig bezahlen, dass es je-
der Beschreibung spottet. Nichtmedizinische Heil-

berufe in sehr gut angesehenen und gut situierten
Stadtteilen in Hamburg, zum Beispiel in Poppen-
büttel: 4,68 Euro für eine 40-Stunden-Woche. Wie
soll man davon leben? Renommierte Hamburger
Unternehmen, die ihre Mitarbeiter so schlecht be-
zahlen, dass sie tatsächlich Transferleistungen be-
antragen müssen, und zusätzlich auch noch so un-
flexible Arbeitszeiten haben, dass sie noch nicht
einmal einen Zweitjob annehmen können – ist das
kaufmännisch, ist das hanseatisch?

Wieder einmal ist es so, dass es überwiegend die
Frauen trifft. Wie Sie wissen, komme ich aus dem
Einzelhandel. Bei uns ist das Usus: Geringfügig
Beschäftigte, 70 Prozent Frauen. Bewirbt sich je-
mand bei uns und es ist eine Frau, wird es mit viel
Glück ein Teilzeitjob, aber überwiegend eine ge-
ringfügige Beschäftigung und dann auch noch be-
fristet. Wie soll denn jemand, ob Frau oder Mann,
das ist doch egal, aus diesem Karussell heraus-
kommen – ohne Mindestlohn, ohne eine wirkliche
Entfristung und überhaupt ohne Chancen auf re-
gelmäßige Teilhabe an dieser Gesellschaft, mit
vernünftigen Löhnen, die zum Auskommen rei-
chen? Ich finde es sehr mühselig, immer wieder
die gleiche Debatte zu führen. Wir sollten uns in
dieser Beziehung wirklich einig sein und endlich
einen Mindestlohn fordern, und zwar einen gesetz-
lichen.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Rose.

Wolfgang Rose SPD:* Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Blö-
meke, ich möchte Ihnen noch eine Antwort geben
auf das, was Sie vorhin gesagt haben, nämlich
dass wir das Thema hätten anders definieren sol-
len, weil Sie so keine Chance hatten, darauf einzu-
gehen. Es ging Ihnen um die Frage, wie man den
Zusammenhang zwischen Pflegequalität und dem
Thema Privatisierung in der Pflege erkennen sollte.
Ich kann Ihnen sagen: Es gibt einen ganz engen
Zusammenhang zwischen dem Thema Pflegequa-
lität und Privatisierung, weil die Privatisierung in
Hamburg konkret sehr starke Auswirkungen darauf
hatte, dass die Pflegequalität und die Arbeitsbedin-
gungen der Beschäftigten schlechter geworden
sind. Weil das so ist, haben wir beides miteinander
verknüpft. Ich finde, diesen Zusammenhang sollten
Sie auch sehen. Und damit sind wir genau bei dem
Thema, um das es jetzt auch geht, nämlich bei der
Frage der Niedriglöhne.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Ich will einmal bei diesem Punkt ansetzen: Die
deutsche Gesellschaft driftet – und das ist eine all-
gemeine Erkenntnis, die man in diesen Tagen in
den Medien überall gewinnen kann – zusehends
immer mehr auseinander. Die Mittelschicht
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schrumpft und zerfällt. Die Schere zwischen den
hohen und den niedrigen Einkommen öffnet sich
immer weiter, selbst in der aktuellen Aufschwung-
phase. Das beliebte Motto, dass sich Leistung loh-
nen soll, trifft für große Teile der erwerbstätigen
Menschen heute weniger zu denn je. Und das gilt
auch in Hamburg. Diese Entwicklung gefährdet die
Verfassung unserer Gesellschaft und die Verfas-
sung unserer Stadt. Denn diese Verfassungen sind
nicht auf Spaltung, sondern auf Zusammenhalt
ausgerichtet. Darum gibt es politischen Handlungs-
bedarf und deswegen haben wir das Thema und
diesen Antrag auch in diese Bürgerschaft einge-
bracht.

(Beifall bei der SPD und bei Elisabeth Baum
DIE LINKE – Antje Möller GAL: Das war kein
Antrag, sondern eine Anfrage!)

– Okay, okay. Ich übe noch. Einverstanden?

(Zuruf von Jens Kerstan GAL)

– Jens Kerstan hilft mir dabei.

Der Grund dafür liegt entgegen der flotten Sprüche
von CDU/CSU, FDP und von Kapitalseite nicht
daran, dass den Menschen zu wenig netto vom
Brutto verbleibt. Das ist das, was wir von Ihrer Sei-
te permanent hören. Denn die Beiträge zu den So-
zialversicherungen und auch die Steuern kommen
den Leuten schließlich über das Gemeinwohl wie-
der zugute, jedenfalls dann, wenn eine gute und
gerechte Politik dafür sorgt. Steuern und Sozialab-
gaben wurden in den letzten Jahren per Saldo be-
reits deutlich gesenkt. Das haben wir vorhin bei der
Steuerdebatte schon zur Kenntnis genommen.
Diese Parolen vom Netto sollen nur von dem ei-
gentlichen Skandal ablenken, dass die Menschen
von vornherein viel zu wenig an den Werten teilha-
ben, die sie durch ihre Arbeit schaffen, also von
dem Brutto. Die Reallöhne sind in den vergange-
nen Jahren gesunken, und zwar vor allem bei den
Menschen, die sowieso schon wenig haben. Wenn
Sie mir jetzt entgegenhalten, dass das schließlich
Sache der Gewerkschaften sei ordentliche Löhne
auszuhandeln, dann wissen Sie natürlich genau,
dass man in manchen Branchen schlicht keine
Waffengleichheit mehr zwischen den Tarifparteien
hat und es eine immer noch hohe Arbeitslosigkeit
gibt, die der Kraft der Gewerkschaften und der Ar-
beitnehmer dabei enge Grenzen setzt.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Eine Arbeitslosigkeit übrigens, die – das kann man
nicht häufig genug wiederholen – nicht eine Folge
zu hoher Löhne ist, wie es uns die neoliberalen
Milchmädchenrechner stets weismachen wollen,
sondern im Gegenteil zu niedriger Löhne. Denn
noch immer wird der Konjunkturaufschwung bei
uns weitgehend vom Export getragen, während die
Umsätze des Einzelhandels im vergangenen Jahr
sogar um 6 Prozent zurückgingen. Da schließt sich
der Kreis zu dem Beitrag von eben, weil das die

Ursache dafür ist, dass unsere Kolleginnen und
Kollegen im Einzelhandel bereits über ein Jahr hin-
ter einem Tarifabschluss hinterherlaufen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und der
LINKEN)

Das ist übrigens auch kein Wunder, denn gerade
bei den geringeren Einkommen schlagen Einkom-
mensverluste direkt auf den Konsum durch, denn
zum Sparen bleibt sowieso nichts übrig.

Wenn wir von Niedriglöhnen reden, dann reden wir
von Stundenlöhnen, die im Schnitt bei 6,89 Euro
liegen, und zwar in Westdeutschland. Das heißt,
wir reden nicht von Einkommen, die etwas be-
scheidener sind, sondern wir reden von Einkom-
men, von denen man schlicht nicht würdig leben
kann und mit denen man von der sozialen und kul-
turellen Teilhabe an der Gesellschaft weitgehend
ausgeschlossen bleibt. Wir reden, um es deutlich
zu sagen, von Armutslöhnen. Aktuell beziehen
knapp 1,3 Millionen Menschen in Deutschland zu-
sätzlich zu ihrem Lohn Arbeitslosengeld II, weil der
Lohn nicht zum Leben reicht. In Hamburg sind es
über 30 000 und die Zahl steigt rasant. Dieser indi-
rekte Kombilohn und die stille Subventionierung
der Unternehmensgewinne aus Steuermitteln sind
völlig unakzeptabel und skandalös. Sie dürfen
nicht dauerhaft hingenommen werden.

(Beifall bei der SPD, der GAL und der LIN-
KEN)

Von konservativer Seite ist diese Entwicklung in
den letzten Jahren allerdings immer wieder gefor-
dert worden. Wir brauchen einen größeren Niedrig-
lohnsektor, hieß es, denn nur so sei die Arbeitslo-
sigkeit angeblich zu bekämpfen. Das Versprechen
lautete:

"Wer sich auf einen Billigjob einlässt, der
wird schon bald aufsteigen können und eine
besser bezahlte Tätigkeit bekommen."

Doch die aktuelle Studie des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung zeigt ganz klar, dass
dieses schöne Bild vom Niedriglohnjob als Sprung-
brett in die Höhe ein Trugbild ist. Es gibt kein
Sprungbrett, es gibt für die allermeisten noch nicht
einmal eine Leiter. Nur jeder achte Betroffene
konnte in den letzten Jahren die Niedriglohn-
schwelle überwinden. Wie so viele der neoliberalen
Heilsversprechen hat sich auch dieses in der Wirk-
lichkeit als falsch erwiesen.

Aber vielleicht geht es auch gar nicht um die realen
Verbesserungen. Mir scheint, wir haben es in
Deutschland seit einigen Jahren vielmehr mit dem
Versuch zu tun, den sozialen Konsens unserer
Nachkriegsordnung nach und nach auszuhöhlen
und stattdessen wieder klare Klassenunterschiede
zwischen einer wohlhabenden Oberschicht einer-
seits und einer breiten Masse dienstbarer und un-
tertäniger Geister andererseits zu etablieren. Dafür
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symptomatisch sind auch die mageren Antworten
des Senats auf unsere Anfrage zur Lage in Ham-
burg. Wie die Kollegin Badde schon treffend fest-
stellte, dokumentieren Sie ein offenkundiges Des-
interesse an diesem Thema.

Jedenfalls können Sie, meine Damen und Herren
von der CDU und auch von der GAL, sich nicht
darauf zurückziehen, dass die Hamburger Politik
da leider nichts tun könne. Es gibt vieles, was für
Hamburg möglich ist. Sie können und müssen
– das ist schon mehrfach gesagt worden – endlich
Ihren Widerstand gegen einen gesetzlichen Min-
destlohn aufgeben. Das trifft nach dem letzten Bei-
trag für die CDU zu. Ihr Gegenargument, dass Min-
destlöhne angeblich Arbeitsplätze kosten, ist ent-
weder eine Milchmädchenrechnung oder ein Er-
pressungsversuch von Konzernen – wie beim Bei-
spiel der Briefzustellung bei der Post. Die empiri-
sche Wirklichkeit in allen europäischen Ländern
mit Mindestlöhnen belegt, dass sie dort eher Ar-
beitsplätze schaffen helfen, als dass sie welche
kosten. Frau Hochheim, diese 20 europäischen
Länder sind nicht welche, die nicht rechnen kön-
nen, sondern sie haben seit vielen Jahren diese
Mindestlöhne und diese sind im Schnitt höher, als
sie in Deutschland sind. Wenn Sie sich die Situati-
on in Großbritannien seit 1999 anschauen, dann
werden Sie feststellen, dass die Zahl der Ar-
beitsplätze dort gestiegen ist, nachdem die Min-
destlöhne eingeführt worden sind, und dass dort
ein System vorhanden ist, das von den Arbeitge-
bern dort für richtig empfunden worden ist, und zu
dem die Arbeitgeber erklären, dass es dazu führt,
dass der Wirtschaftsaufschwung durch Mindestlöh-
ne unterstützt wird.

Und da können Sie sich nicht hier hinstellen und
sagen, das Gegenteil sei der Fall, wir brauchen
keine Mindestlöhne, die würden die Arbeitsplätze
vernichten.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und bei
Farid Müller GAL)

70 Prozent der Bevölkerung und übrigens auch 70
Prozent in diesem Parlament befürworten die Ein-
führung von gesetzlichen Mindestlöhnen und das
sind nicht alles mathematische oder wirtschaftliche
Dummköpfe. Es ist an der Zeit – und das ist eine
Handlungsmöglichkeit, die man nicht nur auf die
Bundesebene abschieben kann –, dass zum Bei-
spiel der Bundesratspräsident dafür sorgt, dass die
Bundesratsinitiative, die von Rheinland-Pfalz aus-
gegangen ist, unterstützt wird und dafür gesorgt
wird, dass Hamburg zu denjenigen gehört, die auf-
grund der Situation in dieser Stadt Mindestlöhne
auf Bundesebene entsprechend unterstützen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Sie können zweitens durch eine aktive Arbeits-
markt- und Beschäftigungspolitik und durch den
sinnvollen Ausbau öffentlicher Beschäftigung dazu

beitragen, dass sich das Lohnniveau mit neuen so-
zialversicherungspflichtigen Jobs stabilisiert.

Sie müssen drittens auf Bundesebene dafür strei-
ten, dass das Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs gegen die Tariftreueregelung seine destrukti-
ve, seine Lohn drückende Wirkung nicht bei uns
entfalten kann, gegebenenfalls durch europäische
Initiativen, auf die man auch von Hamburg aus ein-
wirken kann.

Last, but not least komme ich auf das Thema von
vorhin zurück. Stoppen Sie die Privatisierungen,
die in der Vergangenheit in dieser Stadt stets zu
Lohndumping geführt haben. Damit hätten Sie
schon einiges erreicht, um das Abrutschen der
Löhne und Gehälter in Hamburg zu verhindern.
Halten wir also fest: Sie können etwas tun – vieles
davon steht übrigens im Wahlprogramm der
GAL –, wenn Sie es nur wollen, dann ist es Ihnen
möglich, von Hamburg aus zu Initiativen zu kom-
men. – Danke schön.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Dr. Hochheim.

(Arno Münster SPD: Geht das schon wieder
los!)

Dr. Natalie Hochheim CDU:* Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Ich wundere mich sehr,
dass sich die Gewerkschaften freiwillig die Tarifau-
tonomie von der Politik entreißen lassen wollen.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind uns alle einig in der Frage, dass man ge-
gen Dumpinglöhne angehen muss. Es gibt hierfür
auch eine Grundlage, nämlich das Entsendegesetz
von 1952. Da sind wir uns einig und das ist auch
ausreichend.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das sieht man ja!
– Präsident Berndt Röder übernimmt den
Vorsitz.)

Das, was Sie hier als Wahlkampfschlager versu-
chen, im Vorgriff auf den Bundeswahlkampf darzu-
legen und auch bundesweit immer positionieren,
ist, dass Sie so tun, als könne man mit dem Min-
destlohn jegliche Probleme des Niedriglohnsektors
beseitigen und das geht eben nicht.

(Beifall bei der CDU)

Denn wenn man das so machen würde, wie Sie
sagen, dass alle auf einmal aus dem sozialen
Transferleistungssystem draußen sind, dann hat
man das Problem, dass das in die Volkswirtschaft
eingreift und dann tatsächlich und nachweislich Ar-
beitsplätze kostet und damit treffen Sie genau die
Menschen, von denen Sie hier vorgeben, dass Sie
für sie einstehen wollen.
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(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Das ist rich-
tiger Unsinn!)

Das ist eine Politik, die fatal, kurzsichtig und nur
darauf aus ist, kurzfristigen Wahlkampf für 2009 zu
machen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält die Ab-
geordnete Möller.

(Michael Neumann SPD: Es gibt auch heute
noch ein Fußballspiel!)

Antje Möller GAL: Herr Präsident, meine Damen
und Herren!

Herr Rose, ich stelle noch einmal die gleiche Frage
von vorhin. Welche Debatte führen wir eigentlich?
Wen meinen Sie, wenn Sie uns aufrufen, etwas für
den Mindestlohn zu tun. Es gibt viele eigene Na-
sen, an die sich hier gefasst werden muss.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Es ist absurd, wenn wir eine Debatte führen, die ei-
gentlich auf Bundesebene geführt werden muss.
Da kommen Sie mit der CDU nicht klar. Hier haben
wir Ansätze mit der CDU vereinbart, die man in
Hamburg umsetzen kann. Was würde es uns hel-
fen, wenn es eine hamburgische Bundesratsinitiati-
ve geben würde.

(Ingo Egloff SPD: Es gibt eine aus Rhein-
land-Pfalz! Die müssen wir unterstützen!)

– Ja, und dann wird sie wieder von der großen Ko-
alition ausgesessen. Es ist doch absurd, das jetzt
auf den Bundesrat zu schieben.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Ich finde andere Modelle überlegenswert. Großbri-
tannien hat diese Mindestlohnkommission. Es sit-
zen Sozialpartnerinnen und Sozialpartner, Wissen-
schaftler und Wissenschaftlerinnen zusammen mit
der Politik, mit der Industrie. Lassen Sie uns an so
etwas stricken. Vielleicht kann man das in Ham-
burg auch konkret umsetzen. Aber sich gegensei-
tig die Bälle zuzuschieben, finde ich wirklich lä-
cherlich bei dieser Debatte. Wir kommen doch da-
mit insgesamt nicht weiter.

Die zweite Frage in diesem Zusammenhang: Was
machen wir eigentlich mit dem Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs, dass wir die in Hamburg gel-
tenden Löhne, wenn wir denn in allen Branchen
gute hätten, bei Ausschreibungen überhaupt nicht
nutzen können, weil sie wettbewerbswidrig sind.
Es reicht also nicht, in Hamburg etwas zu tun. Wir
haben bestimmte Dinge vereinbart, die wir umset-
zen wollen. Es muss auf Bundesebene etwas pas-
sieren und dafür muss eine gesellschaftliche Mehr-

heit geschaffen werden und damit haben wir alle
etwas zu tun. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Joithe-von Krosigk.

(Frank Schira CDU: Wie viele Seiten haben
Sie da? – Gegenruf von Michael Neumann
SPD: Große Buchstaben!)

Wolfgang Joithe–von Krosigk DIE LINKE: Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Das erklärte
Ziel der Agenda 2010 war es, die Wettbewerbsfä-
higkeit in Deutschland zu stärken. Der Kollege Ro-
se hat dazu geredet. Dazu gehört es vor allem,
den Niedriglohnsektor drastisch auszudehnen und
das ist mit Hilfe des SGB II erfolgreich gelungen.
Paragraf 10 SGB II zwingt Erwerbslose, jeden
noch so niedrig dotierten Job anzunehmen. Ande-
renfalls wirkt Paragraf 31 SGB II mit existenzbe-
drohenden Sanktionen. Die Hauptinitiatoren der
Agenda 2010 beweinen nun den Erfolg ihrer Refor-
men.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Richtig!)

Bei einer Veranstaltung der SPD im Dezember
2004 in Poppenbüttel – Herr Egloff, Sie erinnern
sich daran –

(Ingo Egloff SPD: Wahrscheinlich Sie besser
als ich!)

schwadronierte der ehemalige Bürgermeister Ort-
win Runde über die vielen Arbeitsplätze, die die
sogenannte Reform schaffen würde. Heute beklagt
seine Hamburger SPD die hohe Anzahl der Ge-
ringverdienenden in Hamburg. Es wechseln die
Zeiten. Wir begrüßen den Sinneswandel innerhalb
der Hamburger SPD.

(Beifall bei der LINKEN – Wolfgang Beuß
CDU: Das war ein Lob!)

Sozial ist, was Arbeit schafft. So steht es im Wahl-
programm der Hamburger CDU. Wir sprachen
schon einmal darüber. Wir werden darüber auch
noch öfter sprechen. Egal, zu welchen schlechten
Bedingungen, zu welchem Hungerlohn, mit wel-
chen Befristungen. So hätten es wohl diejenigen
gerne, denen kein Dumpinglohn niedrig genug,
kein Lohn zu gering ist.

Dass jeder Hartz-IV-Geschädigte dieser Willkür-
lichkeit der ARGE ausgeliefert ist, dient als Droh-
kulisse. Wer noch in Arbeit steht, akzeptiert
schlechtere Arbeitsbedingungen, um den Job zu
behalten und nicht zu den Ausgegrenzten zu gehö-
ren. Die Aufforderung des Arbeitgebers, zum Hun-
gerlohn zusätzlich Transferleistungen zu beantra-
gen, wird dann sogar als sozialer Hinweis gewer-
tet. Da gebe ich Ihnen recht, Herr Kollege Rose,
dass nur ein flächendeckender gesetzlicher Min-
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destlohn, von dem Mann und Frau leben können,
dem Einhalt gebieten kann.

Nach Auffassung einer Expertengruppe des Bun-
desfinanzministeriums sollen Langzeiterwerbslose
zur Arbeit verpflichtet werden. Das entnehme ich
einem Artikel aus der "Süddeutschen Zeitung" vom
30. Mai. Dadurch werde es zu einem Verfall der
Löhne kommen, sagte der Vorsitzende dieser
Gruppe, der Kölner Finanzwissenschaftler Cle-
mens Fuest. Um dies auszugleichen – so Fuest –,
müsse der Staat den Beschäftigten den Lohn auf-
stocken oder den Arbeitgebern Zuschüsse zahlen.
Vom Hungerlohn zum Kombilohn, Profit auf Kosten
des Steuerzahlers. Dazu sagt die LINKE ganz ein-
deutig Nein.

(Beifall bei der LINKEN)

Der ehemalige Senator für Wirtschaft, Gunnar
Uldall, heute schon einmal erwähnt, appellierte an
die Hamburger Gebäudereiniger-Unternehmen,
freiwillig gerechte Löhne – was immer das sei – zu
zahlen, nachdem ruchbar wurde, dass eine Hotel-
reinigungskraft für einen Stundenlohn von etwas
über 2 Euro in einem Hotel mit hohem Standard
die Zimmer reinigte.

Zur Erinnerung: Die Erwerbslosen werden zur Ar-
beitsaufnahme gezwungen, bei den "Sklavenhänd-
lern" setzt man auf hanseatische Kaufmannsmoral
und Freiwilligkeit. Darüber sollte man bei Gelegen-
heit einmal nachdenken.

(Wolfgang Beuß CDU: Was soll das denn
heißen?)

Die Privatisierung großer Bereiche der Daseinsvor-
sorge tut ein Übriges. Man muss sich über das ra-
sche Wachstum des Niedriglohnbereichs in
Deutschland nicht wundern. Die bereits privatisier-
te Deutsche Post will alle Filialen schließen und
setzt auf Dependancen im Lebensmittel- und in
Lottoläden. Da muss man dann nicht mehr auf den
Tariflohn Rücksicht nehmen. Das spart Kosten und
setzt Arbeitskräfte frei und Verbraucher und Be-
schäftigte haben das Nachsehen – Rendite um je-
den Preis. Das ist übrigens Bundespolitik. Wehren
wir uns dagegen. Schluss mit den Privatisierungen
und Schluss mit den Hungerlöhnen. Noch eines:
Wer Hungerlöhne zahlt, ist asozial. – Ich danke Ih-
nen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Egloff.

(Jörn Frommann CDU: Beck muss weg!)

Ingo Egloff SPD: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Frau Möller, Sie fordern
hier eine sachliche Debatte über diese Frage und
fragen, was können wir von Hamburger Ebene aus

tun. Es liegt im Bundesrat eine Initiative des Lan-
des Rheinland-Pfalz vor und es gibt weitere Initiati-
ven der Länder Bremen und Berlin. In dieser Initia-
tive aus Rheinland-Pfalz ist genau das enthalten,
was Sie gefordert haben und was in anderen Län-
dern praktiziert wird, nämlich der Vorschlag einer
Kommission, die dann aus gesellschaftlichen
Gruppen besetzt wird und darüber zu entscheiden
hat, in welcher Höhe die Mindestlöhne festgelegt
sind. Das ist ein konkreter Vorschlag, wie man die-
ses Thema in Deutschland organisieren kann und
weil Sie als GAL mit im Senat sitzen, haben Sie
natürlich eine Verantwortung, in Richtung Bundes-
rat, wo Herr von Beust im Moment der Präsident ist
und wo Sie die Möglichkeit haben, zumindest zu
versuchen, auf Ihren Koalitionspartner Einfluss zu
nehmen, dieser Initiative zuzustimmen, um dann
eine vernünftige Lösung hinzubekommen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Mi-
chael Neumann SPD: Richtig! Jeder vor sei-
ner Tür!)

Frau Hochheim, man kann sich hier hinstellen und
sagen, 7,50 Euro sind zu wenig. Darüber kann
man sich unterhalten, aber hier ist zu Recht gesagt
worden, dass man irgendwo eine Untergrenze zie-
hen muss. Wenn der Durchschnitt bei 6,69 Euro
liegt, wie der Kollege Rose ausgeführt hat, dann
gibt es bei diesem Durchschnitt Branchen, die
deutlich darunter liegen und das ist doch das Pro-
blem, das wir haben. Das heißt, wir müssen erst
einmal anfangen und nicht so tun, als würde das
christliche Abendland untergehen, nur, weil wir in
Deutschland als 21. Staat der Europäischen Union
den gesetzlichen Mindestlohn einführen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Es sind doch nicht alles volkswirtschaftliche Blöd-
männer in Großbritannien, in Frankreich, in Luxem-
burg, in den Niederlanden, überall, wo dieses ein-
geführt worden ist, sondern das ist eine ganz klare
Überlegung, die dabei ist, auch den Binnenmarkt
zu stärken und dafür zu sorgen, dass die Leute
von ihren Löhnen leben können. Wenn Sie sich die
Entwicklung in Großbritannien angucken, dann
werben die Firmen heute damit, dass sie eben
nicht Mindestlohn bezahlen, sondern deutlich mehr
als den Mindestlohn. Das ist inzwischen ein Quali-
tätsmerkmal auf dem Arbeitsmarkt in Großbritanni-
en und das ist ein Beispiel, das zeigt, dass es
funktioniert. Verlieren Sie endlich Ihre Hemmungen
und blockieren Sie in der Bundesregierung nicht
die Lösung und stellen sich dann hier hin und ver-
lieren darüber Krokodilstränen, dass 7,50 Euro
nicht ausreichen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Ahrons.
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(Michael Neumann SPD: Ah, der Mittel-
stand!)

Barbara Ahrons CDU: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Zunächst möchte ich mich ganz
energisch dagegen verwehren, einen Unternehmer
als Sklavenhändler zu bezeichnen. Das ist eine
Frechheit.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollen uns darüber im Klaren sein, dass Ar-
beitsplätze durch Unternehmen geschaffen werden
und dass Unternehmen nur im Wettbewerb beste-
hen können, also können auch die Arbeitsplätze
nur im Wettbewerb bestehen.

Wenn Sie zum einen bei dem Mindestlohn – ich
will jetzt gar nicht auf alle unsere Argumente einge-
hen, die Sie doch nicht einsehen wollen – darauf
eingehen, dass es zum Beispiel in England ganz
anders ist, dann müssen Sie auch sehen, dass in
England die Sozialsysteme ganz anders gelagert
sind. Das ist doch der Punkt. Sie müssen diese
Dinge vergleichen. Sie können nicht immer Äpfel
mit Birnen vergleichen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie auch nicht!)

Zum anderen möchte ich Ihnen sagen, dass Sie
auch einmal über die Konsequenzen nachdenken
sollten.

(Michael Neumann SPD: Ständig!)

– Nein. Es ist nicht nur so, dass der Mindestlohn
unter Garantie Arbeitsplätze vernichtet, weil wir als
Unternehmer die Arbeitsplätze nicht mehr bezah-
len können, sondern was noch viel schlimmer ist
und woran Sie überhaupt nicht denken, ist, dass
doch alles teurer wird. Das ist eine Schraube ohne
Ende. Wenn wir jetzt mit Mindestlöhnen bei den
Bäckern anfangen, wie viel soll Ihr Brot dann nach-
her kosten? Wie viel soll Ihre Milch kosten? Irgend-
wo müssen Sie einmal anfangen, die Relation rich-
tig zu setzen. Wir müssen dahin kommen, dass wir
endlich anfangen, unsere Sozialsysteme auf Steu-
erzahlung umzusetzen, damit Sie mehr Netto vom
Brutto in der Tasche haben, denn das ist das, was
wichtig sein muss.

(Ingo Egloff SPD: Dann zahlen die Unter-
nehmer fleißig Steuern, um das zu finanzie-
ren!)

Im Moment haben wir 29 Millionen sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigte. Diese bezahlen das
gesamte Sozialversicherungssystem für 82 Millio-
nen Menschen. Das kann doch nicht angehen.
Das sollten Sie sich einmal überlegen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Kerstan.

(Michael Neumann SPD: Jetzt verliert Herr
Kerstan die Hemmungen!)

Jens Kerstan GAL:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Letztendlich ist es doch eine De-
batte, dass Sie uns auffordern, das zu tun, was Sie
selber nicht schaffen,

(Beifall bei der GAL und der CDU)

denn wenn Sie sich in der großen Koalition in Ber-
lin gegen Ihren Koalitionspartner durchsetzen wür-
den, dann bräuchten wir das alles gar nicht, wor-
über Sie heute reden. Warum haben Sie jetzt nur
drei Bundesländer erwähnt, die diese Initiative im
Bundesrat gestartet haben, die Sie selber führen,
aber die anderen großen Koalitionen, wo Sie auf
Länderebene auch drin sitzen, die sind nicht dabei.
Die haben Sie eben vergessen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Insofern, meine Damen und Herren, ist das hier
wirklich eine Debatte, die man führen kann, die bei
der nächsten Bundestagswahl entschieden wird,
aber ich glaube, dass wir in dieser Stadt eine Men-
ge Dinge zu tun haben, bei denen wir selber etwas
ändern können. Ich würde dafür plädieren, dass
wir wesentlich mehr Aufmerksamkeit dafür verwen-
den als Sie das im Moment tun. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Meine Damen und Her-
ren! Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Dann
kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
19/258 an den Wirtschaftsausschuss zu? – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Ich stelle
fest, dass das Überweisungsbegehren abgelehnt
ist. Dann stelle ich fest, dass die Bürgerschaft von
der Großen Anfrage, Drucksache 19/258, Kenntnis
genommen hat.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf, Drucksa-
che 19/418 bis 19/421, Berichte des Eingabenaus-
schusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/418 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/419 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/420 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/421 –]
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*Siehe Anlage 3, Seite 318

Ich beginne mit dem Bericht 19/418. Hier sind nur
einstimmige Empfehlungen enthalten. Wer möchte
diesen folgen? – Gegenstimmen? – Stimmenthal-
tungen? – Das ist einstimmig so beschlossen.

Bericht 19/419. Auch dieser enthält nur einstimmi-
ge Empfehlungen. Wer möchte so beschließen?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
einstimmig so beschlossen.

Bericht 19/420. Auch hier nur einstimmige Empfeh-
lungen. Wer möchte diesen folgen? – Gegenstim-
men? – Stimmenthaltungen? – Das ist einstimmig
so beschlossen.

Bericht 19/421. Hierzu liegt mir ein gemeinsamer
Antrag von CDU- und GAL-Fraktion auf Rücküber-
weisung in den Eingabenausschuss vor. Wer
stimmt diesem Überweisungsbegehren zu? – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Auch das
ist einstimmig so beschlossen.

Die in der Geschäftsordnung für bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammelübersicht*

haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft die unter A
aufgeführten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren unter B
zu? – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? –
Das ist einstimmig so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 18, Drucksache 19/424, Se-
natsantrag: Informationen über den Erlass einer
"Hamburgischen Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für Rettungssanitäterinnen und Rettungssani-
täter" in Erledigung des interfraktionellen Antrags
vom 11. Mai 2006.

[Senatsantrag:
Information über den Erlass einer „Hamburgi-
schen Ausbildungs- und Prüfungsordnung für
Rettungssanitäterinnen und Rettungssanitäter
(HmbRettSanAPO)“ in Erledigung des interfrak-
tionellen Antrages (Drucksache 18/4281) vom
11. Mai 2006
– Drs 19/424 –]

Wer möchte den Senatsantrag annehmen? – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist ein-
stimmig so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 26, Drucksache 19/427, Se-
natsmitteilung: Stellungnahme des Senats zum Er-

suchen der Bürgerschaft vom 15./16. und
17. April 2002, "Regelmäßige Unterrichtung der
Bürgerschaft über die Polizeiliche Kriminalstati-
stik".

[Senatsmitteilung:
Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Bürgerschaft vom 15./16./17. April 2002 „Regel-
mäßige Unterrichtung der Bürgerschaft über
die Polizeiliche Kriminalstatistik“, Drucksache
17/654 (Ursprungsantrag Drucksache 17/317)
– Drs 19/427 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Innenausschuss überweisen. Wer möchte so
beschließen? – Gegenstimmen? – Stimmenthal-
tungen? – Das ist einstimmig so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 32, Drucksache 19/27, An-
trag der SPD-Fraktion: Kleine Betriebe besser un-
terstützen – mehr Ausbildungsplätze durch Einrich-
tung einer Umlage für mehr Ausbildungsplätze.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Kleine Betriebe besser unterstützen – mehr
Ausbildungsplätze durch Einrichtung einer Um-
lage für mehr Ausbildungsplätze
– Drs 19/27 –]

Wer möchte diesen Antrag annehmen? – Gegen-
stimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist bei eini-
gen Stimmenthaltungen mehrheitlich abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 35, Drucksache 19/442, An-
trag der SPD-Fraktion: Überprüfung des Bebau-
ungsplans Wohldorf-Ohlstedt 13.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Überprüfung des Bebauungsplanes Wohldorf-
Ohlstedt 13
– Drs 19/442 –]

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
SPD-Fraktion hierzu gemäß Paragraf 26 Absatz 6
unserer Geschäftsordnung das Wort begehrt wird.
Der Abgeordnete Dressel hat es.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wir wollen zu-
nächst einmal festhalten, dass es in dieser Bürger-
schaft eigentlich eine Mehrheit dafür gibt, diesen
ökologisch und auch demokratisch unsinnigen Be-
bauungsplan Wohldorf-Ohlstedt 13 zu kippen,
wenn – und das ist die entscheidende Fragestel-
lung –
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(Zurufe von der CDU)

sich alle an das halten, was vor der Wahl verspro-
chen worden ist.

(Beifall bei der SPD – Wolfgang Beuß CDU:
Sie haben keine Mehrheit! Nehmen Sie das
endlich zur Kenntnis!)

Das kann doch nicht solch ein Problem sein, sich
gelegentlich auch an Versprechen zu erinnern, die
vor der Wahl gegeben werden.

(Lachen bei der CDU – Wolfgang Beuß
CDU: Populismus ist das!)

– Das wollen Sie nicht hören. Das verstehe ich
nicht.

Deshalb ist die Fragestellung, was hier am 7. Fe-
bruar in der Bürgerschaft passiert ist und was seit
dem passiert ist. Dass Sie da nicht zur Einsicht
kommen – das muss man vermutlich unterstel-
len –, ist anzunehmen. Sie haben sich dazu so ein-
gelassen, auch vor Ort und in der Bürgerschaft,
dass das jeder Beschreibung spottet,

(Wolfgang Beuß CDU: Halten Sie sich mal
ein bisschen zurück!)

aber die Frage geht an die GAL:

Wir haben vor der Wahl gemeinsam mit den Bür-
gerinnen und Bürgern vor Ort in vielen verschiede-
nen Veranstaltungen, und Sie auch noch länger
als die Sozialdemokratie, dieses Projekt infrage
gestellt und es bekämpft. Deshalb ist die Frage-
stellung, warum es nicht die Möglichkeit gibt, zu-
mindest den Versuch zu machen, zu einer Neufor-
mulierung, zu einer Überprüfung zu kommen, wie
das in unserem Antrag steht und wie das auch die
Bezirksversammlung Wandsbek, übrigens auch
mit Zustimmung der GAL beschlossen hat. Deswe-
gen sind wir ein wenig enttäuscht darüber,

(Wolfgang Beuß CDU: Das glaube ich! Kei-
ne Mehrheit!)

dass die GAL-Fraktion sich allein auf diesen sehr
formalen Standpunkt zurückzieht, das ist jetzt Ge-
setz. In der Bezirksversammlung Wandsbek waren
Sie in der Lage, mit uns gemeinsam eine Überprü-
fung zu beantragen und hier kneifen Sie.

(Beifall bei der SPD)

Und das, obwohl der Koalitionsvertrag genügend
Möglichkeiten gibt. Sie haben dort von einer Tren-
dumkehr beim Flächenverbrauch gesprochen, die
Formulierung, die auch der CDU, wenn Sie viel-
leicht noch einmal zuhören wollen,

(Olaf Ohlsen CDU: Das Zuhören fällt uns
aber schwer, Herr Dressel!)

zumindest eine gesichtswahrende Umkehr ermög-
licht hätte. Die sind ja in Ihrem Koalitionsvertrag
enthalten, aber die Konsequenz an dieser Stelle
fehlt. Deswegen ist es richtig, dass wir das hier

auch noch einmal zur Abstimmung stellen. Ich will
auch nicht verhehlen, weil Sie gesagt haben, es
ginge uns nur darum, eine einzelne Abgeordnete
vorzuführen und nicht in der Sache zu entschei-
den,

(Wolfgang Beuß CDU: Ja, genau das ist die
Sache!)

dass das auch ein bisschen die Diskussion diffa-
miert, die wir über Jahre – Frau Blömeke weiß
das – auch vor Ort geführt haben.

(Frank Schira CDU: Frau Blömeke glauben
wir das! Ihnen glauben wir das nicht!)

Nach 2003, nach dem Bürgerbegehren, nach dem
Gutachten, das die Initiative zu diesem Punkt über
Jahre auf den Weg gebracht hat, hat die SPD auch
ihre Position überprüft. Deswegen sind wir an der
Stelle der Meinung, dass es hier die Chance ge-
ben und auch genutzt werden muss, zu einer Um-
kehr zu kommen. An Sie noch einmal der Appell,
sich dort mit an die Seite zu stellen, an der Sie die
ganze Zeit gestanden haben.

(Frank Schira CDU: Das ist nicht einwand-
frei! Das ist menschlich nicht fair!)

Ich sage Ihnen auch ganz deutlich: Die Arbeitstei-
lung – wir werden sicherlich in den nächsten Jah-
ren noch mehrere solcher Diskussionen haben, wo
Sie vielleicht einmal überlegen, wie Sie vorher vo-
tiert haben und wie Sie jetzt votieren – kann nicht
so laufen, dass sich der oder die Wahlkreisabge-
ordnete enthält, sozusagen einen Rettungsversuch
für die eigene Glaubwürdigkeit begeht, und die
restliche Fraktion steht dann in Treue fest zur Ko-
alition. So kann die Arbeitsteilung nicht laufen, so
macht man sich politisch unglaubwürdig, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Kerstan.

Jens Kerstan GAL:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Dressel, Sie sprachen über
Glaubwürdigkeit in der Politik. Ich muss feststellen,
dass das, was Sie eben ausgeführt haben, an
Scheinheiligkeit nicht zu überbieten ist.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wenn es um Glaubwürdigkeit geht, dann muss,
wenn eine Schlacht geschlagen wurde, zur Glaub-
würdigkeit auch gehören zuzugeben, dass sie ver-
loren wurde

(Ingo Egloff SPD: Daran erinnern wir Sie bei
Moorburg! – Michael Neumann SPD: Wer
reden nicht über Moorburg!)

und den Bürgern nicht immer zu suggerieren, dass
es noch weitergehen kann. So leid es meiner Frak-
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tion auch tut, weil es auch um ein ökologisch sehr
wertvolles Gebiet geht – das war uns bewusst,
deswegen haben wir auch jahrelang dagegen ge-
kämpft –, ist jetzt der Fall, dass wir einen gültigen
Bebauungsplan haben. In der Koalitionsverhand-
lung haben wir versucht, die Aufhebung dieses Ko-
alitionsplans zu erreichen.

(Zuruf von Dr. Andreas Dressel SPD)

Wir haben diesen Punkt verhandelt und haben von
der CDU keine Zustimmung bekommen. Was wäre
denn dann die Konsequenz gewesen? Wir hätten
dann sagen können, dass wir keine Koalition mit
der CDU machen. Hätte das das Gebiet gerettet,
Herr Dressel? Nein, das hätte es nicht, weil der
Bebauungsplan in Kraft war. Jetzt sagen Sie natür-
lich, rein rechnerisch gibt es eine Mehrheit in die-
ser Bürgerschaft, um das aufzuheben.

(Michael Neumann SPD: Es gab ein offenes
Koalitionsfenster! Da hättet ihr auch die Stu-
diengebühr und das Büchergeld abschaffen
können!)

Letztendlich verlangen Sie von uns, an diesem
Punkt die Koalition platzen zu lassen, denn wir ha-
ben mit der CDU vereinbart, was wir in der Koaliti-
on mit Ihnen auch vereinbart haben. Eine Koalition
funktioniert nur dann, wenn sich die Partner nicht
mit wechselnden Mehrheiten gegenseitig überstim-
men. Letztendlich verlangen Sie von uns, jetzt die
Koalition platzen zu lassen, ohne dass das Gebiet
gerettet wird, denn ein Ersuchen der Bürgerschaft
alleine hebt einen Bebauungsplan nicht auf. Sie
brauchen dafür eine regierungsfähige, handlungs-
fähige Mehrheit und die haben wir in diesem
Hause nicht,

(Beifall bei der SPD – Michael Neumann
SPD: Das stimmt!)

jedenfalls nicht in Ihrem Sinne, denn Sie mögen ja
zusammen mit den LINKEN einen Antrag beschlie-
ßen wollen, aber eine Regierung mit der LINKEN
zu bilden, die diesen Bebauungsplan wieder auf-
hebt, dazu sind Sie nicht bereit. Das haben Sie
mehr als oft genug erklärt.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

DIE LINKEN sind auch bereit, Anträgen zuzustim-
men, aber Verantwortung in der Regierung zu
übernehmen, dazu sind sie noch nicht einmal in ei-
nem Bezirk wie Eimsbüttel bereit und schon gar
nicht auf Landesebene, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Bliebe also nur noch eine große Koalition.

(Ingo Egloff SPD: Und Sie der edle Ritter,
der sich geopfert hat!)

In den Sondierungsgesprächen mit der CDU ha-
ben Sie immer sehr betont, dass Sie nur eine Stun-
de mit der CDU geredet haben, weil Sie in allen

Punkten einig waren. Das heißt also – und das ist
wirklich der Punkt der Scheinheiligkeit –, dass Sie
entweder diesen Punkt gar nicht angesprochen ha-
ben oder ihn nicht strittig gestellt haben. Deshalb
ist Ihr Antrag zutiefst unehrlich.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Dass Sie dennoch diesen Antrag stellen und ihn
noch nicht einmal zur Debatte anmelden, daran
sieht man, dass es Ihnen gar nicht darum geht, öf-
fentlichen Druck aufzubauen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was ist denn die
ganzen letzten Wochen passiert?)

sondern Ihnen geht es schlicht und ergreifend dar-
um, Frau Blömeke an den Pranger zu stellen,

(Beifall bei der GAL und der CDU – Dr. An-
dreas Dressel SPD: Da nehmen Sie sich et-
was zu wichtig!)

wohl wissend, dass Frau Blömeke in ihrem eige-
nen Wahlkreis mit den Bürgerinnen und Bürgern
geredet und gefragt hat, wie sie mit dieser Situati-
on umgehen soll, dass wir unser Wahlversprechen
nicht halten können und sie dort auf Zustimmung
getroffen ist und man ihr gesagt hat, treten Sie
nicht zurück. Ich muss Ihnen wirklich sagen, dass
das, was Sie hier machen, nicht politisch, sondern
schlicht und ergreifend menschlich unanständig ist.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Dr. An-
dreas Dressel SPD: Haben Sie eigentlich
schon was zur Sache gesagt, Herr Ker-
stan?)

Das gilt natürlich in besonderem Maße und gerade
auch für denjenigen, der zusammen mit Frau Blö-
meke jahrelang in dem Wahlkreis zusammengear-
beitet hat. Herr Dressel, dass Sie das nötig haben,
tut mir für Sie persönlich sehr leid.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Deshalb, meine Damen und Herren, so schmerz-
lich das für uns Grüne auch ist, werden wir Ihren
Antrag ablehnen und Frau Blömeke wollen wir
nicht zumuten, dieses wirklich billige Manöver von
Ihnen dadurch zu unterstützen, dass sie zustimmt.
Deshalb wird sie sich in diesem Punkt einmal ent-
halten. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Ich gebe das Wort dem
Abgeordneten Grote.

Andy Grote SPD: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Scheinheilig ist es, glaube ich, wenn
man andere politische Konstellationen, die sich an-
ders hätten verhalten können, ins Spiel bringt. Bei
der atemberaubenden Geschwindigkeit, mit der
Sie an die Seite der CDU gestoßen sind, hat sich
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die Frage nicht wirklich gestellt und das wissen Sie
auch selbst.

(Zurufe von der CDU – Ingo Egloff SPD:
Aber sie verstehen sich menschlich gut!)

Sie sagen, Sie hätten wirklich hart gekämpft für
dieses Thema, aber Sie konnten das in den Koaliti-
onsverhandlungen nicht durchsetzen. Wenn ich
mir den Koalitionsvertrag ansehe und sehe, wie
kleinteilig und in welcher Auflistung alle GAL-The-
men dort abgearbeitet sind – der letzte Träger, der
noch einen Zuschuss bekommen soll, ist auch
noch erwähnt – und Sie sagen, bei diesem Thema
war leider keine Bewegung möglich, dann habe ich
da eine andere Vermutung. So wichtig kann Ihnen
der Punkt einfach nicht gewesen sein.

(Beifall bei der SPD – Wolfgang Beuß CDU:
Deshalb haben Sie auch nur eine Stunde
verhandelt!)

Insofern ist es von Ihnen auch scheinheilig, wenn
Sie sagen, wir würden Frau Blömeke an den Pran-
ger stellen. Wir stellen nicht Frau Blömeke an den
Pranger, sondern Sie haben Ihre eigene Abgeord-
nete im Regen stehen lassen.

(Beifall bei der SPD)

Natürlich ist das eine Frage, die die Glaubwürdig-
keit der GAL berührt. Zu einer anderen Einschät-
zung kann man da gar nicht kommen. An keiner
anderen Stelle in Hamburg als an dieser kann man
überprüfen, welchen Stellenwert Ökologie und di-
rekte Demokratie für die GAL tatsächlich haben.
An keiner Stelle spitzt sich dieses Thema so zu.
Sie haben im Koalitionsvertrag niedergelegt, dass
Sie Volksentscheidungen vor Ort ernst nehmen
wollen. Sie wollen den Trend beim Flächenver-
brauch umkehren, Sie wollen ökologisch wichtige
Flächen besser schützen. Nur, wo wollen Sie das
machen, wenn nicht hier? Natürlich können Sie
sich auch nicht hinter der Gesetzeskraft des B-
Plans verstecken, denn selbstverständlich hätten
Sie da noch Möglichkeiten, an diesen B-Plan wie-
der heranzugehen. Auch dieser B-Plan kann wie-
der aufgehoben werden.

(Ingo Egloff SPD: Sie müssen ihn doch nicht
umsetzen! Es ist Ihre Senatorin!)

Der Weg ist da, was fehlt, ist der politische Wille.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Bevor wir zur nächsten
Wortmeldung kommen, darf ich die Zuschauer und
Zuschauerinnen des Hauses darauf hinweisen,
dass Beifalls- und Missfallensbekundungen hier
nicht gestattet sind.

Die Abgeordnete Möller erhält das Wort.

Antje Möller GAL: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Herr Grote, vielen Dank für Ihren Bei-
trag. Wenn es noch irgendeines weiteren Wortes
bedurft hätte, dass es Ihnen eigentlich nur darum
geht, sich an der GAL abzuarbeiten,

(Ingo Egloff SPD: Sie stehen nicht unter Na-
turschutz!)

dann haben Sie das jetzt noch einmal überzeu-
gend dargestellt. Es geht Ihnen gar nicht um den
B-Plan und um die Situation der Leute dort vor Ort.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Dr. An-
dreas Dressel SPD: Sind Sie so tief verletzt,
dass Sie jetzt zu diesen Argumenten greifen
müssen?)

– Das hat mit Verletzungen nichts zu tun, Herr
Dressel. Es geht hier um Politik. Wenn ich mir als
alte Abgeordnete vielleicht einmal den Hinweis er-
lauben darf, dass zum Beispiel der Kollege Engels
miterlebt hat, – bei der SPD fällt mir jetzt niemand
ein –, dass dieser B-Plan Anfang der Neunziger-
jahre entwickelt wurde, und zwar von der SPD. Es
ist ein SPD-Entwurf.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Zurufe
von der SPD)

– Ja das stimmt, Frau Dr. Schaal und Frau Dr. Sta-
pelfeldt waren auch schon da. Wir haben es dann
in der rot-grünen Koalition sehr mühevoll gegen-
über der SPD geschafft, diesen B-Plan in einer im
Übrigen viel größeren Dimension, bezogen auf den
Wohnungsbau, schlicht und einfach in der Schub-
lade versenken zu lassen. Das war ein Erfolg, mei-
ne Damen und Herren.

(Vereinzelter Beifall bei der GAL und der
SPD – Wolfgang Rose SPD: Ja, es geht
doch!)

Ich verstehe gar nicht Ihre Euphorie dabei, denn
das ist Ihnen sehr schwergefallen. Das Entschei-
dende, worüber wir jetzt aber reden, ist, dass die
Mehrheitsfraktion in diesem Hause vor der Wahl
noch Fakten geschaffen hat. So wie wir bei Ihnen
damals schon die Elbvertiefung schlucken mus-
sten, hätten wir sie jetzt wieder schlucken müssen.
Da gab es nur niemanden, der so offensiv und
wahrscheinlich dann auch auf eine Person, viel-
leicht auf Herrn Kerstan zugespitzt gesagt hätte:
Sie haben die Elbe verraten.

(Lachen bei der CDU)

Das ist nicht Politik. Sie verstehen nicht, dass die-
ses Thema für uns nicht mehr zu gewinnen war.
Herr Kerstan hat recht. Wenn Sie es hätten gewin-
nen können, hätten Sie es versuchen können.

(Michael Neumann SPD: Wir hatten keine
Koalitionsverhandlungen darüber!)

Wir konnten es nicht. Es ist bitter für die Leute, die
dort leben. Es wird die Situation in Wohldorf-Ohl-

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 7. Sitzung am 18. Juni 2008 303

(Andy Grote)



1Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage bei (s. Seite 306 bis 307)

stedt massiv verschlechtern. Die Frage ist erstens,
in welcher Geschwindigkeit dieser B-Plan umge-
setzt werden wird – damit haben wir auch alle et-
was zu tun –, zweitens, wie viel Zustimmung gibt
es vor Ort, das heißt im Bezirk selber, und drittens,
wie ernst wollen wir eigentlich die Anliegen der
Menschen vor Ort in diesem Parlament noch neh-
men, wenn wir uns weiterhin auf diese Art und
Weise, wie Sie das hier inszenieren, mit den Pro-
blemen auseinandersetzen.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Wir inszenieren gar nichts! Sie
stimmen ab!)

Präsident Berndt Röder: Frau Dr. Schaal hat das
Wort für maximal fünf Minuten.

Dr. Monika Schaal SPD:* Vielen Dank, Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Frau Möller, Sie
haben recht. Die SPD hat den Plan entwickelt,
aber wir haben uns auch auf Ihren Druck davon
verabschiedet. Wir haben eingesehen, dass es ein
falscher Plan ist, dass durch diese ursprüngliche
Planung die Natur vor die Hunde geht und dass
die Lebensqualität vor Ort darunter leidet. Wir ha-
ben das auch noch einmal nachexerziert. Es gab
mehrere Anhörungen. Wir haben zwei große
Fachanhörungen im Umweltausschuss noch unter
der Leitung von Christian Maaß gemacht, der jetzt
Staatsrat ist und das möglicherweise auch noch
exekutieren muss.

(Ingo Egloff SPD: Das geschieht ihm recht!)

Wir haben feststellen müssen, dass die hydrologi-
schen Verhältnisse so sind, dass ein großes Natur-
gebiet nachhaltig geschädigt wird und das konnten
wir natürlich nicht zulassen.

Ich verstehe Sie auch nicht, Frau Möller, denn Sie
hätten Druckmittel gehabt. Sie haben alle gemerkt,
meine Damen und Herren, wie sehr die CDU daran
interessiert war, sich mit der GAL neue politische
Optionen zu eröffnen. Da hätten Sie das doch nut-
zen können, um auch diesen verhältnismäßig klei-
nen B-Plan anders zu lenken. Sie haben es auch
geschafft – Kompliment –, das Verfahren von
Moorburg zumindest offenzuhalten und in Wohl-
dorf-Ohlstedt gelingt es Ihnen nicht, einen B-Plan
aufzuhalten, der kurz vor der Wahl durchgepeitscht
wurde. Es mag zwar richtig sein, wenn man sagt,
man könne sich nicht koalitionsunfähig zeigen,
aber dieser Plan war jahrelang äußerst kontrovers
und strittig diskutiert worden. Wir haben zwischen
den Anhörungen auch lange Zeit gehabt und im-
mer wieder hat es die CDU versäumt, sich mit den
Argumenten auseinanderzusetzen.

(Hans-Detlef Roock CDU: Solch ein
Quatsch!)

Herr Gedaschko, Sie haben sich auch nie daran
beteiligt, sondern haben immer Ihre Staatsrätin ge-
schickt.

(Frank Schira CDU: Was schlagen Sie hier
eigentlich für eine Schlacht?)

Sie haben sich nicht mit den Argumenten der Gut-
achter, der Initiative und der Opposition auseinan-
dergesetzt, sondern Sie haben die Gutachter diffa-
miert und das muss einen doch stutzig machen,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD – Unmutsäußerungen
bei der CDU)

Weil Sie bei dem Plan so hartnäckig sind, frage ich
mich ganz persönlich, was eigentlich dahinter-
steckt, dass Sie kurz vor der Wahl noch eine solch
strittige Sache in einem derartigen Affentempo
durchgepeitscht haben. Sind da möglicherweise
schon Versprechungen an Investoren gemacht
worden, von denen Sie nicht wieder zurück kön-
nen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen mehr. Dann kommen wir zur Ab-
stimmung.

Die SPD-Fraktion hat gemäß Paragraf 36 Absatz 1
der Geschäftsordnung eine namentliche Abstim-
mung beantragt. Herr Hakverdi und Herr Ploog
werden Sie gleich in alphabetischer Reihenfolge
aufrufen. Wenn Sie den SPD-Antrag aus Drucksa-
che 19/442 annehmen möchten, antworten Sie bit-
te deutlich mit Ja, wenn Sie ihn ablehnen wollen,
mit Nein und wenn Sie sich enthalten möchten,
antworten Sie bitte mit Enthaltung.

Ich darf nun Herrn Hakverdi bitten, zu beginnen.

(Namentliche Abstimmung)1

Präsident Berndt Röder: Ist ein Mitglied des
Hauses nicht aufgerufen worden? – Das ist nicht
der Fall. Ich erkläre die Abstimmung für beendet.
Das Abstimmungsergebnis wird jetzt zügig ermittelt
und Ihnen dann mitgeteilt. Die Sitzung ist bis dahin
unterbrochen.

Unterbrechung: 20:46 Uhr

Wiederbeginn: 20:48 Uhr

Präsident Berndt Röder: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist wieder eröffnet. Bei der Abstim-
mung über den Antrag aus der Drucksache 19/442
gab es insgesamt 117 abgegebene Stimmen. Mit
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Ja haben 52 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 64
Abgeordnete bei einer Enthaltung. Damit ist der
Antrag aus der Drucksache 19/442 abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 37 auf, Drucksa-
che 19/489, Antrag der Fraktion DIE LINKE: Ge-
setzentwurf der Fraktion DIE LINKE für ein Elftes
Gesetz zur Änderung des Bauleitplanfeststellungs-
gesetzes und Antrag auf Nachwahl eines Mitglieds
und dessen Vertreterin oder Vertreters für die
Kommission für Stadtentwicklung.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE für ein
Elftes Gesetz zur Änderung des Bauleitplan-
feststellungsgesetzes
und
Antrag auf Nachwahl eines Mitglieds und des-
sen Vertreterin oder Vertreters für die Kommis-
sion für Stadtentwicklung
– Drs 19/489 –]

Wer möchte das Elfte Gesetz zur Änderung des
Bauleitplanfeststellungsgesetzes aus der Drucksa-
che 19/489 beschließen? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

– Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause?
– Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschließen?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
auch in zweiter Lesung einstimmig und damit end-
gültig beschlossen.

Wer möchte darüber hinaus dem Antrag folgen?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
einstimmig so beschlossen.

Meine Damen und Herren! Ich wünsche Ihnen
einen sicheren Heimweg. Die Sitzung ist geschlos-
sen.

Ende: 20:49 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Rolf Harlinghausen, Stephan Müller und Elke
Thomas
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Anlage
(siehe Seite 304)

Namentliche Abstimmung
über den Antrag der Fraktion der SPD:
Überprüfung des Bebauungsplanes Wohldorf-Ohlstedt 13
Drucksache 19/442

Name Abstimmungsergebnis

Barbara Ahrons Nein

Kersten Artus Ja

Elke Badde Ja

Jan Balcke Ja

Elisabeth Baum Ja

Horst Becker Nein

Ksenija Bekeris Ja

Wolfgang Beuß Nein

Joachim Bischoff Ja

Christiane Blömeke Enthaltung

Olaf Böttger Nein

Ole Thorben Buschhüter Ja

Wilfried Buss Ja

Bernd Capeletti Nein

Bülent Ciftlik Ja

Alexandra Dinges-Dierig Nein

Gabi Dobusch Ja

Anja Domres Ja

Andreas Dressel Ja

Dieter Dreyer Nein

Barbara Duden Ja

Ingo Egloff Ja

Gunnar Eisold Ja

Hartmut Engels Nein

David Erkalp Nein

Britta Ernst Ja

Thomas Felskowsky Nein

Lydia Fischer Nein

Friederike Föcking Nein

Günter Frank Ja

Egbert von Frankenberg Nein

Marino Freistedt Nein

Jörn Frommann Nein

Hanna Gienow Nein

Thies Goldberg Nein

Jens Grapengeter Nein

Name Abstimmungsergebnis

Martina Gregersen Nein

Andy Grote Ja

Uwe Grund Ja

Nebahat Güclü Nein

Eva Gümbel Nein

Micael Gwosdz Nein

Norbert Hackbusch Ja

Metin Hakverdi Ja

Jörg Hamann Nein

Heiko Hecht Nein

Robert Heinemann Nein

Roland Heintze Nein

Linda Heitmann Nein

Klaus-Peter Hesse Nein

Dora Heyenn Ja

Natalie Hochheim Nein

Jens Kerstan Nein

Dirk Kienscherf Ja

Thilo Kleibauer Nein

Rolf-Dieter Klooß Ja

Martina Koeppen Ja

Karen Koop Nein

Thomas Kreuzmann Nein

Anne Krischok Ja

Wolfgang Joithe - von Krosigk Ja

Harald Krüger Nein

Rüdiger Kruse Nein

Philipp-Sebastian Kühn Ja

Hans Lafrenz Nein

A. W. Heinrich Langhein Nein

Gerhard Lein Ja

Dittmar Lemke Nein

Bettina Machaczek Nein

Brigitta Martens Nein

Lutz Mohaupt Nein

Antje Möller Nein
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Name Abstimmungsergebnis

Farid Müller Nein

Wolfgang Müller-Kallweit Nein

Arno Münster Ja

Michael Neumann Ja

Ralf Niedmers Nein

Olaf Ohlsen Nein

Christel Oldenburg Ja

Aygül Özkan Nein

Mathias Petersen Ja

Wolfhard Ploog Nein

Jan Quast Ja

Ties Rabe Ja

Berndt Röder Nein

Hans-Detlef Roock Nein

Wolfgang Rose Ja

Andrea Rugbarth Ja

Monika Schaal Ja

Martin Schäfer Ja

Jana Schiedek Ja

Frank Schira Nein

Stefan Schmitt Ja

Christiane Schneider Ja

Birgit Schnieber-Jastram Nein

Sören Schumacher Ja

Karl Schwinke Ja

Richard Seelmaecker Nein

Viviane Spethmann Nein

Dorothee Stapelfeldt Ja

Hjalmar Stemmann Nein

Birgit Stöver Nein

Carola Thimm Ja

Juliane Timmermann Ja

Karin Timmermann Ja

André Trepoll Nein

Peter Tschentscher Ja

Carola Veit Ja

Thomas Völsch Ja

Kai Voet van Vormizeele Nein

Andreas Waldowsky Nein

Andreas C. Wankum Nein

Karl-Heinz Warnholz Nein

Jenny Weggen Nein

Name Abstimmungsergebnis

Ekkehart Wersich Nein

Monika Westinner Nein

Mehmet Yildiz Ja
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Anlage 2
Zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 11

Wahl von 15 Deputierten der Justizbehörde
- Drucksache 19/480 -

Gewählt wurden Zahl der
abgegebenen
Stimmen

Ja-
Stimmen

Nein-
Stimmen

Enthaltungen Ungültige
Stimmen

Vorschlag der CDU-Fraktion:
Dr. Jochen Bach 116 107 5 2 2
Dr. Michael Fromm 116 106 6 2 2
Yvonne Janßen-Dethgens 116 106 6 2 2
Dr. Bettina Krehl 116 106 6 2 2
Beatrix Kropp 116 106 6 2 2
Gerhard Twesten 116 106 6 2 2
Karin von Behr 116 106 6 2 2
Vorschlag der SPD-Fraktion:
Markus Bregazzi 116 106 6 2 2
Urs Tabbert 116 104 8 3 1
Birthe Dressel 116 104 10 1 1
Andreas Ackermann 116 107 5 2 2
Sabine Kramer 116 109 5 1 1
Constanze Zander-Böhm 116 106 6 2 2
Vorschlag der GAL-Fraktion:
Ernst Medecke 116 104 10 1 1
Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE:
Britta Eder 116 72 26 16 2
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Anlage 2

Wahl von 15 Deputierten der Behörde
für Schule und Berufsbildung
- Drucksache 19/481 -

Gewählt wurden Zahl der
abgegebenen
Stimmen

Ja-
Stimmen

Nein-
Stimmen

Enthaltungen Ungültige
Stimmen

Vorschlag der CDU-Fraktion:
Renate Buhs 116 103 6 4 3
Monika Heins 116 103 5 5 3
Wolfgang Kramer 116 98 9 5 4
Reinhard Meyer 116 103 5 5 3
Marita Meyer-Kainer 116 105 4 4 3
Dr. Susanne Rieckborn 116 105 4 4 3
Birgit Zeidler 116 105 4 3 3
Vorschlag der SPD-Fraktion:
Petra Löning 116 108 5 2 1
Sebastian Jonscher 116 107 6 2 1
Aydan Özoguz 116 111 3 1 1
Ole Schwede 116 109 5 1 1
Meike Jensen 116 107 6 1 2
Nicole Schuback 116 108 5 2 1
Vorschlag der GAL-Fraktion:
Edgar Mebus 116 107 6 2 1
Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE:
Henning Feige 116 77 24 12 3
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Anlage 2

Wahl von 15 Deputierten der Behörde
für Wissenschaft und Forschung
- Drucksache 19/482 -

Gewählt wurden Zahl der
abgegebenen
Stimmen

Ja-
Stimmen

Nein-
Stimmen

Enthaltungen Ungültige
Stimmen

Vorschlag der CDU-Fraktion:
Constanze Bredenbreuker 116 102 6 6 2
Corinna Buttler 116 104 4 6 2
Elke Dreyer 116 102 5 7 2
Helen-Editha Marwede 116 104 4 6 2
Thorsten Unger 116 103 4 7 2
Agnes Wieczorek 116 103 4 7 2
Nils T. Wolk 116 102 4 7 3
Vorschlag der SPD-Fraktion:
Kristina Böhlke 116 107 6 2 1
Iris Groschek 116 108 5 2 1
Torsten Hönisch 116 107 6 2 1
Sven Tode 116 108 5 2 1
Gudrun Bischoff-Kümmel 116 108 5 2 1
Guido Meyer 116 108 5 2 1
Vorschlag der GAL-Fraktion:
Stefanie Wolpert 116 107 5 3 1
Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE:
Till Petersen 116 72 25 16 3
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Anlage 2

Wahl von 15 Deputierten der Behörde
für Kultur, Sport und Medien
- Drucksache 19/483 -

Gewählt wurden Zahl der
abgegebenen
Stimmen

Ja-
Stimmen

Nein-
Stimmen

Enthaltungen Ungültige
Stimmen

Vorschlag der CDU-Fraktion:
Karl-Heinz Ehlers 116 98 11 5 2
Regina Gibbins 116 103 6 5 2
Sebastian Kothanikkel 116 103 5 6 2
Gino Leineweber 116 102 6 6 2
Carsten Rohde 116 102 6 6 2
Dietrich Rusche 116 103 6 5 2
Dr. Birthe Vietze 116 104 5 5 2
Vorschlag der SPD-Fraktion:
Susanne Kilgast 116 108 5 2 1
Renate Schade 116 107 6 2 1
Andreas Brinckmann 116 106 7 2 1
Eva Schleifenbaum 116 107 6 2 1
Wolfgang Marx 116 106 6 3 1
Stefan Engels 116 107 6 2 1
Vorschlag der GAL-Fraktion:
Michael Werner-Bölz 116 103 8 3 2
Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE:
Walter Wilken 116 73 24 16 3
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Anlage 2

Wahl von 15 Deputierten der Behörde
für Soziales, Familie,
Gesundheit und Verbraucherschutz
- Drucksache 19/484 -

Gewählt wurden Zahl der
abgegebenen
Stimmen

Ja-
Stimmen

Nein-
Stimmen

Enthaltungen Ungültige
Stimmen

Vorschlag der CDU-Fraktion:
Stefan Bohlen 116 103 5 6 2
Abut Can 116 103 5 6 2
Irene Gross 116 102 6 6 2
Thorsten Kuhlmann 116 103 5 6 2
Kay Petersen 116 103 5 6 2
Dr. Rudolph Sandmann 116 102 6 6 2
Marion von Frankenberg 116 103 5 5 3
Vorschlag der SPD-Fraktion:
Susanne Buhl 116 106 6 2 2
Jens-Peter Schwieger 116 107 5 2 2
Sylvia Wowretzko 116 107 5 2 2
Birger Kirstein 116 107 5 2 2
Elisabeth Chowaniec 116 105 7 2 2
Renate Janssen 116 107 5 2 2
Vorschlag der GAL-Fraktion:
Dr. Verena Lappe 116 107 5 1 3
Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE:
Detlef Baade 116 71 23 17 5
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Anlage 2

Wahl von 15 Deputierten der Behörde
für Stadtentwicklung und Umwelt
- Drucksache 19/485 -

Gewählt wurden Zahl der
abgegebenen
Stimmen

Ja-
Stimmen

Nein-
Stimmen

Enthaltungen Ungültige
Stimmen

Vorschlag der CDU-Fraktion:
Christoph Günther 116 104 4 6 2
Peter Kossmehl 116 103 5 6 2
Vullnet Rusani 116 103 5 6 2
Holger Schmidt 116 104 4 6 2
Peter Uhlenbroock 116 102 6 5 3
Florentina Wohlberg 116 105 4 5 2
Hans-Ulrich Zöllner 116 104 4 6 2
Vorschlag der SPD-Fraktion:
Beate Waldtmann 116 108 5 2 1
Renate Kraul-Behrens 116 108 5 2 1
Rolf Lange 116 106 5 3 2
Ralf Neubauer 116 108 5 2 1
Manfred Körner 116 107 6 2 1
Renate Vogel 116 108 5 2 1
Vorschlag der GAL-Fraktion:
Frank Berka 116 103 7 4 2
Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE:
Heike Sudmann 116 76 23 13 4

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 7. Sitzung am 18. Juni 2008 313



Anlage 2

Wahl von 15 Deputierten der Behörde
für Wirtschaft und Arbeit
- Drucksache 19/486 -

Gewählt wurden Zahl der
abgegebenen
Stimmen

Ja-
Stimmen

Nein-
Stimmen

Enthaltungen Ungültige
Stimmen

Vorschlag der CDU-Fraktion:
Ina Eggers 115 104 6 4 1
Karl Fasbender 115 104 4 6 1
Dieter Grützmacher 115 104 4 6 1
Berend Kohlhase 115 104 4 6 1
Matthias Lischke 115 102 6 6 1
Dr. Gerhard Lüders 115 102 6 6 1
Werner Schierk 115 104 4 6 1
Vorschlag der SPD-Fraktion:
Hans-Christoff Dees 115 103 7 3 2
Gerhard Kleinmagd 115 98 12 3 2
Gesine Dräger 115 105 7 2 1
Jürgen Schüssler 115 107 5 2 1
Joachim Seeler 115 107 5 2 1
Helga Mauersberger 115 106 6 2 1
Vorschlag der GAL-Fraktion:
Birgit Müller 115 107 4 3 1
Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE:
Hinrich Federsen 115 70 25 16 4
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Anlage 2

Wahl von 15 Deputierten der Behörde
für Inneres
- Drucksache 19/487 -

Gewählt wurden Zahl der
abgegebenen
Stimmen

Ja-
Stimmen

Nein-
Stimmen

Enthaltungen Ungültige
Stimmen

Vorschlag der CDU-Fraktion:
Manfred Frick 116 101 7 6 2
Hans-Hermann Fritsche 116 102 6 6 2
Martin Hoschützky 116 98 10 6 2
Dietrich Hoth 116 95 13 6 2
Bernd Ohde 116 97 11 6 2
Annikki Savonen 116 102 6 6 2
Ursula Wiedemann 116 103 5 6 2
Vorschlag der SPD-Fraktion:
Nicole Horstmann 116 107 5 3 1
Lars Kocherscheid 116 107 5 3 1
Dirk Mirow 116 106 6 3 1
Gerda Rose-Guddusch 116 107 5 3 1
Doris Mandel 116 106 6 3 1
Dominik Vogeler 116 107 5 3 1
Vorschlag der GAL-Fraktion:
Tina Fritsche 116 108 3 4 1
Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE:
Marc Meyer 116 72 23 18 3
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Anlage 2

Wahl von 15 Deputierten der Finanzbehörde
- Drucksache 19/488 -

Gewählt wurden Zahl der
abgegebenen
Stimmen

Ja-
Stimmen

Nein-
Stimmen

Enthaltungen Ungültige
Stimmen

Vorschlag der CDU-Fraktion:
Oliver Drews 116 105 4 5 2
Inge Ehlers 116 103 5 6 2
Josef Katzer 116 105 4 5 2
Petra Raßfeld-Wilske 116 104 5 5 2
Thomas Scheffel 116 105 4 5 2
Andreas Stonus 116 103 5 6 2
Michael Waldhelm 116 100 8 6 2
Vorschlag der SPD-Fraktion:
Jürgen Schmidt 116 101 10 4 1
Elisabeth Kiausch 116 105 9 1 1
Walter Zuckerer 116 105 9 1 1
Tanja Bestmann 116 108 5 2 1
Rüdiger Felsch 116 109 5 1 1
Joachim Heitmann 116 108 5 2 1
Vorschlag der GAL-Fraktion:
Gabriele Albers 116 107 4 4 1
Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE:
Rainer Volkmann 116 73 22 17 4
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Anlage 2

Wahl eines Mitglieds des Datenschutzgremiums
nach § 14 der Datenschutzordnung
der Hamburgischen Bürgerschaft
- Drucksache 19/493 -

Gewählt wurde Zahl der
abgegebenen
Stimmen

Ja-
Stimmen

Nein-
Stimmen

Enthaltungen Ungültige
Stimmen

Vorschlag der GAL-Fraktion:
Farid Müller 113 97 9 6 1
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Anlage 3

Sammelübersicht gemäß § 26 Absatz 5 GO
für die Sitzung der Bürgerschaft am 18. Juni 2008

A.Kenntnisnahmen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

23 422 Bericht der Kommission für Bodenordnung für das Jahr 2007
27 467 Entwicklungsplanung „Harburger Binnenhafen“
29 446 Bericht der Vierten Unabhängigen Kommission zur Angemessenheit der Leistungen nach

dem Hamburgischen Abgeordnetengesetz
30 478 Geschäftsordnungen der Fraktionen
31 360 Bericht des Verfassungsausschusses

B.Einvernehmliche Ausschussüberweisungen

TOP Drs-Nr. Gegenstand auf An-
trag der

Überweisung an

19 471 Ergänzung des Haushaltsbeschlusses 2007/2008 für das
Haushaltsjahr 2008 - Sicherheitsleistung zugunsten der
GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH

SPD Haushaltsaus-
schuss

20 300 7. Beteiligungsbericht SPD Haushaltsaus-
schuss

21 380 Beteiligung der HGV an der Komplementär-GmbH eines Er-
werbsvehikels (GmbH & Co. KG) zum möglichen Ankauf von
Hapag-Lloyd

SPD Haushaltsaus-
schuss

22 381 Unterrichtung der Bürgerschaft über das Ergebnis der Mai-
Steuerschätzung 2008

SPD Haushaltsaus-
schuss

25 426 Zwischenerwerb von Aktien der Norddeutschen Affinerie AG
(NA)

SPD Haushaltsaus-
schuss (f.) und Wirt-
schaftsausschuss

28 479 Zusammenfassender Bericht der Aufsichtskommission gemäß
§ 23 Absatz 4 des Hamburgischen Gesetzes über Hilfen und
Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten (HmbPsy-
chKG) über ihre Tätigkeit in den Jahren 2004 und 2005

SPD Gesundheitsaus-
schuss
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